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EINLEITUNG 

Die vorliegende Dokumentation zur sozialen Lage der Studierenden in Österreich wurde ent­

sprechend der Entschließung des Nationalrates vom 13. November 1997, E 91-NR/XX.GP, vom 

Bundesministerium fiir Wissenschaft und Verkehr federfiihrendin Zusammenarbeit mit den Bundes­

ministerien für Umwelt, Jugend und Familie, für Arbeit, Gesundheit und Soziales und dem Bundes­

ministerium für Finanzen erarbeitet. Sie stellt die Rechtslage zum gegenwärtigen Zeitpunkt in jenen 

Sozialbereichen dar, die Studierende besonders betreffen, sowie die rechtliche Entwicklung seit 

dem letzten Bericht des Bundesministeriums für Wissenschaft und Verkehr zur sozialen Lage der 

Studierenden. 'Weiters wird die budgetäre und statistische Entwicklung in diesem Zeitraum dar­

gestellt. Als Stichtag für die Rechtsdokumentation wurde der 1. Mai 1998 gewählt, sodaß zu 

diesem Zeitpunkt noch nicht geltende Änderungen (Familienbesteuerung) nicht Gegenstand dieser 

Dokumentation sind. 

Ein großer Teil der in der Entschließung gewünschten Daten kann nur über eine unter den Studie­

renden durchzuführende Befragung gewonnen werden. Die Fertigstellung und Auswertung der 

Befragung war bis zum angegebenen Termin (1. Juni 1998) aufgrund des erheblichen Aufwandes, 

den eine umfassende empirische Erhebung erfordert, nicht möglich, sodaß mit der vorliegenden 

Dokumentation der Rechtslage und der Rechtsentwickl ung lediglich der erste Teil des gewünschten 

Berichtes vorliegt. Dieser Bericht wird durch die Auswertung einer im Sommersemester 1998 unter 

den Studierenden durchgeführten Befragung ergänzt. Voraussichtlich bis Ende 1998 wird damit ein 

umfassender Bericht zur sozialen Lage der Studierenden in Fortführung der bisherigen Berichte des 

Bundesministeriums fiir Wissenschaft und Verkehr (zuletzt 1995) vorliegen. Es ist beabsichtigt, auch 

diesen Gesamtbericht zur sozialen Lage von Studierenden dem Nationalrat zur Kenntnis zu bringen. 

Die vorliegende Dokumentation enthält in ihrem Teil A allgemeine Aussagen über Studierende im 

Hochschulbereich, im Teil B eine Darstellung der einzelnen Förderungsbereiche, die jeweils die 

geltende Rechtslage, die Entwicklung im Berichtszeitraum und die quantitative Entwicklung beinhal­

tet. Teil B umfaßt die Förderung nach dem Studienförderungsgesetz, nach dem Familienlastenaus­

gleichsgesetz, Regelungen über Kranken-, U nfall- und Pensionsversicherung von Studierenden, 

Förderungen nach dem Einkommensteuergesetzsowie Fördermaßnahmen im Bereich der Studen­

tenheime und Mensen. Die einzelnen Berichte im Teil B wurden j eweils von den zuständigen 

Bundesministerien erstellt. 
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KURZFASSUNG 

Aus der folgenden Dokumentation läßt sich eine Reihe von klaren Tendenzen bei der Entwicklung 

der Sozialförderungsmaßnahmen Studierender in den letzten fünf Jahren ablesen. 

Insgesamt sind dies folgende Trends: 

a) Gesamtentwicklung: 

Die Zahlen der Studierenden nahmen im Berichtszeitraum zwar zu, die Neuzugänge an Universitäten 

und Kunsthochschulen sind aber stagnierend bzw. zurückgegangen, in manchen Studienrichtungen 

sogar stark zurückgegangen (Rechtswissenschaften). Unter den drei Hochschulbereichen, die in den 

Zuständigkeitsbereich des Bundesministeriums für Wissenschaft und Verkehr fallen, hat sich eine 

Verschiebung der Rangordnung nach Studierendenzahl ergeben. Die seit 1994 bestehenden 

Fachhochschul-Studiengänge sind derartig stark expandiert, daß die Zahl der inländischen Studie­

renden an Fachhochschul-Studiengängen jene an Kunsthochschulen bereits übersteigt. Zahlenver­

gleiche ergeben auch eine Abwanderung potentieller Universtitätsstudierender in Richtung 

Fachhochschul-Studiengänge. 

b) FörderunKsmaßnahmen: 

Im Berichtszeitraum sind die Aufwendungen für Sozialf6rderungsmaßnahmen, welche das Bundes­

ministerium für Wissenschaft und Verkehr verwaltet und spezifisch für Studierende gedacht sind, 

gestiegen; andere Sozialförderungsmaßnahmen, die nicht spezifisch für Studierende gedacht sind 

und von anderen Bundesministerien verwaltet werden, sind tendenziell rückläufig. Insgesamt muß 

die Entwicklung aber differenziert betrachtet werden. Die Anforderungen an die Studienleistungen, 

welche Studierende für ihre Forderungen nachzuweisen haben, sind innerhalb der Versicherungs­

leistungen gleichgeblieben, bei Studienf6rderung, Familienbeihilfe und Kinderabsetzbeträge aber 

gestiegen. 
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1. Krankenversicherung: 

• Selbstversicherung: 

Die Rechtslage hinsichtlich Anspruchsberechtigung wurde nicht verändert, die Aufwendungen 

und Zahl der begünstigten Selbstversicherten sind gestiegen. Der Grund hiefür ist im steigenden 

Alter der Studierenden und in der Attraktivität der begünstigen Selbstversicherung zu sehen. 

• Angehörigeneigenschaft (Mitversicherung) 

Die Rechtslage für den Anspruch ist gleichgeblieben. Über die zahlenmäßige Entwicklung 

existieren keine Daten, auf Grund der gestiegenen Gesamtzahl der Studierenden ist auch hier 

mit einem Ansteigen der mitversicherten Studierenden zu rechnen. 

2. Waisenpensionen: 

Die Rechtslage hinsichtlich Anspruchsberechtigung ist gleichgeblieben. Die Zahl der ausbezahl­

ten Waisenpensionen ist seit 1994 um rund 15 % zurückgegangen, der jährliche Pensionsauf­

wand ganz geringfügig zurückgegangen. Der Grund für den Rückgang wird in demographischen 

Effekten vermutet. 

3. Familienlastenausgleichsgesetz: 

Die stärkste Auswirkung haUen die zwei Strukturanpassungsgesetze 1995 und 1996, welche 

die Altersgrenze herabsetzten und die Studienanforderungen erhöhten. Die Familienbeihilfenfalle 

gingen von 103.000 (1995) auf72.000 (1998) zurück. (Gesamtrückgang somit um 30 %). Das 

Einsparungsvolumen betrug 1997 rund 450 Mio S. 

Schul fahrtbeihilfe und Schülerfreifahrtwurden 1995bzw.1996fürStudierendegestrichen. Das 

Einsparungsvolumen betrug für Schülerfreifahrt rund 530 Mio S. 
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4. Einkommensteuergesetz: 

Die Voraussetzungen für Kinderabsetzbetrag und Unterhaltsabsetzbetragwurden parallel mit 

dem Familienlastenausgleichsgesetz 1995 bzw. 1996 verschärft, sodaß auch hier ein Ein­

sparungsvolumen von rd.160 Mio S vorliegt. Bei den außergewöhnlichen Belastungen für 

auswärts studierende Kinder hat sich die Rechtslage im Berichtszeitraum nicht geändert. 

5. Studienförderung: 

Das Studienförderungsgesetz ist im Berichtszeitraum zehnmal novelliert worden. Es wurden 

neue Förderungsmaßnahmen geschaffen, die Anspruchsvoraussetzungen verändert (teilweise 

strengere Studienanforderungen, Altersgrenze herabgesetzt), die Höchststipendienbeträge 

angehoben. Die Zahl der Studienbeihilfenbezieher im Zuständigkeitsbereich des Bundes­

ministeriums für Wissenschaft und Verkehr ist seit dem Studienjahr 1994/95 um rund 8 % 

gestiegen, die Aufwendungen von 1995 bis 1998 von 1,22 Milliarden auf 1,64 Milliarden. 

Dieses starke Ansteigen ist mit den gestiegenen durchschnittlichen Studienbeihilfen zu begrün­

den (1994/95 an Universitäten: S 47.260, -, 1997/98: S 50.890, -- ), welche di e Einschränkung 

anderer Sozialleistungen teilweise kompensierten; zum Teil auch erklärbar mit der Schaffung 

neuer Förderungsmaßnahmen zur Kompensation anderer eingeschränkter Maßnahmen (Fahrt­

kostenzuschuß). Auffallend ist auch die starke Zunahme der Internationalisierung durch die 

wachsende Zahl an Beihilfen für Auslandsstudien. Die Statistik bestätigt auch den positive 

Effekt der Studienbeihilfe auf die Studiendauer. 

6. Sozialmaßnahmen des BMWV insgesamt: 

Diese sind von 1,5 Milliarden 1995 auf 2,1 Milliarden 1998 gestiegen. Der Grund für dieses 

überproportionaIe Ansteigen liegt vor allem im Anstieg der Studienförderungsgelder, die 

78,5 % der Sozialaufwendungen ausmachen, sowie im Anstieg der Aufwendungen für Studen­

tenheime und der Sozialversicherung für Studierende. 
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A. Studierende im Hochschulbereich 
.. in Osterreich 
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Quantitative Entwicklungen 

Im folgenden wird der Begriff "Hochschulbereich" verwendet, um Universitäten, Hochschulen 

künstlerischer Richtung und Fachhochschul-Studiengänge zusammenzufassen. Der Begriff" Postse­

kundarbereich" schließt auch noch Pädagogische Akademien, SoziaIakademien, Kollegs und einige 

andere Ausbildungsmöglichkeiten nach der Matura ein. 

1. Entwicklung der Studienanfängerzahlen 

Die folgenden Ausführungen und Zahlenangaben beziehen sich ausschließlich auf Studierende mit 

österreichischer Staatsbürgerschaft, da eine Einbeziehung der ausländischen Studierenden durch die 

Inhomogenität dieser Gruppe keine aussagekräftigen Angaben aus amtlichen Statistiken über deren 

soziale Situation ergeben kann. 

Der Zugang zu den Hochschulen ist bis nach Mitte der achtziger Jahre stetig gestiegen und hat 

sich sodann weitgehend stabilisiert. Seit dem Wintersemester 1996/97 wiederum ist ein Rückgang 

der Zahl der Studienanfänger und -anfängerinnen im Hochschulbereich zu beobachten, vor allem an 

den Universitäten. (siehe Tabelle 1).  

Im Wintersemester 1970/71 z.B. begannen 7.797 inländische Hörer und Hörerinnen ihr Studium 

an einer Universität, und 25 Jahre später, im Wintersemester 1995/96 konnte mit 19.813 Er­

stimmatrikulierenden der bislang stärkste AnfangeIjahrgang an Universitäten registriert werden. Seit 

dem Wintersemester 1996/97 ist die Zahl der Anfänger an Universitäten wieder rückläufig und lag 

im Wintersemester 1997/98 bei 16.684. 

Die Zahl der inländischen Studienanfänger an Kunsthochschulen stieg bis in die achtziger Jahre und 

ist seit Beginn der neunziger Jahre wieder zurückgegangen. Fachhochschul-Studiengänge wurden ab 

dem Studienjahr 1994/95 eingerichtet und konnten, weil dieser Sektor im Aufbau begriffen ist, 

seitdem stetig steigende Studierendenzahlen verzeichnen - im Wintersemester 1997/98 waren es 

2.462. 
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Tabelle 1: Entwicklung der Zahl der Studienanfänger im Hochschulbereich, 
1970/71 bis 1997/98 

m 

(Erstmalig aufgenommene inländische ordentliche Studierende an Universitäten, 
Kunsthochschulen und Fachhochschul-Studiengängen, nach Geschlecht, Winterse­
mester 1970/71, 1980/81, 1990/91 und 1993/94 bis 1997/98) 

Universitäten Kunsthochschulen Fachhochsch.-StG. Hochschulwesen ges. 

w ges. m w ges. m w ges. m w ges. 

1970/71 5.522 2.275 7.797 159 153 312 * 5.681 2.428 8.109 

1980/81 8.050 6.987 15.037 353 245 598 * 8.403 7.232 15.635 

1990/91 10.118 9.642 19.760 266 259 525 * 10.384 9.901 20.285 

1993/94 9.465 10.014 19.479 243 261 504 * 9.708 10.275 19.983 

1994/95 9.032 10.218 19.250 236 266 502 525 149 674 9.793 10.633 20.426 

1995/96 9.202 10.611 19.813 228 219 447 927 226 1.153 10.357 11.056 21.413 

1996/97 8.002 9.808 17.810 171 240 411 1.521 553 2.074 9.694 10.601 20.295 

1997/98 6.935 9.749 16.684 126 161 287 1.756 706 2.462 8.817 10.616 19.433 

7870/, 91 8 %  85 9% 140/, 15% 15% 19 90/, 67% 127% 100 00/, 100 0% 100 00;. .. 
Quelle: OStat. BMWV 

An Kunsthochschulen ab WS 1 997/98 neue Berechnungsmethode durch Bereinigung von Doppelzählungen 

An Universitäten können alle Personen, die eine Studienberechtigung erworben haben, aufgenom­

men werden, an Hochschulen künstlerischer Richtung und Fachhochschul-Studiengängen gelten 

darüber hinaus noch eigene Zulassungsverfahren. 

Die Anfangerzahl im gesamten Hochschulbereich erreichte ihren vorläufigen Höhepunkt mit 21.413 

ebenfalls im Wintersemester 1995/96 und ging im darauf folgenden Wintersemester wieder zurück. 

Im Wintersemester 1997/98 war ein weiterer Rückgang auf 19.433 zu beobachten. Von diesen 

gingen ca. 86% an eine Universität, 1,5% an eine Hochschule künstlerischer Richtung und ca. 13% 

an einen Fachhochschul-Studiengang. 

Etwa 7.000 weitere Personen wählen eine andere, außerhalb des Hochschulbereiches liegende 

Form der postsekundaren Ausbildung nach der Matura, indem si e eine berufsbildende Akademie, 

Kollegs und Speziallehrgänge an höheren Schulen oder eine medizinisch-technische Ausbildung 

besuchen. 
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Tabelle 2: Entwicklung der Zahl der Studienanfanger im Hochschulbereich als 
Anteil an der gleichaltrigen Wohnbevölkerung ("Studienanfänger­
quote"), 1970/71 bis 1997/98 
(erstmalig aufgenommene inländische ordentliche Studierende an Universitäten, 
Kunsthochschulen und Fachhochschul-Studiengängen, nach Geschlecht, Winterse­

mester 1970/71, 1980/81, 1990/91 und 1993/94 bis 1997/98) 

ws Universitäten Kunsthochschulen Fachhochsch.-StG. Hochschulwesen ges. 

m w ges. m w ges. m w ges. m w ges. 

1970nl 10,8% 4, 5% 7,7% 0,3% 0,3% 0,3% * 11,1% 4,8% 8,0% 
1980/81 13,1% 11,9% 12,4% 0,6% 0,4% 0,5% * 13,7% 12,3% 12,9% 
1990/91 18,2% 18,0% 18,1% 0,5% 0,5% 0,5% * 18,7% 18, 5% 18,6% 
1993/94 19 3% 21 5% 20 5% 0 5% 0 6% 0.5% * 19.8% 22 1% 21 0% 
1994/95 19 9% 23 6% 21 7% 0 5% 0 6% 0 6% 1 0% 0 3% 0.8% 21 6% 24 5% 23.0% 
1995/9 6 20 9% 25.3% 23 0% 0 5% 0 5% 0.5% 2 1% 0 5% 1 3% 23 5% 26 3% 24.9% 
1996/97 18 4% 23 7% 21 0% 0 4% 0 6% 0 5% 3 5% 1 3% 2.4% 2�3% 25.6% 23.9% 
1997/98 11'; �% 24.1% 20.1% 0.3% 0.4% 0.3% 4.1% LNL � � 26...3..%. 23.4% .. 

Quelle: OStat, BMWV 

Studienanfängerquote: Anteil am durchschnittlichen Altersjahrgang der 18 . 22jährigen Wohnbevölkerung (ab 1990/91: 

inländische Wohnbevölkerung) 

An Kunsthochschulen ab WS 1997/98 neue Berechnungsmethode durch Bereinigung von Doppelzählungen 

Die Gliederung der Studienanfanger und -anfangerinnen nach dem Geschlecht hat sich in 

den letzten 30 Jahren stark verändert und ist zuerst bis Mitte der achtziger Jahre durch ein Aufholen 

der Frauen und in den letzten Jahren durch ein Überwiegen der Studienanfängerinnen an den 

Universitäten gekennzeichnet Der Rückgang der Anfiingerzahlen an Universitäten seit dem Winter­

sem ester 1996/97 betrifft vor allem männliche Studierende, welche wiederum an Fachhochschul­

Studiengängen weit stärker als Frauen vertreten sind. Unter den Anfängern und -anfängerinnen im 

Hochschulbereich insgesamt - Universitäten, Kunsthochschulen und Fachhochschulen zusammen­

überwiegen jedoch weiterhin mit 54% die Frauen. 

Ein weiterer, überdurchschnittlich starker Rückgang der Zahljüngerermännlicher Studienanfänger 

im Wi ntersemester 1997/98 kann zum Teil mit der seit 1.1.1997 geänderten Einberufungspraxis 

zum Präsenzdienst erklärt werden. 

Der Zuwachs an Studierenden in den achtziger Jahren war nicht mehr auf demographische Fakto­

ren, dh. auf steigende Geburtsjahrgänge, sondern auf eine Ausweitung der Bildungsbeteiligung 

zurückzuführen: mehr Schüler und Schülerinnen entschlossen sich zum Übertritt in eine höhere 

Schule, damit stieg die Zahl der Hochschulberechtigten und parallel dazu erhöhte sich auch der 

Anteil derjenigen, die nach der Matura ein Studium aufnahmen. 
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Tabelle 3: Entwicklung der Zahl der ordentlichen Studierenden im Hochschul­
bereich, 1970/71 bis 1997/98 
(inländische ordentliche Hörer und Hörerinnen an Universitäten, Kunsthochschulen 
und Fachhochschul-Studiengängen, nach Geschlecht, Wintersemester 1970/71, 
1980/81, 1990/91 und 1993/94 bis 1997/98) 

ws U DiversitäteD KUDsthochschuleD Fachhochsch.-StG. HochschulweseD ges. 

m w ges. m w ges. m w ges. m w ges. 

1970n1 32.154 10.968 43.122 862 595 1.457 * 33.016 11.563 44.579 
1980/81 59.813 40.301 100.114 2.114 1.630 3.744 * 61.927 41.931 103.858 
1990/91 94.888 75.416 170.304 2.478 2.205 4.683 * 97.366 77.621 174.987 
1993/94 100.098 82.314 182.412 2.192 2.124 4.316 * 102.290 84.438 186.728 
1994/95 100.848 85.704 186.552 2.191 2.228 4.419 536 157 693 103.575 88.089 191.664 
1995/96 101.019 88.595 189.614 2.115 2.231 4.346 1.338 354 1.692 104.472 91.073 195.545 
1996/97 99.702 89.159 188.861 2.050 2.293 4.343 2.750 898 3.648 104.644 92.285 196.929 
1997/98 96.880 90.173 1187.053 1.991 2350 4.341 4.106 1.503 5.609 103.177 93.907 197.084 -

Quelle: OStat, BMWV 

Diese Entwicklung läßt sich anhand der Entwicklung der Studienanfänger-Quote verfolgen, welche 

den Anteil der Studienanfänger unter der etwa gleichaltrigen Wohnbevölkerung angibt (siehe 

Tabelle 2). Diese Quote lag im Wintersemester 1970/71 bei 8% und ist danach bis zum Winterse­

mester 1995/96 kontinuierlich gestiegen - auch bei stagnierenden absoluten Anfangerzahlen in den 

neunziger Jahren. Im Wintersemester 1997/98 lag die Anfängerquote bei nunmehr 23,4%. 

Die Anfiinger-Quote zeigt das Überwiegen der Frauen noch deutlicher: nur an Universitäten Männer 

16,3%, Frauen 24,1%; nur an Fachhochschulen Männer 4,1 %, Frauen 1,7%; aber Hochschul­

bereich gesamt Männer 20,7% und Frauen 26,3%. 

Im internationalen Vergleich 1, wenn nur Länder mit ähnlichen Bildungs-bzw. Hochschulsystemen 

herangezogen werden, liegt die österreichische Studienanfiinger-Quoten des Hochschulbereiches 

etwa gleich mit jener Deutschlands, ist höher als die Quote der Schweiz und niedriger als jene 

Frankreichs. 

Die Gesamtzahl der Studierenden im Hochschulbereich ist in den letzten 30 Jahren ebenfalls 

stark gestiegen, sie hat sich seit 1970 mehr als vervierfacht (siehe Tabelle 3). Im Wintersemester 

1997/98 haben 187.053 Personen (InländerInnen) an Universitäten studiert, 4.341 anHochschulen 

1) OECD: "Bildung auf einen Blick. OECD-Indikatoren 1997". Tab. C4.1, S. 164 
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künstlerischer Richtung und 5 .609 in einem Fachhochschul-Studiengang. In der Gesamtmenge aller 

Studierenden überwiegen weiterhin die Männer. Das liegt zum Teil an einer geringfügig längeren 

durchschnittlichen Studiendauer von Männem; als weitere Faktoren können genannt werden die 

noch immer höhere Drop-out-Quote unter den weiblichen Studierenden sowie ein unterschiedliches 

Inskriptionsverhalten, wonach Frauen einen Studienabbbruch offensichtlich rascher vollziehen, 

während Männer noch einige Semester lang ihr Studium zur Fortsetzung melden. 

2. AJtersstruktur und EintrittsaIter 

Die Altersstruktur der Studierendenschaft im Hochschulbereich und deren Veränderung bis Mitte 

der neunziger Jahre ist durch ein langsam, aber stetig höher werdendes Eintrittsal ter gekennzeichnet. 

Die Griinde dafür dürften einerseits im vermehrten Besuch berufsbildender höherer Schulen liegen, 

deren Absolventen ein Jahr später maturieren als ihre Kollegen an allgemeinbildenden höheren 

Schulen, und andererseits darin, daß mehr Personen als früher ihr Studium erst nach einiger Zeit der 

Berufstätigkeit aufnehmen. Das höhere Studieneintrittsalter führte in Verbindung mit einer längeren 

Verweildauer an den Universitäten zu einem höheren Durchschnittsalter der Studierenden insgesamt. 

Im Wintersemester 1980/81 waren 81,2% aller Anfänger und Anfängerinnen an Universitäten 

20 Jahre alt oder jünger. Dieser Anteil der bis zu 20-Jährigen verringerte sich bis zum Wintersemes­

ter 1995/96 auf71 ,6% und ist seit dem darauffolgenden Wintersemester 1996/97, als die Anfan­

gerzahlen insgesamt zurückgingen, wieder gestiegen. Der Anteil jener Studienanfangerinnen, die 

26 Jahre und älter sind - und die vor Aufnahme ihres Studiums wahrscheinlich in der Mehrzahl 

berufstätig waren -lag 1980/81 bei 4,8%, stieg im Jahr 1994/95 auf7,l % und ist seitdem wieder 

gesunken (siehe Tabelle 4). 
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Tabelle 4: Entwicklung der Altersverteilung der Studienanfänger im Hoch­
schulbereich 1980/81 bis 1997/98, in Prozent 

ws 
bis 20 

1980/81 81,2% 

1990/91 76,7% 

1993/94 74,9% 

1994/95 74,4% 

1995/96 74,3% 

1996/97 76,0% 

1997/98 75,0% -

(erstmalig aufgenommene inländische ordentliche Studierende an Universitäten, 
Kunsthochschulen und Fachhochschul-Studiengängen, Wintersemester 1980/81, 
1990/91 und 1993/94 bis 1997/98) 

Universitäten Kunstbocbschulen Fachhocbsch.-StG. 

21-25 ab 26 ges. bis 20 21-25 ab 26 ges. bis 20 21-25 ab 26 

14,0% 4,8% 100,0% 61,5% 29,8% 8,7% 100,0% 

18,1% 5,2% 100,0% 47,6% 33,5% 18,9% 100,0% 

18,4% 6,7% 100,0% 42,7% 32,5% 24,8% 100,0% 

18,5% 7,1% 100,0% 40,2% 36,3% 23,5% 100,0% 34,0% 47,0% 19,0% 

19,3% 6,4% 100,0% 45,4% 32,7% 21,9% 100,0% 37,6% 44,1% 18,3% 

17,6% 6,4% 100,0% 42,6% 34,5% 22,9% 100,0% 38,6% 36,2% 25,3% 

18,7% 6,3% 100,0% 61,3% 28,6% 10,1% 100,0% 37,8% 37,2% 25,0% 
Quelle: OStat, BMWV 

An Kunsthochschulen ab WS 1997/98 neue Berechnungsmethode durch Bereinigung von Doppelzählungen 

Studienanfängerinnen sind im Durchschnitt jünger als ihre männlichen Kollegen. Im Jahr 1980/81 lag 

der Anteil der bis zu 20-Jährigen bei 85,0%, ist bis 1994/95 gesunken und lag im Wintersemester 

1997/98 wieder bei 80,0%. Der Anteil der über 26-Jährigen ist seit dem Wintersemester 1996/97, 

zusammen mit dem Rückgang der Anfängerinnen insgesamt, überproportional gesunken - bis zum 

Wintersemester 1997/98 auf 5,7% (siehe Tabelle 5). 

Tabelle 5: Entwicklung der Altersverteilung der Studienanfänger an Universitä­
ten, nur Frauen, 1970/71 bis 1997/98, in Prozent 
(erstmalig aufgenommene weibliche inländische ordentliche Studierende an Uni-

versitäten, Wintersemester 1980/81, 1990/91 und 1993/94 bis 1997/98) 

ws Universitäten 

bis 20 21-25 . ab 26 ges. 

1980/81 85,0% 10,9% 4,1% 100,0% 

1990/91 79,0% 15,5% 5,5% 100,0% 

1993/94 78,9% 14,9% 6,3% 100,0% 

1994/95 77,8% 15,3% 6,9% 100,0% 

1995/96 78,2% 15,3% 6,5% 100,0% 

1996/97 80,8% 13,4% 5,8% 100,0% 

1997/98 80,0% 14,3% 5,7% 100,0% -
Quelle: OStat, BMWV 

ges. 

4 
4 

4 

100,O� 

100,O� 

100,0� 

100,0� 
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Das jüngere Eintrittsalter der Frauen erklärt sich einerseits durch den höheren Anteil an AHS­

MaturantInnen mit kürzerer Schulbesuchsdauer und andererseits dadurch, daß sie keinen Präsenz-

dienst ableisten müssen. 

Studienanfänger an Fachhochschul-Studiengängen sindim Durchschnitt wesentlich älter als ihre 

Kollegen an Universitäten. Im Wintersemester 1997/98 waren 37,8% 20 Jahre alt oder jünger, 

37,2% 21 bis 25 Jahre alt und 25,0% 26 Jahre alt oder älter. Das ist allerdings ein Bild aus der 

Autbauphase dieses Sektors der Hochschulbildung, und es läßt sich jetzt noch nicht bestimmen, 

wie sich die Altersstruktur der Fachhochschüler dauerhaft entwickeln wird (siehe Tabelle 4). 

Das Durchschnittsalter aller Studierenden an Universitäten insgesamt ist, wie oben erwähnt, eben­

falls im Steigen begriffen. Waren im Wintersemester 1980/81 26,3% aller Studierenden 20 Jahre alt 

oder jünger, so ist der Anteil dieser Altersgruppe im Wintersemester 1997/98 auf 14, 1 % gesunken, 

hingegen ist der Anteil der Studierenden ab 31 Jahren in dieser Zeit von 9,2% auf 20,0% gestiegen 

(siehe Tabelle 6). 

Tabelle 6: Entwicklung der Altersverteilung der ordentlichen Studierenden im 
Hochschulbereich 1980/81 bis 1997/98 

Universitäten 

bis 20 21-25 

(inländische ordentliche Studierende an Universitäten, Kunsthochschulen und 
Fachhochschul-Studiengängen, Wintersemester 1980/81, 1990/91 und 1993/94 
bis 1997/98) 

Kunsthochschulen Fachhochschul-StG. 

26-30 ab 31 ges. bis 20 21-25 26-30 ab 31 ges. bis 20 21-25 26-30 ab 31 
1980/81 26,3% 47,6% 16,9% 9,2% 100,0% 30,1% 49,0% 14,4% 6,4% 100,0% 
1990/91 18,4% 44,9% 23,2% 13,4% 100,0% 19,4% 45,1% 21,3% 14,3% 100,0% 
1993/94 16,2% 42,2% 25,4% 16,2% 100,0% 17,6% 47,5% 23,4% 11,5% 100,0% 

ges. 
• 

• 

• 

1994/95 15,9% 40,9% 26,1% 17,2% 100,0% 16,9% 46,0% 24,6% 12,4% 100,0% 34,3% 46,3% 13,3% 6,1% 100,0% 
1995/96 15,7% 40,4% 26,0% 17,9% 100,0% 17,4% 44,9% 26,1% 11,6% 100,0% 36,9% 45,5% 13,2% 4,4% 100,0% 
1996/97 14,9% 39,8% 26,3% 19,0% 100,0% 17,1% 44,6% 26,3% 12,0% 100,0% 37,6% 40,7% 13,1% 8,5% 100,0% 
1997/98 14,1% 39,3% 26,6% 20,0% 100,0% 16,5% 44,5% 27,0% 12,0% 100,0% 38,1% 39,3% 13,3% 9,2% 100,0% 

Quelle: Östat, BMWV 
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3. Studienanfänger nach der Vorbildung 

Die Untersuchung der Studienanfangerund -anfiingerinnen nach der Vorbildung, d.h. den absol­

vierten Schultypen bzw. anderen Fonnen der Hochschulzugangsberechtigung, zeigt über dieJ ahre 

eine abnehmende Bedeutung der allgemeinbildenden höheren Schulen zugunsten der berufsbilden­

den höheren Schulen (siehe Tabelle 7). Das widerspiegelt einerseits die wachsende Bedeutung des 

berufsbildenden Schulenwesens insgesamt, andererseits ist auch der Anteiljener BHS-Absolventen, 

die nach der Matura ein Hochschulstudium aufgenommen haben, gestiegen. 

Tabelle 7: Studienanfänger im Hochschulbereich nach der Vorbildung 
1980/81 bis 1997/98 
(erstmalig aufgenommene inländische ordentliche Studierende an U niversi täten, 
Kunsthochschulen und Fachhochschul-Studiengängen, Wintersemester 1980/81, 
1990/91 und 1993/94 bis 1997/98) 

7a: Universitäten 
WS AHS BHS S tud. ohne sonstige Insgesamt 

Matura HS Be-
recht. 

BHS insg. dav.HAK dav.IITL sonst.BHS 

1980/81 11.051 3.298 1.157 1.491 650 13 675 15.037 
73,5% 21,9% 7,7% 9,9% 4,3% 0,1% 4,5% 100,0% 

1990/91 12.101 7.090 2.535 3.095 1.460 118 451 19.760 
61,2% 35 9% 12,8% 15 7% 7,4% 0,6% 2,3% 100,0% 

1993/94 11.164 7.652 2.559 3.507 1.586 151 512 19.479 
57,3% 39,3% 13,1% 18,0% 8,1% 0,8% 2,6% 100,0% 

1994/95 10.902 7.630 2.660 3.340 1.630 196 522 19.250 
56,6% 39,6% 13 8% 17,4% 8,5% 1 0% 2,7% 100 0% 

1995/96 11.285 7.915 2.684 3.428 1.803 206 407 19.813 
57,0% 39,9% 13,5% 17,3% 9,1% 1,0% 2,1% 100,0% 

1996/97 10.701 6.473 2.189 2.712 1.572 218 418 17.810 
60 1% 36,3% 12,3% 15,2% 8 8% 1,2% 2 3% 100,0% 

1997/98 10.449 5.724 2.065 2.133 1.526 180 331 16.684 
62.6% 343% 12.4% 12.8% 0.1% 1.1% 2.0% 100.0% 

Seit dem Wintersemester 1996/97 ist diese Entwicklung allerdings wieder rückläufig. Das heißt, daß 

die seit jenem Semester zu verzeichnenden Rückgänge der Zahl von Studienanfiingem überpropor­

tional durch das Ausbleiben von Maturanten des berufsbildenden Schulwesens, insbesondere der 

höheren technischen und gewerblichen Lehranstalten, bestimmt sind. Das betrifft sowohl den 

Bereich der Universitäten als auch Fachhochschul-Studiengänge. 
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Die Zahl der Studierenden, die ohne Matura in das Hochschulwesen eintreten, ist in den letzten 

Jahren gestiegen, hauptsächlich wegen des gegenüber Universitäten leichteren Zugangs zu 

Fachhochschulen-Studiengängen für diese Gruppe von Studierenden. 

7b F hh h hiS d' : ae oe sc u - tu lengange 
WS AHS BHS 

BHS insg. dav.HAK dav.HTL sonst.BHS 

1994/95 193 404 81 294 29 

28,6% 59,9% 12,0% 43,6% 4,3% 

1995/96 359 662 151 471 40 

31,1% 57,4% 13,1% 40,8% 3,5% 

1996/97 696 1.129 337 721 71 

33,6% 54,4% 16,2% 34,8% 3,4% 

1997/98 972 1.181 359 730 92 

39.5% 4R.0% 14.6%_ 29.7% 3.7% 

7 H h h Ib . h e: oe sc u erele 2esam nIV., , t (U '  KHS FIlS) 

WS AHS BHS 

BHS insg. dav.HAK dav. HTL sonst.BHS 

1980/81 11.051 3.298 1.157 1.491 650 

70,7% 21,1% 7,4% 9,5% 4,2% 

1990/91 12.101 7.090 2.535 3.095 1.460 

59,7% 35,0% 12,5% 15,3% 7,2% 

1993/94 11.164 7.652 2.559 3.507 1.586 

55,9% 38,3% 12,8% 17,5% 7,9% 

1994/95 11.095 8.034 2.741 3.634 1.659 

54,3% 39,3% 13,4% 17,8% 8,1% 

1995/96 11.644 8.577 2.835 3.899 1.843 

54,4% 40,1% 13,2% 18,2% 8,6% 

1996/97 11.397 7.602 2.526 3.433 1.643 

56,2% 37,5% 12,4% 16,9% 8,1% 

1997/98 11.421 6.905 2.424 2.863 1.618 

58.8% 35.5% ]2.5% 14.7% R.3% -
Quelle: OStat, BMWV 

AHS: Allgemeinbildende höhere Schulen einschL Formen für Erwachsene; 
BHS: Berufsbildende höhere Schulen; 

Stud. ohne sonstige Insgesamt 

Matura HS Be-

recht. 

64 13 674 

9,5% 1,9% 100,0% 

117 15 1.153 

10,1% 1,3% 100,0% 

230 19 2.074 

11,1% 0,9% 100,0% 

275 34 2.462 

11.2% 1.4% 100.0% 

Stud. ohne sonstige Insgesamt 

Matura HS Be-

recht. 

13 1.273 15.635 

0,1% 8,1% 100,0% 

118 976 20.285 

0,6% 4,8% 100,0% 

151 1.016 19.983 

0,8% 5,1% 100,0% 

260 1.037 20.426 

1,3% 5,1% 100,0% 

323 869 21.413 

1,5% 4,1% 100,0% 

448 848 20.295 

2,2% 4,2% 100,0% 

455 652 19.433 

2.3% 3.4% .100.0% 

HAK: Handelsakademien; H1L: höhere technische und gewerbliche Lehranstalten; sonst. BHS: HA d. Lehrer- und 
Erzieherbildung; HLA f. wirtsch.Berufe, höhere land- und forstwirtschaftL LA; 

Stud. Ohne Matura: Studienberechtigungsprüfung, Berufsreifeprüfung, Zusatzprüfungen zur Aufnahme an FHS-StG 
sonstige HS-Berecht: Externistenreifeprüfung, ausländ. Reifeprüfung, Aufnahmeprüfung an KHS, sonstiges 
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4. Studierende mit Kind 

Es liegen noch keine Ergebnisse der St udierendenbefragung 1998 vor, daher werden hier Daten 

aus der Publikation "Materialien zur sozialen Lage der Studierenden" von 1995 wiedergegeben. 

Demnach hatten 1993 3,3% aller Studierenden ein Kind (und zwar hatten 2,5% ein einziges Kind, 

0,7% hatt en zwei Kinder und 0,1 % hatten drei oder mehr Kinder). 

5. Berufstätige Studierende 

Es liegen noch keine Ergebnisse aus der Studierendenbefragung 1998 vor. Aktuelle Daten über die 

Berufs- bzw. Erwerbstätigkeit von Studierenden sind daher zum jetzigen Zeitpunkt nur aus den 

Absolventenerhebungen der Österreichischen Statistischen Zentral amtes verfügbar. Die Zahlen­

angaben beziehen sich nur auf Absolventen, die einen Erstabschluß gemacht haben, die folgenden 

Aussagen lassen aber sicher auch Rückschlüsse auf die Gesamt heit der Studierenden an Uni­

versitäten und Kunsthochschulen zu. 

Tabelle 8: Inländische Absolventen nach der Erwerbstätigkeit während des 
Studiums, StJ 1989/90 bis 1995/96 

StJahr 

(inländische Absolventen an Universitäten, nur Erst abschlüsse, nach dem Ge­
schlecht, Absolventenjahrgänge 1989/90 - 1995/96) 

Vorwiegend bzw. gelegentlich nicht Insgesamt 

regelmäßig erwerbstätig erwerbstätig 
erwerbstätig 

!!es. dav. w. p"es. dav.V\I p"es dav. w. ves. dav. w. 

1989/90 1.877 701 3.149 1.225 3.722 1.827 8.748 3.753 

21,5% 18,7% 36,0% 32,6% 42,5% 48,7% 100,0% 100,0% 

1992/93 2.814 1.176 3.900 1.605 3.045 1.544 9.759 4.325 

28,8% 27,2% 40,0% 37,1% 31,2% 35,7% 100,0% 100,0% 

1993/94 3.255 1.340 4.007 1.737 3.132 1.527 10.394 4.604 

31,3% 29,1% 38,6% 37,7% 30,1% 33,2% 100,0% 100,0% 

1994/95 3.546 1.564 4.302 1.852 2.762 1.352 10.610 4.768 

33,4% 32,8% 40,5% 38,8% 26,0% 28,4% 100,0% 100,0% 

1995/96 3.796 1.705 4.482 1.939 2.729 1.289 11.007 4.933 

34,5% 34,6% 40,7% 39,3% 24,8% 26,1% 100,0% 100,0% -
Quelle: OStat. BMWV 

Abk. "dav.w." = davon weiblich 
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Aus den Ergebnissen der Absolventenerhebungen des ÖStat ist ersichtlich, daß in den letztenJ ahren 

die Erwerbstätigkeiten der Studierenden während bzw. neben dem Studium zugenommen haben. 

21,5 % der Absolventen des Studienjahres 1989/90 gaben an, während ihres Studiums vorwiegend 

bzw. regelmäßig erwerbstätig gewesen zu sein, und weit mehr, nämlich 42,5% gaben an, nicht 

erwerbstätig gewesen zu sein. Ab dem Absolventenjahrgang 1993/94 haben sich diese Verhaltnisse 

umgedreht, und die Erwerbstätigkeit hat seitdem noch zugenommen. Die Absolventen des Studien­

jahres 1995/96 waren zu 34,5% vorwiegend bzw. regelmäßig erwerbstätig, 40,7% gelegentlich 

erwerbstätig und nur mehr 24,8% nicht erwerbstätig (siehe Tabelle 8). 

Die Auswertung nach Studienrichtungsgruppen zeigt, daß die Absolventen geisteswissenschaftlicher 

Studienrichtungen (außer: philologisch-kulturkundliche Studien) in hohem Ausmaß erwerbstätig 

waren, weiters Absol venten der Studienrichtungsgruppe Bauingenieurwesen, Architektur und 

Raumplanung sowie der sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Studienrichtungen. Die Anteile der 

nicht Erwerbstätigen sind unter Theologen, Pharmazeuten und Medizinern überdurchschnittlich 

hoch. 
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.. 
B. Studien förderung in Osterreich 
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Direkte und indirekte Studienförderung 

Die staatliche Studienförderung umfaßt Ausgaben der öffentlichen Hand, die Ausbildungen im 

postsekundären Bereich unterstützen. Sie besteht aus den Aufwendungen für die soziale U nterstüt­

zung der Studierenden, nicht beinhaltet sind die Ausgaben für den Hochschulbetrieb. 

Systematisch lassen sich die staatlichen Leistungen der Studienförderung in zwei Gruppen gliedern: 

Transferleistungen, die Studierende in Geld direkt erhalten (direkte Studienfärderung), und 

Ausgaben, die den Studierenden entweder als Transferleistungen an die Eltern oder als Sach­

leistungen zugute kommen (indirekte Studienfärderung). 

Staatliche Studienförderun1! 

Direkte Studienförderung Indirekte Studienförderung 

Studienbeihilfe Familienbeihilfe 

Fahrtkostenzuschuß Kranken- und Unfallversicherung für Studiert 
de 

Beihilfe für Auslandsstudium Steuerbegünstigungen 

Leistungsstipendien Förderungen von Studentenheimen und 

-mensen 

Förderungsstipendien Subventionen für die Österreichische Hoch-
schülerschaft 

Studienunterstützung 

andere Stipendien und Zuschüsse 

Wai!icnpcnsionen für Studierende 

Die V crgahe von direktenStudienfärderungen für Studierende erfolgt in der Regel nach differen­

ziencn �oziakn Kriterien und nur bei Vorliegen eines günstigen Studienerfolgs, zu einem geringen 

Teil nach reinen Leistungskriterien. 

Die verschiedenen Formen solcher Studienf6rderung sind mit Ausnabme der Waisenpensionen im 

Studienförderungsgesetz 1992 geregelt. 

n-
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Die indirekten staatlichen Studienfärderungen, die wichtiger Bestandteil der sozialen Absiche­

rung während des Studiums sind, bestehen in der Hauptsache aus Mi tteln, di e von den Eltern der 

Studierenden (bzw. über die Eltern) in Anspruch genommen werden können. Anspruchsgrundlage 

für diese Förderungen ist die gesetzliche Verpflichtung der Eltern, Kindern bis zur Erreichung der 

Selbsterhaltungsfahigkeit Unterhalt zu leisten. Durch staatliche Förderungsmaßnahmen sollen die 

Eltern dazu in die Lage gesetzt werden. Daneben gibt es Unterstützungen, die den Studierenden 

durch Subventionen oder Ermäßigungen zugute kommen. 

Der Förderungscharakter dieser Leistungen liegt überwiegend darin, daß die indirekten Leistungen 

grundsätzlich mi t dem vollendeten 18. bzw. 19. Lebensjahr limitiert sind, anläßlich eines Studiums 

aber maximal bis zum 26. oder 27. Lebensjahr verlängert werden. 

Das Studienfdrderungsgesetzbildet für sämtliche Studienfdrderungen insofern eine Klammer, als alle 

Sozialgesetze für Studierende immer wieder auf das Studienfdrderungsgesetz verweisen. Im Lauf 

der letzten Jahre ist es zu einer zunehmenden Anpassung anderer Sozialgesetze an das Studienfdr­

derungsgesetz gekommen (besonders stark bei den Änderungen durch das Strukturanpassungs­

gesetz 1996). 

Die Vollziehung des Studienförderungsgesetzes fällt in die Zuständigkeit dreier Ministerien: des 

Bundesministeriums für Wissenschaft und Verkehr, des Bundesministeriums für Unterricht und 

kulturelle Angelegenheiten und des Bundesministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales. 

Ausbildungseinrichtungen aus dem Vollziehungsbereich dieser drei Ministerien sind von den Maß­

nahmen des Studienförderungsgesetzes und - da die übrigen Sozialgesetze auf das Studienför­

derungsgesetzverweisen -auch des Familienlastenausgleichsgesetzes, der Sozialversicherungs­

gesetze und des Einkommensteuergesetzes betroffen. 

Im folgenden werden in Weiterführung der bisherigen Hochschulberichte grundsätzlich nur Studie­

rende an Einrichtungen aus dem Zuständigkeitsbereich des Bundesministeriums für Wissenschaft 

und Verkehr berücksichtigt, sofern sich die statistischen Daten für diese Personenmenge selektieren 

lassen, aus der Gesamtzahl der Studierenden im Sinne des Studienf6rderungsgesetzes (also auch an 

Pädagogischen Akademien, Akademien für Sozialarbeit, Berufspädagogischen Akademien, 

Konservatorien, medizinisch-technischen Akademien und Hebammenakademien). 
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1. Förderungen nach dem Studienförderungsgesetz 

Die staatliche Studienförderung in Österreich wurde in den sechziger Jahren als begleitende Maß­

nahme zur Öffnung der Universitäten eingeführt, um auch Kindern aus einkommensschwachen 

Schichten ein Hochschulstudium zu ermöglichen. 

Seit 1992 ist die Studienförderung in zunehmendem Maß mit anderen (indirekten) staatlichen 

Förderungsmaßnahmen verknüpft, wobei die Anspruchsvoraussetzungen schri ttweise harmonisiert 

wurden. 

1.1. Rechtliche Grundlagen 

Das Studienförderungsgesetz 1992 (StudFG 1992) in der derzeit geltenden Fassung beinhaltet 

Nonnen bezüglich Studienbeihilfe ("Sozialstipendium") sowie besondere Maßnahmen der speziel­

len LeistungsförderungwieLeistungsstipendium (früher Begabtenstipendi um) und F örderungs­

stipendium, Fahrtkostenzuschuß, Beihilfen fürAuslandsstudien und Studien un terstützung. Für 

die Aufwendungen nach dem Studienforderungsgesetz wurden im Bereich des Bundesministeri ums 

für Wissenschaft und Verkehr im Jahr 19971,491 Milliarden Schilling ausgegeben; im Budget 1998 

sind dafür 1,639 Milliarden Schilling vorgesehen. 

Grundsätzlich können folgende österreichische Staatsbürger, Bürger eines EWR-Landes und 

gleichgestellte Ausländer Studienförderung erhalten: 

- ordentliche Studierende an österreichischen Universitäten, an der Akademie der bildenden 

Künste in Wien oder an einer österreichischen Kunsthochschule und an einer in Österreich 

gelegenen Theologische Lehranstalt; zur Studienberechtigungsprüfung zugelassene Bewerber; 

Studierende von Fachhochschul-Studiengängen, 

- ordentliche Studierende an öffentlichen oder mit dem Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten Päd­

agogischen Akademien, Berufspädagogischen Akademien, Akademien für Sozialarbeit, sowie 

an vergleichbaren Privatschulen und Land- und forstwirtschaftlichen Berufspädagogischen 

Akademien, 

- ordentliche Studierende an einem Konservatorium mit Öffentlichkeitsrecht und 

- Studierende an medizinisch-technischen Akademien und an Hebammenakademien. 
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1.1.1 Studienbeihilfe 

Die Studienbeihilfe ist die bedeutendste Förderung aus dem Leist':lngsbündel, das im Studienför­

derungsgesetz seine rechtliche Grundlage hat. Ihr Ziel ist es, die Differenz zwischen der wirtschaftli­

chen Leistungsfahigkeit der Eltern und dem Finanzbedarf der studierenden Kinder auszugleichen. 

Üblicherweise ergänzt die Studienbeihilfe die eigenen Einkünfte der Studierenden zuzüglich der 

Unterhaltsbeiträge von Eltern und Partnern sowie der Familienbeihilfe auf den zur Lebenshaltung 

notwendigen Betrag. Zweck dieser Förderungsmaßnahmen ist es auch, den Zwang zur Berufstätig­

keit für Studierende zu besei tigen, weil Berufstätigkeit in mehr als geringfügigem Ausmaß üblicher­

weise erhebliche Studienverzögerungen verursacht. Berufstätigkeit ist sogar dadurch sanktioniert, 

daß bei Überschreitung der Geringfiigigkeitsgrenze (dzt. ein monatliches Einkommen von S 3.830,­

) der Anspruch auf Studienbeihilfe (wie auch auf Familienbeihilfe) wegfallt. 

Die Studienzeiten von Beihilfenbeziehern liegen ein bis drei Semester unter den durchschnittlichen 

Studienzeiten, sodaß auch von einer motivierenden Funktion der Studienbeihilfe zu sprechen ist. Der 

Anspruch auf Studienbeihilfe hängt im wesentlichen von sozialer Bedürftigkeit (Einkommen, Fa­

miliensituation) und vom Studienerfolg(zügig betriebenes Studium: Einhaltungder Studienzeit, nur 

wenige, zeitgerechte Studienwechsel) ab. 

Die Beträge der Höchststipendien sowie der Einkommensgrenzen und Absetzbeträge wurden 

zuletzt mit der Novelle 1994 (Wirksamkeit: September 1994 bzw. September 1995) angehoben 

(siehe Tabelle 1 bis 3). 
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Tabelle 1: Höchststudienbeihilfen im Studienförderungsgesetz 

Höchststudienbeihilfen Stammfassung Änderung 

1992 1995 

für Vollwaisen, auswärtige Studierende 84.000 88.000 - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
- verheiratet oder mit Kind 90.000 94.000 

- unverheiratet und ohne Kind 84.000 88.000 

mit eigenem Haushalt, verheiratet oder m it 90.000 94.000 
Kind 

vier J abre vor der ersten Zuerkennung von. 
Studienbeihilfe selbst erhalten - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
- verheiratet oder mit Kind 90.000 94.000 

- unverheiratet und ohne Kind 84.000 88.000 

wenn keine der oben angeführten Voraus 
setzungen zutrifft - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
- verheiratet oder mit Kind 54.000 94.000 

- unverheiratet und ohne Kind 54.000 58.000 

Erhöhungsbetrag für erheblich behinderte 
Studierende 21.000 21.000 

Tabelle 2: Absetzbeträge im Studienförderungsgesetz 

Ausgewählte Absetzbeträge Stammfassung Änderung 
1992 1994 

für Kinder im Vorschulalter 36.000 38.000 

für schulpflichtige Kinder bis einschließli< h 
achte Schulstufe 48.000 51.000 

für Kinder nach der 8.  Schul stufe, die noc 
nicht studieren 54.000 58.000 

54.000 58.000 
für studierende Kinder 

84.0001) 88.0009 

für jedes erheblich behinderte Kind weiter 
. . . . .  24.000 26.000 

für den zweiten Elternteil 54.000 58.000 
1) bei auswärtigen Studierenden 
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Tabelle 3 :  Einkommensgrenzen für zumutbare Unterhaltsleistungen 
im Studienförderungsgesetz 

Beitragsgrenzen für die "zumutbare Unter Stammfassung Änderung 
haltsleistung" 1992 1994 

der Eltern - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
o % für die ersten 60.000 64.000 

10 % für die weiteren 60.000 64.000 

15 % für die weiteren 60.000 64.000 

20 % für die weiteren 60.000 64.000 

25 % für die weiteren 60.000 64.000 

35 % für die weiteren - -- - - -
vom restlichen Betrag 35% 35% 

des Ehegatten - -- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
30% des . . . .  *) übersteigenden Betrages de *) *) 
Bemessungsgrundlage 48.000 51.000 

I Höchstgrenze für Vermögen I 500.000 I --- I 

1 .1.2 Fahrtkostenzuschuß 

Der Fahrtkostenzuschuß soll Studienbeihilfenbeziehern, die im Rahmen der Sparpakete 1995 und 

1996 weggefallenen Leistungen nach dem Familienlastenausgleichsgesetz (Schülerfreifahrt, Schul­

fahrtbeihilfe) teilweise ausgleichen. 

Der Fahrtkostenzuschuß wird nach Richtlinien des Bundesministeriums für Wissenschaft und 

Verkehr im nachhinein von der Studienbeihilfenbehörde ausbezahlt und richtet sich unter Berück-

sichtigung eines Selbstbehaltes nach den tatsächlich notwendigen Fahrtkosten. Ein Rechtsanspruch 

besteht nicht. 
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1.1.3 Beihilfe für Auslandsstudien 

Voraussetzungen für den Anspruch sind die Absolvierung einer Diplomprüfung, eines Rigorosums 

oder (sofern derartige Prüfungen nicht vorgesehen sind) von vier einrechenbaren Semestern, 

außerdem muß das Studium an der ausländischen Universität (Hochschule) dem österreichischen 

Studium gleichwertig sein und eine Mindestdauer von drei Monaten haben (Förderung für maximal 

zehn Monate). 

Ein Studium, das zur Gänze im Ausland betrieben wird, kann nicht gefördert werden. 

Die Beihilfe für das Auslandsstudium beträgt monatlich zwischen S 2.000,-- und S 8.000,--. Die 

genaue Festlegung der monatlichen Beihilfe erfolgt durch eine Verordnung des Bundesministers für 

Wissenschaft und Verkehr, die sich dabei an den Lebenshaltungs- und Studienkosten im jeweiligen 

Studienland orientiert (etwa in den osteuropäischen Staaten monatlich S 2.000,--, in den west­

europäischen Staaten monatlich zwischen S 4.000,-- und S 5.000,--, in Dänemark monatlich 

S 6 .000,-- und in Japan monatlich S 8.000,--). 

Die Zuerkennung der Beihilfen erfolgt durch Bescheid auf Antrag durch die Studienbeihilfenbehör­

de. 

Als Förderung der internationalen Mobili tät ist auch die Bestimmung des Studienförderungsgesetzes 

anzusehen, derzufolge für vier Semester während eines Auslandsstudiums die Studienbeihilfe (neben 

der Beihilfe für Auslandsstudien) weiterbezogen werden kann. 

1 .1.4 Leistungsstipendien 

Leistungsstipendien dürfen nur Studierenden zuerkannt werden, die hervorragende Studienleistungen 

erbracht haben und die übrigen Voraussetzungen für die Gewährung einer Studienbeihilfe (Studien­

erfolg, noch kein Studium absolviert, etc.) erfüllen. 

Hier besteht nicht das Erfordernis der sozialen Bedürftigkeit (Einkommen und Vermögen der Eltern 

werden nicht berücksichtigt). 

Die Höhe des Leistungsstipendiumsbeträgtzwischen S lO.OOO,- und S 20.OOO,-- pro Studienjahr. 
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Die Mittel für Leistungsstipendien betragen jährlich 1,5% derim Bereich des Bundesministeriums für 

Wissenschaft und Verkehr im vorangegangenen Kalenderjahr aufgewendeten Mittel für Studienfor­

derung. Der Gesam tbetrag wird durch Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und 

Verkehr auf die einzelnen Einrichtungen je nach Absolventenzahl verteilt. 

Auf Leistungsstipendien besteht kein Rechtsanspruch. Studierende können sich auf Grund einer 

Ausschreibung im jeweiligen Bereich darum bewerben. Die Zuerkennung erfolgt durch das zu­

ständige Kollegialorgan oder den Studiendekan (bei Universitäten nach UOG 1993) bzw. durch 

den Leiter der jeweiligen Anstalt. 

An Fachhochschul-Studiengängen sind gesetzlich keine Leistungsstipendien vorgesehen, als Ersatz 

werden seit 1997 Anerkennungsstipendien aus Mitteln der Studienunterstützung vergeben. 

1.1.5 Förderungsstipendien 

Förderungsstipendien dürfen nur Studierenden an Universitäten, Hochschulen künstlerischer 

Richtung und Theologischen Lehranstalten zuerkannt werden. Sie dienen zur Anfertigung wissen­

schaftlicher oder künstlerischer Arbeiten bei überdurchschnittlichem Studienerfolg und werden nach 

Vorlage eines Gutachtens eines Universitätslehrers oder Hochschulprofessors über die Arbeit 

vergeben, wenn die übrigen Voraussetzungen für die Gewährung einer Studienbeihilfe (Studien­

erfolg, noch kein Studium absolviert, etc.) erfüllt sind. 

Die soziale Bedürftigkeit spielt hier keine Rolle. 

Die Höhe des einzelnen Förderungsstipendiums beträgt zwischen S 10.000,-- undS 50.000,-- für 

ein Studienjahr. 

Die Mittel für Förderungsstipendien betragenjährlich 1 % der im Bereich des Bundesministeriums 

für Wissenschaft und Verkehr im vorangegangenen Kalenderjahr aufgewendeten Mittel für Studien­

forderung. Sie werden nach der Zahl der Absolventen durch Verordnung des Bundesministers für 

Wissenschaft und Verkehr auf die einzelnen Einrichtungen verteilt. 
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Auf Förderungsstipendien besteht kein Rechtsanspruch. Die Studierenden können sich auf Grund 

einer Ausschreibung darum bewerben, indem sie eine Beschreibung und einen Finanzierungsplan der 

durchzuführenden Arbeit vorlegen. Die Zuerkennung erfolgt durch das zuständige Kollegialorgan, 

bei Universitäten nach VOG 1993 durch den Studiendekan. 

1.1.6 Studienunterstützungen 

Studienunterstützungen dienen dem Ausgleich sozialer Härten, dem Ausgleich besonders schwieri­

ger Studienbedingungen und der Förderung besonderer Studienleistungen. 

Die Studienunterstützungist ein unbürokratisch zu handhabendes Instrumentarium, mit dem u.a. 

Vnbilligkeiten korrigiert werden können, die durch strikte Gesetzesanwendung entstehen. 

Die Höhe der Studienunterstützungen bewegt sich zwischen S 2.000,-- und dem Betrag der 

höchstmöglichen Studien beihilfe. 

Auf die Gewährung einer Studienunterstützung besteht kein Rechtsanspruch. Die Studierenden 

können entsprechend begründete Ansuchen jederzeit beim zuständigen Bundesministeri um ein­

bringen. Die Zuerkennung erfolgt im Rahmen der PrivatwirtschaftsverwaI tung. Bei Studienunterstüt­

zungen im Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr wirken bei der Prüfung der Ansuchen 

auch Vertreter der Österreichischen Hochschülerschaft mit. 

1.1.7 Die Entwicklung der Studienforderung seit 1995 

Das Studienförderungsgesetz 1992, das eine Integration von direkter und indirekter Studienför­

derung (Familienbeihilfe ) verwirklicht hat, wurde bis 1995 insgesamt viennal novelliert. Im Rahmen 

dieser Novellierungen wurde der Kreis der Förderungsberechtigten um Studierende an 

Fachhochschul-Studiengängen, medizinisch-technischen Akademien und Hebammenakademien 

erweitert. Die Einkommensgrenzen sowie die Absetz-und Freibeträge (ab September 1994) und 

die Beträge der Höchststipendien (ab September 1995) wurden erhöht. 
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Novellierungen des Studienförderungsgesetzes ab 1995: 

Folgende Novellen fallen in den Berichtszeitraum: 

- 4. Novelle zum Studienförderungsgesetz 1992, vom Parlament beschlossen im Juli 1995, 

Inkrafttreten : 1. September 1995, 

- 5. Novelle zum Studienförderungsgesetz 1992, im Rahmen des Strukturanpassungsgesetzes 

1996, vom Parlament beschlossen im April 1995, Inkrafttreten: 1. September 1996, 

- 6. Novelle zum Studienförderungsgesetz 1992, vom Parlament beschlossen im Juli 1996, 

Inkrafttreten: 1. September 1996, 

- 7. Novelle des Studienförderungsgesetzes 1992, vom Parlament beschlossen im Juli 1997, 

Inkrafttreten: 1. August 1997, 

- 8. N ovell e zum Studi enförderungsgesetz 1992, im Rahmen des Gesetzes über die Ausbil dung 

von Frauen im Bundesheer, vom Parlament beschlossen im Dezember 1997, Inkrafttreten: 1 .  

Jänner 1998, 

- 9. Novelle zum Studienförderungsgesetz 1992, vom Parlament beschlossen im Februar 1998, 

Inkrafttreten : 1. März 1998, 

- 10. Novelle zum Studienförderungsgesetz 1992, vom Parlament beschlossen im April 1998, 

Inkrafttreten: 1. September 1998. 

Der Berichtszeitraum um faßt jene Zeit, in der im Zuge diverser Sparmaßnahmen Einsc�ngen 

von sozialen Förderungen für Studierende und für Familien beschlossen wurden. Im Rahmen der 

Studienförderunggelang es jedoch, nicht nur einschneidende Einsparungsmaßnahmen zu vermeiden, 

sondern sogar Ausgleich für jene Einschränkungen zu finden, die vor allem im Familienlastenaus­

gleichsgesetz erfolgten. Dadurch trafen die Beschränkungen des Familienlastenausgleichsgesetzes 

faktisch nicht alle Studierenden, da die sozial besonders bedürftigen und erfolgreich Studierenden 

aus den Mitteln des Studienförderungsgesetzes zumindest teilweise einen Ausgleich erhalten 

konnten. Durch die Verknüpfungvon Familienbeihilfe und Studienbeihilfe ergibt sich ohnedies ex 

III-137 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)34 von 118

www.parlament.gv.at



31 

lege, daß bei einer Kürzung der Familienbeihilfe (im Jahr 1995 um S 1.200,--jährlich) die ausbe­

zahlte Studienbeihilfe um denselben Betrag erhöht wird. Auch bei einer Herabsetzung der Alters­

grenze für den Bezug von Familienbeihilfe (im Jahr 1996 von 27 auf 26 Jahre) wird nach dem 

Studienförderungsgesetzautomatisch eine entsprechend höhere Studienbeihilfe für Studierende 

bereits nach Vollendung des 26. Lebensjahres ausbezahlt. 

Neben diesen kraft Gesetzes eintretenden Kompensationen wurden im Berichtszeitraum auch durch 

Gesetzesänderungen Maßnahmen gesetzt, welche die Reduzierung von Sozialförderungsmaßnahrnen 

im Familienlastenausgleichsgesetz für bedürftige Studierende, die Studienbeihilfe beanspruchen 

können, zum Teil ausgleichen. Dies betraf den Wegfall der Schulfahrtbeihilfe und der Schüler­

freifahrt, die vom Studienförderungsgesetz teilweise durch den neugeschaffenen Fahrtkostenzuschuß 

kompensiert werden. 

Inwieweit es trotz der Sparmaßnahmen gelungen ist, die notwendigen Förderungen für sozial 

bedürftige und erfolgreich Studierende aufrecht zu erhalten, ergibt sich aus der Entwicklung der 

Budgetaufwendungen zwischen 1995 und 1998 für Studienförderung (Studienbeihilfen und Studien­

unterstützungen). Der Bundesrechenabschluß für 1995 ergab 1,224 Milliarden S, der Bundesvor­

anschlag für 1998 sieht 1,639 Milliarden S für diese Zwecke vor. Dies entspricht einer Steigerung 

von 35 % für diese Ansätze von 1995 bis 1998. 

Eine weitere Tendenz der NoveIIierungen im angegebenen Zeitraum war eine Verwaltungsverein­

fachung, die sich sowohl für Studierende bei der AntragsteIlung als auch für die Studienbeihilfenbe­

hörde bei der Bearbeitung der Anträge ergab. Erzielt wurde dies durch die gesetzlich festgelegte 

Ermächtigung der Studienbeihilfenbehörde, Einkommensdaten der maßgeblichen Personen mittels 

Datenträgeraustausch direkt über das Bundesrechenamt zu erhalten. Dazu zählen auch die Flexibili­

sierung der Antragsfristen und die Verbesserung des Rechtsschutzes in der Form, daß nun gegen 

jeden Bescheid in Studienförderungsangelegenheiten ein Rechtsmittel offen steht (das Bundes­

ministerium für Wissenschaft und Verkehr erläßt Bescheide grundsätzlich nicht mehr als erste und 

letzte Instanz). 

Als dritte Tendenz ist eine Anhebungder Leistungskriterien für den B ezug von St udienbeihilfe zu 

erkennen. Der hohe Standard der Leistungen nach dem Studienförderungsgesetz war in den Zeiten 
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der Sparpakete nur dadurch aufrecht zu erhalten, daß die Förderungsmaßnahmen verstärkt auf 

besonders leistungswillige Studierende eingegrenzt wurden, die siCh im besonderen Maße auf einen 

zügigen Studienabschluß konzentrieren und studienhemmende Faktoren (etwa Berufstätigkeit ) 

weitestgehend vermeiden. Unter diesem Aspekt sind die strengeren Bestimmungen beim Studien­

wechseI, bei einem anschließenden Doktoratsstudium und bei der Durchfiihrung von Berufstätigkeit 

neben dem Studium zu sehen. Dazu gehört auch di e Herabsetzung der Altersgrenze für Studi en­

anfänger, die gewährleisten soll, daß das geförderte Studium nach dem Studienabschluß noch für 

längere Zeit beruflich verwertbar bleibt. 

Schließlich ist als eine Entwicklung im Berichtszeitraum die weitergehende Hannonisierung der 

Sozialrechtsbestimmungen für Studierende zu sehen. In zunehmendem Maß orientieren sich Leistun­

gen der indirekten Studienförderung (Familienbeihilfe, Krankenversicherung, Steuerbegünstigungen, 

Waisenpensionen) an den Standards, die das Studienförderungsgesetz vorsieht. Weitere ent­

sprechende Vorschläge, die auch zu Verwaltungsvereinfachungen im gesamten Bereich der Studien­

förderung für Studierende fuhren sollen, wurden auf Grund einer Entschließung des Nationalrates 

von einer Arbeitsgruppe der zuständigen Bundesministerien 1997 erarbeitet und werden bei 

künftigen Novellierungen mittelfristig umzusetzen sein. 

Im einzelnen betrafen die Novellierungen im Berichtszeitraum folgende Änderungen des Studienför­

derungsgesetzes 1992: 

4. Novelle (1995) : 

- Schaffung einer Fahrtkostenbeihilfe:  Studienbeihilfenbezieher bis zum Alter von 27 Jahren 

(Altersgrenze für den Bezug der Familienbeihilfe ), die eine eigene Wohnung am Studienort 

benötigen, weil die Eltern mehr als 200 km von diesem entfernt wohnen, bekamen Anspruch auf 

Fahrtkostenbeihilfe (nach Entfernung gestaffel t zwischen S 1.000, - und S 3.000, --jährlich). 

Diese Regelung diente als Teilkompensation für den Wegfall der Schulfahrtbeihilfe im Fa­

milienlastenausgleichsgesetz. 
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- Datenaustausch: Durch die Übermittlungvon Einkommensdaten der maßgeblichen Personen im 

Wege des Datenaustauschs vom Bundesrechenamt an die Stlidienbeihilfenbehörde wurde die 

AntragsteIlung und Bearbeitung der Anträge auf Studienbeihilfe vereinfacht. 

5. Novelle (1996) als Bestandteil des Strukturanpassungsgesetzes: 

- Verwaltungsvereinfachung: Die Antragsfristen wurden liberalisiert, sodaß auch außerhalb der 

gesetzlichen Antragsfristen Anträge zulässig wurden (allerdings nicht rückwirkend); die Ein­

kommensnachweise sind nunmehr aus dem Kalenderj ahr vor dem jeweiligen Studienjahr zu 

erbringen, sodaß für Wintersemester und Sommersemester dieselbe Einkommensbasis gilt. 

- Altersgrenze: Die Altersgrenze wurde von 40 auf30 Lebensjahre bei Beginn des zu fördernden 

Studiums gesenkt. 

- Studienwechsel : Studienwechsel sind spätestens nach dem zweiten Semester eines Studiums 

vorzunehmen, ansonsten geht der Anspruch auf Studienbeihilfe verloren. 

- Fahrtkostenzuschuß: Der Bundesminister wurde ermächtigt, durch Richtlinien Fahrtkosten­

zuschüsse für Studierende vorzusehen, die im Wege der Privatwirtschaftsverwaltung von der 

Studienbeihilfenbehörde zu vergeben sind. Entsprechende Richtlinien wurden für die täglich 

notwendigen Fahrten zur Studieneinrichtung festgelegt (als Teilkompensation für den Wegfall der 

Schülerfreifahrt ), die bisherige Fahrtkostenbeihilfe (als Ersatz der Fahrtkosten zwischen dem 

Studienort und dem Wohnort der Eltern) wurde in die Richtlinien als Fahrtkostenzuschuß 

übernommen. Die Bestimmung bot auch die Grundlage für Fahrtkostenzuschüsse anIäßlich von 

Auslandsstudienbeihilfen (realisiert ab 1997). 

6. Novelle (1996): 

- Übergangsbestimmung für die Herabsetzung der Altersgrenze: Für die Studienjahre 1996/97 und 

1997/98 wurde die Altersgrenze mit 35 Lebensj ahren festgelegt, sodaß die Altersgrenze von 30 

Lebensjahren erst ab 1998/99 gelten sollte. 
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7. Novelle (1997): 

- Berufstätigkeit: Die Vereinbarkeit von Berufstätigkeit und Studium während des Studienjahres 

wurde eingeschränkt (Ruhen des Anspruches auf Studienbeihilfe bei Überschreitung der monatli­

chen Geringfügigkeitsgrenze), die Möglichkeit zur Berufstätigkeit in den Ferien wurde ausge­

weitet (für den laufenden Bezug praktisch unbegrenzt). Damit wurde auch eine Anpassung an die 

einschlägige Regelung im Familienlastenausgleichsgesetz erzielt. 

- Anpassung an das Universitäts-Studiengesetz: Die gegenüber der bisherigen Inskription geänder­

ten Zulassungsvorschriften wurden im Studienförderungsgesetz berücksichtigt, die Studien­

erfolgsvorschriften auf Grund der neuen Studienpläne nach dem Universitäts-Studiengesetz 

wurden für alle Studienrichtungen direkt im Studienförderungsgesetz festgelegt. 

- Verbesserung des Rechtsschutzes: Das Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr ist 

nicht mehr erste und letzte Instanz, sondern generell nur mehr als Rechtsrnittelinstanz zuständig, 

so daß gegen jede Erstentscheidung in Studienförderungsangelegenheiten ein ordentliches 

Rechtsmittel besteht. 

8. Novelle (1998) : 

- Berücksichtigung der Ausbildung von Frauen im Bundesheer analog Präsenz- oder Zivildienst. 

9. Novelle (1998) : 

- Anpassung an die geänderten Zulassungsbestimmungen des Universitäts-Studiengesetzes. 

10. Novelle (1998): 

- Altersgrenze: Für berufstätige Studierende wurde eine Erhöhung der Altersgrenze von 30 

Lebensjahren aufmaximal35 Lebensjahre bei Studienbeginn als Folge länger dauernder Berufs­

tätigkeit oder Kindererziehungszeiten eingeführt (ab Studienjahr 1998/99). 
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1 .1.8 Sonderaspekte des Studienförderungsgesetzes 

Das Studienförderungsgesetznimmt auch Rücksicht auf Studierende mit atypischen Vorausset­

zungen, nämlich Studierende, die für ein Kind sorgepflichtig sind, und Studierende, die ihr Studium 

nach einer länger dauernden Berufstätigkeit aufnehmen. 

Studierende mit Kind 

Da die Durchführung eines Studiums neben der Sorgepflicht für ein Kind einerseits die Studien­

intensität üblicherweise beeinträchtigt, andererseits erhöhte Kosten für Studierende verursacht, 

nimm t das Studi enförderungsgesetz unter verschiedenen Aspekten auf diesen Sachverhal t Rück­

sicht. 

- Höhe der Studienbeihilfe: 

Studierende mit Kind haben jedenfalls Anspruch auf eine erhöhte Studienbeihilfe von höchstens 

monatlich 9 400 S (gegenüber 8 800 S für auswärtige Studierende und 5 800 S für Studierende, 

die bei den Eltern am Studienort wohnen). 

Bei der Berechnung der Studienbeihilfe im Einzelfall werden grundsätzlich wie in allen Fällen 

zumutbare Unterhaltsleistungen von Eltern, Ehegatten oder Eigenleistungen auf die Höhe der 

Studienbeihilfe angerechnet. Elterliche Unterhaltsleistungen werden nicht berücksichtigt, wenn 

Studierende mit Kind einen mehr als vier Jahre dauernden Selbsterhalt nachweisen können. Für 

das Kind des Studierenden steht ein eigener Absetzbetrag zur Verfügung, der sich nach dem 

Alter des Kindes richtet (mindestens 38 000 S). 

- Verlängerung der Förderungsdauer: 

Die grundsätzliche Förderungsdauer umfaßt die gesetzlich vorgesehene Studienzeit je Studien­

abschnitt zuzüglich eines weiteren Semesters. Für Studierende mit Kind verlängert sich diese 

Anspruchsdauer während des Studiums um insgesamt höchstens zwei Semester je Kind, ohne 

daß es eines weiteren Nachweises über die Verursachung einer Studienverzögerung durch die 

Kindererziehung bedarf. Voraussetzung hiefiir ist die gesetzliche Verpflichtung zur Pflege und 

Erziehung eines Kindes und die tatsächliche Wahmehmung dieser Verpflichtung. Aus dem 

Grunde einer Schwangerschaft ist ebenfalls die Anspruchsdauer um ein Semester zu verlängern. 
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- Altersgrenze: 

Für die ab dem Studienjahr 1998/99 geltende Altersgrenze von 30 Lebensjahren bei Beginn des 

jeweilig zu fördernden Studiums wurde durch die 10. Novelle des Studienförderungsgesetzes im 

Jahre 1998 eine Ausnahme geschaffen. Diese sieht vor, daß die Erziehung eines Kindes bis zum 

vollendeten zwei ten Lebensj ahr im halben Ausmaß für die Anhebung der Altersgrenze über das 

vollendete 30. Lebensjahr hinaus berücksichtigt wird. Voraussetzung hiefür ist jedoch, daß eine 

mindestens vierjährige Berufstätigkeit vorangegangen ist. 

Berufstätige Studierende 

Grundsätzlich geht das Studienförderungsgesetz davon aus, daß die Studienbeihilfe u.a. deshalb 

gewährt wird, um Studierenden die zügige Absolvierung eines Studiums ohne Zwang zur Berufs­

tätigkeit zu ermöglichen. Folgerichtig schließt das Studienförderungsgesetzden Bezug einer Studien­

beihilfe und die gleichzeitige Berufstätigkeit in einem mehr als geringfugigenAusmaß aus. In diesem 

Fall würde eine bescheidmäßig zuerkannte Studienbeihilfe injenen Monaten nicht ausbezahlt 

werden, in denen eine mehr als geringfügige Berufstätigkeit ausgeübt wird. 

Das Studienförderungsgesetz berücksichtigt jedoch Berufstätigkeit insofern, als die Aufgabe einer 

Berufstätigkeit zum Zweck des Studiums (bzw. die Einschränkung auf eine höchstens geringfügige 

Beschäftigung) insoferne privilegiert wird, als frühere Einkünfte die Studienbeihilfe nicht vermindern. 

Folgende Einzelaspekte zur Berufstätigkeit sieht das Studienförderungsgesetz vor: 

- Aufgabe der Berufstätigkeit: 

Bei Aufgabe der Berufstätigkeit aus Studiengründen wird - abweichend von der üblichen 

Vorgangsweise -bei der Beurteilung der sozialen Bedürftigkeit von dem bisher erzielten Ein­

kommen des Studienbeihilfenwerbers zur Gänze abgesehen. Aus den erzielten Einkünften 

werden keine zumutbaren Eigenleistungen auf die Höhe der Studienbeihilfe angerechnet. 
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- Selbsterhalt:  

Studierende, die sich während einer mindestens vier Jahre dauernden Berufstätigkeit selbst 

erhalten haben, können eine erhöhteStudienbeihilfe (88.000 S jährlich) beziehen, auf die das 

Einkommen der Eltern keine Auswirkungen hat. Bei dieser Gruppe von Studierenden wird 

nämlich davon ausgegangen, daß die elterlichen Unterhaltsleistungen faktisch nicht mehr erfolgen 

und tatsächlich in der Regel auch kein Anspruch auf Unterhalt mehr besteht. Die höchstmögliche 

Studienbeihilfe eines Selbsterhalters kann daher lediglich durch die zumutbare Unterhaltsleistung 

eines Ehegatten oder durch Eigenleistung aus eigener Berufstätigkeit des Studienbeihilfenbezie­

hers verringert werden. 

- Ferialtätigkeit: 

Das Studienförderungsgesetzverfolgt die Tendenz, Berufstätigkeiten während des Studienjahres 

als für den Studienfortgang schädlich zu sanktioni eren (Ruhen des Anspruches auf Studienbei -

hilfe). Im Gegenzug werden Berufstätigkeiten, die in den Ferien (Weihnachtsferien, Semesterfe­

rien, Osterferien, Hauptferien) erfolgen, für den laufenden Bezug der Studienbeihilfe in keiner 

Weise berücksichtigt (Verbesserung durch die 7. Novelle im Jahr 1997); bei der Berücksichti­

gung des studentischen Einkommens in Folgejahren besteht für Ferialeinkünfte ein Freibetrag von 

S 50.000,-. 

- Altersgrenze: 

Ab dem Studienjahr 1998/99 gilt als Altersgrenze zum Zeitpunkt der Aufnahme des zu fördern­

den Studiums das vollendete 30. Lebensjahr. Für Studierende, die sich mindestens vier Jahre zur 

Gänze aus eigenen Einkünften selbst erhalten haben, erhöht sich die Altersgrenze für jedes volle 

Jahr des Selbsterhaltes, das über diese vier Jahre hinausgeht, um ein weiteres Jahr. 

Auch unter Berücksichtigung einer längeren Berufstätigkeit muß das zu fördernde Studium 

jedenfalls vor Vollendung des 35. Lebensjahres begonnen werden. 
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1 .2 Sozialaufwendungen des Bundesministeriums für Wissenschaft 

und Verkehr - Quantitative Entwicklung seit 1995 

Das Budget des Bundesministeriums für Wissenschaft und Verkehr beinhaltet neben den Aus­

gaben für die Studienförderung (Studienbeihilfen, Förderungs- und Leistungsstipendien, Fahrt­

kostenzuschüsse, Beihilfen für Auslandsstudien, Studienunterstützungen) auch weitere Mittel für 

SoziaImaßnahmen wie Förderungen für Studentenheime, Subventionen für Mensen, Zuschüsse für 

Sozial aktivitäten der Österreichischen Hochschülerschaft und Auslandsstipendien. 

Tabelle 4: Sozialaufwendungen des BMWV für Studierende und Anteil der 
Aufwendungen für Studienförderung, 1992-1999 

I I 

Sozialaufwendungen des Anteil der Aufwendungen 
BMWV in Mio. ÖS für Studienförderung1) 

Rechnungsabschluß 1992 914, 124 78,7% 

Rechnungsabschluß 1993 1 .350,792 78,7% 

Rechnungsabschluß 1994 1.368,733 75,2% 

Rechnungsabschluß 1995 1 .520,002 74,8% 

Rechnungsabschluß 1996 1 .832,564 77,8% 

Rechnungsabschluß 1997 1 .918,074 77,8% 

Bundesvoranschlag 1998 2.098,993 78, 1% 

Bundesvoranschlag 1999 2.136,593 78,5% 
1 )  Budget-Ansätze 1/14107/7680 + 14108/7682 + 1/14108/6210 

Die Sozialausgaben für Studierende im Bereich des Bundesministeriums für Wissenschaft und 

Verkehr haben sich seit 1 992 mehr als verdoppelt. Den weit überwiegenden Anteil unter diesen 

Mitteln stellen die Aufwendungen für Studienförderung. 

Der Tabelle 5 ist die Entwicklung der unterschiedlichen Sozialaufwendungen für Studierende zu 

entnehmen. 
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Tabelle 5: Sozial aufwendungen für Studierende in Mio S 1) 

1 1992 1 1 993 1 1 994 1 
Studlentörderung 1 4107/7680 696,000 946,000 990,001 

Studienbeihilten und -unterstützungen 1 421 8/7680/3 2,500 2,500 1 , 950 

Stipendien tOr Graduierte 1 41 08/7681 5,600 5,600 7,000 

Studienunterstützung 141 08/7682 28,000 30,000 39,000 

FahrtkostenzuschOsse 1 41 08/6210  

Sti p.t .Bewerber a.d .Ausl .u .1. Konvent .tIOcht.1 41 08/7685 44,500 44,500 47,500 

Stip.für Abs.österr.Auslandsschulen 1 41 08/7687 3,000 3,000 3 , 500 

Studentenheime 1 4106/7700 85,707 1 22,707 1 52, 706 

Studentenmensen 1 4106/7700+7420 1 4,500 1 4,500 1 4,501 

Österr. Hochschülerschaft 1 41 06/7342 2,400 5, 1 00 7, 1 00 

Sozialversicherung tür Studierende 1 4108/731 0  45,000 68,000 45,000 

Stipendien u.Studienunterstütz. 14308/7680, 1 431 8/7680 6,600 7,475 8,475 

Stipendien tOr Graduierte 14308/7683 1 , 490 1 , 600 2,000 

Joint Study Programs 1 41 08/7689, 1 4208/7689 6,600 24,000 44,000 

Austauschaklionen m.d.Ausland 14208/7680, 1 4308/7680 5,000 5,000 6,000 

INSGESAMT 946,897 1 .279,982 1 . 368. 733 

Sozialaufwendungen pro ord.Hörer in S2) 4.602,-- 6 .077,-- 6.362,--

1) jeweils Bundesvoranschlag (1999 vorläufiger BVA) 

2) ab 1994 inkl. Fachhochschulen 

1 995 1 1 996 1 1 997 1 
1 . 1 00,000 1 .377,000 1 .400,000 

3,649 3,737 3,649 

0,000 0,000 0,000 

37,440 49,000 55,000 

30,398 

37,440 1 8,000 1 8,000 

3,360 2,762 2,762 

205,339 240,459 262,459 

2 1 , 1 24 2 1 , 1 24 2 1 , 1 24 

9,600 9,600 9,600 

43,200 52,000 56,000 

8,738 8,700 8, 800 

2 , 1 1 2  2,050 2, 1 50 

40,320 40,520 40,520 

7,680 7,6 1 2 7,6 1 2 

1 . 520,002 1 . 832,564 1 .9 1 8,074 

6.907,-- 8 . 1 77,--

1 998 1 
1 .534,449 

3,649 

0,000 

1 05 ,000 

- - -
1 5,000 

2,000 

288,459 

2 1 ,604 

9,600 

59, 000 

9,200 

2, 1 50 

4 1 ,270 

7,6 1 2  

2.098,993 

1 999 1 
1 .567,449 

3,649 

0,000 

56,000 

54,000 

1 5,000 

2,000 

288,460 

2 1 ,603 

9,600 

59,000 

9,200 

2, 1 50 

41 ,270 . 

7, 2 1 2 

2 . 1 36, 593 

\.JJ 
\.0 
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1.2.1 Aufwendungen nach dem Studienförderungsgesetz 1992 

Die Ausgaben für Studienförderung im Bereich des BundesminIsteriums für Wissenschaft und 

Verkehr, die im Jahre des Inkrafttretens des Studienförderungsgesetzes 1992 719,3 Mio S betra­

gen haben, sind bis Ende der neunziger Jahre deutlich angestiegen. Im Bundesvoranschlag 1999 

sind bereits 1,677 Milliarden S fiir Studienförderungsmaßnahmen vorgesehen. Trotz der Sparmaß­

nahmen in den Strukturanpassungsgesetzen konnte das Budget fiir Studienförderung sogar noch 

ausgeweitet werden (siehe Tabelle 6). 

Tabelle 6: Aufwendungen für Studienförderung nach dem Studienförderungs­
gesetzl), 1992 bis 1998 in Mio. Schilling 

1 Jahr 11 Aufwendungen in Mio. Schilling 1 
Rechnungsabschluß 1992 719,3 

Rechnungsabschluß 1993 1 .063, 1 

Rechnungsabschluß 1994 1 .090, 1 

Rechnungsabschluß 1995 1 .224,1 

Rechnungsabschluß 1996 1 .453,3 

Rechnungsabschluß 1997 1 .491,5 

Bundesvoranschlag 1998 1 .639,4 

Bundesvoranschlag 1999 I 1 .677,4 I .. I) Budget-Ansatze 1/14 107n680 + 14108n682 + 14108/6210 

1.2.2 Studienbeihilfen und Studienbeihilfenbezieher 

Der Zuständigkeitsbereich des Bundesministeriums fiir Wissenschaft und Verkehr umfaßt bei der 

Gewährung von Studienbeihilfen außer Universitäten und Kunsthochschulen auch Theologische 

Lehranstalten und seit dem Studienjahr 1994/95 die Fachhochschul-Studiengänge. Der Anteil der 

Theologischen Lehranstalten ist seit Jahren nur marginal (im Wintersemester 1996/97 wurden 

60 Studienbeihilfen fiir Studierende Theologischer Hochschulen vergeben, im gesamten Bereich des 

Bundesministeriums für Wissenschaft und Verkehr insgesamt 25.599). Im Gegensatz dazu ist der 
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Fachhochschulbereich stark expansiv. In den vier Jahren seit der Einführung dieser Ausbildungs­

möglichkeit kam es zu einer Vervielfachung der Beihilfenzahl, sodaß derzeit bereits über doppelt so 

viele Beihilfenbezieher an Fachhochschul-Studiengängen wie an Kunsthochschulen studieren. 

Erstmals wird in einem Sozialbericht die Beihilfenstatistik auch um Studierende an Fachhochschul-

Studiengängen erweitert, während die Theologischen Lehranstalten weiterhin ausgeklammert 

bleiben. 

Entwicklung der Studienbeihilfen seit Inkrafttreten des StudienfOrderungsgesetzes 1992 

Das Inkrafttreten des Studienförderungsgesetzes 1992 hat zu einem sprunghaften Anstieg der 

Anträge geführt. Seit 1993/94 liegen die Antragszahlen konstant über 30 000 jährlich bei einem 

weiterhin anhaltenden Zuwachs (von 1993/94 bis 1996/97 stiegen die Anträge im Bereich des 

Bundesministeriums für Wissenschaft und Verkehr um 13 %). Für 1997 /98 liegen erste Zahlen für 

das Wintersemester vor, die aber keine Trendumkehr erkennen lassen (siehe Tabelle 7). 

Tabelle 7 :  Entwicklung der Zahl der Anträge aufStudienbeihilfe an Universitä­
ten, Kunsthochschulen und Fachhochschul-Studiengängen, Stu­
dienjahre 91/92 (Wintersemester plus darauffolgendes Sommerse­
mester) bis WS 97/98 

Studienjahr Universitäten 

1991/92 22. 140 

1992/93 28.441 

1993/94 29.216 

1994/95 30.717 

1995/96 31.827 

1996/97 31 .681 

WS 1997/98 23.393 . .  . . 
Quelle: StudienbelhilfenstalJstik des BMWV 

Kunsthochschulen Fachhochschulen Gesamt 

704 22.844 

832 29.273 

850 30.066 

903 264 31 .884 

894 728 33.449 

903 1.407 33.991 

813 1.976 26. 182 
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Das Verhältnis der Bewilligungen zu den Abweisungen von Beihilfenanträgen hat sich seit Inkraft­

treten des Studienförderungsgesetzes 1992 kontinuierlich zugunst�n der Bewilligungen verbessert. 

Bei den absoluten Zahlen der Abweisungen ist zwar - in Abhängigkeit von einer Erhöhung 1994 

und 1995 - ein leichtes Schwanken zu verzeichnen, die Relationen sind wegen der steigenden 

Antragszahlen seit 1992 jedoch konstant zugunsten der Bewilligungen gestiegen. Leichte Abwei­

chungen von dieser Tendenz im Bereich der Kunsthochschulen werden durch die kontinuierliche 

Steigerung der Bewilligungsquote in den wesentlich größeren Sektoren der Universitäten und auch 

der Fachhochschul-Studiengänge mehr als ausgeglichen (siehe Tabelle 8). 

Tabelle 8: Gegenüberstellung: Bewilligungen und Abweisungen von Studienbei­
hilfen an Universitäten, Kunsthochschulen und Fachhochschul-Stu­
diengängen, Studienjahre 1992/93, Wintersemester 1997/98 

Universitäten Kunsthochschulen Fachhochschulen1) Bewilligun-

Semester/Studienjahr gen 
Anträge Bewilligun- Anträge Bewilligun- An- Bewilligun-

gen gen träge gen gesamt 

WS 1992/93 21.288 17. 184 662 541 17.725 

SS 1993 7.153 5.426 170 1 13 5.359 

Stj. 1992/93 insgesamt 28.441 22.430 832 654 23.084 

WS 1993/94 21.955 17.956 689 540 1 8.496 

SS 1994 7.261 5.948 161 1 19 6.067 

Stj. 1993194 insgesamt 29.218 23.904 850 659 24.563 

WS 1994195 23.218 19.956 7 1 1  589 264 186 20.235 

SS 1995 7.499 6.346 192 149 --- --- 6.495 

Stj. 1994 �5 Insgesamt 30.717 26.302 903 738 264 192 26.730 

WS 1995 .-96 24.063 20.078 726 614 728 568 21.260 

SS 1996 7.764 6.525 1 68 135 -- --- 6.660 

StJ. 1 995 �6 Insgesamt 3 1 .827 26.603 749 -- 568 27.920 

WS 1996 �7 23.61 1  19.947 739 603 1 .407 1 . 118  21 .668 

SS 1997 8.070 6.947 164 128 - - --- 7.075 

Stj. 1996197 insgesamt 3 1 .681 26.894 903 73 1 1 .407 1 . 118  28.743 

WS 1997198 23.393 19.197 813 659 1 .976 1 .585 21.441 

1) Fachhochschul-Studiengänge existieren seit dem Studienjahr 1994/95, die Beantragung der Studienbeihilfe ist nur im Winterse­
mester möglich. 
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1992/93 hat sich die Zahl der Abweisungen auf über 6 000 im Jahr erhöht. Diese Zahl, die auch ein 

leichtes Absinken der Bewilligungsquote zur Folge hatte, wurdejedoch trotz Gesamtanstieg der 

Antragszahlen nicht wieder erreicht. Im Studienjahr 1996/97 lag die Quote der Bewilligungen unter 

allen Anträgen mit 85 % auf dem höchsten Niveau seit den achtziger Jahren (siehe Tabelle 9). 

Bemerkenswert ist auch, daß die nach den anfänglichen Schwierigkeiten und Unsicherheiten höhere 

Abweisungsquote an Fachhochschul-Studiengängen sich mittlerweile bei durchschnittlichen Werten 

stabilisiert hat. 

Tabelle 9: Gegenüberstellung: Prozentueller Anteil der Bewilligungen und Ab­
weisungen von Studienbeihilfen an Universitäten, Kunsthochschulen 
und Fachhochschul-Studiengängen vom Studienjahr 1991/92 bis zum 
Wintersemester 1997/98 

Universitäten 

Studienjahr Bewilligungen Abweisungen 
199 1/92 80,2% 19,8% 

1992/93 80,8% 19,2% 

1993/94 83,0% 17,0% 

1994/95 84,7% 15,3% 

1995/96 84,9% 15,1% 

1996/97 85,7% 14,3% 

WS 1997/98 82,8% 17,2% . . . . 
Quelle: Studlenbelhilfenstat1l5tik des BMWV. 

Kunsthochschulen Fachhochschulen 

Bewilligungen Abweisungen Bewilligungen Abweisungen 

77,4% 22,6% --- -
80,4% 19,6% --- ---
79,3% 20,7% --- ---
82,3% 17,7% 72.3% 27.7% 

85,4% 14,6% 80,2% 19,8% 

81,9% 18,1% 80,7% 19,3% 

81,7% 18,3% 80,8% 19,2% 

Untersucht man die Gründe für die Abweisungen von Studienbeihilfenanträgen, so ergibt sich, daß 

seit dem Inkrafttreten des Studienförderungsgesetzes 1992 die fehlende soziale Bedürftigkeit als 

Grund für die Nichtbewilligung einer Studienbeihilfe anteilsmäßig zurückgeht. Auch in absoluten 

Zahlen ist jedenfalls bis zum Studienjahr 1996/97 die soziale Bedürftigkeit, dieimmernoch der mit 

Abstand wesentlichste Grund für die Nichtbewilligung einer Studienbeihilfe ist, zurückgegangen. 

Lediglich im Wintersemester 1997;98 ist wieder ein leichtes Ansteigen der sozialen Bedürftigkeit als 

Abweisungsgrund zu verzeichnen. 
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Bei anderen Abweisungsgründen ist festzustellen, daß der mangelnde Studienerfolg (fehlender 

Nachweis von Prüfungen, nichtzeitgerechter Abschluß eines Studienabschnittes ) im U ntersuchungs­

zeitraum mit einer Abweisungsrate von 5 bis knapp 8 % annähernd stabil ist. Im Unterschied dazu 

sind die anderen Gründe (abgeschlossenes Studium, mehrmaliger Studienwechsel, Berufstätigkeit ) 

stärkeren Schwankungen unterworfen und haben sich im Untersuchungszeitraum zwischen 20 und 

30 % bewegt, wobei dieser Anstieg mit dem Inkrafttreten des Studienförderungsgesetzes 1992 

gleichzusetzen ist und im Laufe der neunziger Jahre etwas zurückgegangen ist (siehe Tabelle 10). 

Tabelle 10: Gegenüberstellung der Gründe für Abweisungen von Studienbei­
hilfenanträgen von Studierenden an Universitäten, WS 1991/92 bis 
WS 97/98 

Semester soziale 
Bedürftigkeit 

WS 91/92 2.488 
SS 92 660 

WS 92/93 2.477 
SS 93 682 

WS 93/94 2.406 
SS 94 730 

WS 94/95 2.263 
SS 95 544 

WS 95/96 2.305 
SS 96 628 

WS 96/97 2.381 
SS 97 568 

WS 97/98 2.843 . .  . . 
Quelle: StudienbeihilCenstatishk des BMWV 

Abweisungsgrund 

Gesamt 
Studienerfolg andere Gründe 

158 678 3.324 
44 350 1 .054 

321 1 .304 4. 102 
93 465 1 .240 

248 1 .009 3 .663 
66 446 1 .242 

241 1 .092 3.596 
81  432 1 .057 

210 1 .072 3 .587 
50 476 1 . 154 

178 907 3.466 
31 429 1 .028 

214 924 3.981 

Die Zusammensetzung nach Grundtypen der Studienbeihilfenbezieher hat sich im Laufe derneunzi­

ger J ahre nicht gravierend verändert (siehe Tabelle 1 1). Insgesamt ist ein Ansteigen der von den 

Eltern unabhängig geförderten Studierenden erkennbar. Nur knapp ein Viertel der Studienbei­

hilfenbezieher wohnt bei den Eltern am Studienort. 
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Tabelle 11: Bewilligte Studienbeihilfen an Universitäten nach Kategorien von 
Beihilfenbeziehern, WS 1992/93, WS 1994/95 und WS 97/98 

WS 92/93 WS 94/95 WS 97/98 

Kategorie abs. in % abs. in % abs. in % 

Selbsterhalter, Vollwaise 1 .666 7,8 1 .671 8,6 1 .997 10,4 
und ohne Kind 

Selbsterhalter, Vollwaise 3 1 1 1,5 333 1,7 460 2,4 
verheiratet oder mit Kind 

Auswärtige, unverheiratet 1 2.524 61,8 12.582 64,7 1 1 .889 61,9 
und ohne Kind 

Verheiratet oder mit Kind, mit 519 2,5 406 2, 1 518 2,7 
eigenem Haushalt oder auswärtig 

Unverheiratet und ohne Kind, 5 .589 26,2 . 4.438 22,8 4.333 22,6 
ohne eigenen Haushalt 

Verheiratet oder mit Kind, 49 0,2 30 0,2 --- ---
ohne eigenen Haushalt 

Gesamt 1 20.658 1 100,0 1 19.460 1 100,0 1 19.197 1 100,0 1 

Entwicklung der Zahl der Studien bei hilfen bezieher 

Vielfach wird die Zahl der in einem Wintersemester bewilligten Studienbeihilfen mi t der Zahl der 

Beihilfenbezieher gleichgesetzt. Diese Gleichsetzung erfolgt unter der Maßgabe, daß die Bewilligung 

der Studienbeihilfe grundsätzlich für zwei Semester erfolgt, somit die Bezieher einer Studienbeihilfe 

im Wintersemester auch im darauffolgenden Sommersemester Studienbeihilfe erhalten. 

Tatsächlich ist diese Annahme deswegen nicht völlig zutreffend, da während des Wintersemesters 

auch jene Personen Studienbeihilfe beziehen, die im vorangegangenen Sommersemester eine 

Bewilligung erhalten haben, im darauffolgenden Sommersemester kommen die neuen Bewilligungen 

hinzu. Die Situation wird dadurch noch komplizierter, daß während des Bewilligungszeitraumes 

Studienbeihilfen bei Wegfall der Voraussetzungen eingestellt werden oder die Auszahlung aus 
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bestimmten Gründen ruht. Insgesamt liegt jedenfalls die Zahl der tatsächlichen Beihilfenbezieher zu 

einem bestimmten Stichtag regelmäßig höher als die Zahl der Bewilligungen während eines Se­

mesters. 

Zur Ermittlung der Zahl der Studienbeihilfenbezieher wird daher folgendes Berechnungsschema 

herangezogen: 

Die Zahl der Bewilligungen des jeweiligen Semesters plus Zahl der Bewilligungen des vorangegan­

genen Semesters minus Zahl der Einstellungen (Ruhen) des vorangegangenen Semesters ergibt die 

Zahl der tatsächlichen Studienbeihilfenbezieher im jeweiligen Semester. Nach dieser Berechnung 

stieg die Zahl der Beihilfenbezieher an Universitäten im Zeitraum vom Wintersemester 1991/92 bis 

zum Wintersemester 1997/98 um absolut 7.893 Bewilligungen, relativ um 47 %. Auch gegenüber 

dem Basisjahr 1992/93, dem Inkrafttreten des derzeit geltenden Studienförderungsgesetzes 1992, 

beträgt die relative Zunahme immer noch 20 % für die Bewilligungen an Universitäten und 27 %, 

wenn man sämtliche Bewilligungen einbezieht; die Ursache für diese Differenz liegt im Hinzutreten 

der Fachhochschul-Studiengänge (siehe Tabelle 12). 

Diese Steigerung ergibt sich nicht nur unter den Studienbeihilfenbeziehern, sondern auch dann, wenn 

man die Studienbeihilfenbezieher zur Zahl der inländischen ordentlichen Hörer insgesamt setzt 

(Studienförderungsquote). Diese Quote ist zwischen 1 991/92 und 1997/98 von 9,5 % auf 13,8 % 

gestiegen und dokumentiert daher den nachhaltigen Ausweitungsprozeß des Bezieherkreises (siehe 

Tabelle 12). 

Bei der Interpretation dieser Beihilfenquote ist jedenfalls auch zu berücksichtigen, daß die Zahl der 

ordentlichen Studierenden insgesamt nicht unbedingt eine repräsentative Aussage darüber trifft, 

wieviele Personen grundsätzlich in den Bezug der Studienbeihilfe gelangen könnten. In dieser 

Gesamtzahl der Studierenden sind nämlich auch jene zugelassenen Studierenden enthalten, die nicht 

studienaktiv sind bzw. solche, die das Studium lediglich als Liebhaberei neben einer anderen 

(Berufs-)Tatigkeit betreiben. Geht man von den tatsächlich aktiven Studierenden aus, so ist die 

Förderungsquote erheblich höher. Dies läßt sich j edoch nicht über die Hochschulstatistik, die vom 

Formalkriterium der Zulassung ausgeht, feststellen, sondern nur über Befragung aktiver Studieren­

der. Solche Zahlen entsprechen eher dem realen Verhältnis von Studierenden und Studienbei-
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hilfenbeziehern. Aus der dem Nationalrat 1998 übermittelten Studie "Studienförderung und Studien­

einstiegsalter" ergibt sich ein Anteil der Studienbeihilfenbezieher.unter den Studienanfängern an 

Universitäten von rund 26 % und an den Studienabsolventen von etwa 22 % .  

Tabelle 12: Zahl der Studienbeihilfenbezieher1) an Universitäten, Hochschulen 
künstlerischer Richtung und Fachhochschulen, WS 92/93 bis 
WS 97/98 

I &m'�" I Studienbeihilfenbezieher Anteil an allen 
in!. 

Universitäten Kunsthochschulen Fachhochschulen Zusammen ord. Hörern des 
selben WS in % 

WS 91/92 16.737 535 17.272 9,5% 

SS 92 14.864 480 15.344 

WS 92/93 20.604 627 21 .231 1 1,6% 

SS 93 19.375 585 19.960 

WS 93/94 22.254 640 22.894 12,2% 

SS 94 20.944 60 1  --- 21 .545 

WS 94/95 24.210 693 186 25.089 13,1% 

SS 95 22.425 669 --- 23.094 

WS 95/96 25.196 745 562 26.503 13,5% 

SS 96 22.950 686 --- 23.636 

WS 96/97 25.148 719 1 .105 26.972 13,7% 

SS 97 22.997 670 - 23.667 

WS 97/98 24.630 768 1 .585 26.983 13,8% 

Quelle : Studienbeihilfenstatistik des BMWV 

I )  AnnhJ du Per.;onen, die in einem Semester in Bezug einer Studienbeihilfe standen: Anzahl der Bewilligungen im Semester plus 

AnnhJ der Ikwilligungen des Vor.;emester.; minus Annhl der Einstellungen/Ruhen im Vor.;emester 

Entwicklung der Studienbeibilfenböbe 

N eben der Zahl der Studienbeihilfenbewilligungen ist auch die Zahl der Bewilligungen nach dem 

Typus der zuerkannten Studienbeihilfe von Bedeutung. Insbesondere die Bewilligungszahl von 

höchstmöglichenStudienbeihilfengibtAuskunftdarüber, wieviele Studierende mit keinerlei Un-
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terhaltsleistungen der Eltern nach dem Studienförderungsgesetz zu rechnen haben. Dabei zeigt sich, 

daß die absolute Zahl der Beziehervonhöchstmöglichen Studienbeihilfen zwar gestiegen ist, der 

Anteil an der Gesamtzahl der Beihilfenbezieher allerdings etwas zurückgegangen ist. Zurückzuführen 

ist dieser Anstieg auf die zunehmende Zahl von Selbsterhaltern. Bei diesem Bezieherkreis komm t es 

zu keiner Kürzung der Höchststudienbeihilfe durch elterliche Unterhaltsleistungen, sondern allenfalls 

nur durch eigene Berufstätigkeit oder Unterhaltsleistungen des Ehepartners (siehe Tabelle 13). 

Tabelle 13: Zahl der Bewilligungen von höchstmöglichen Studienbeihilfen an 
Universitäten, nach Kategorien von Beihilfenbeziehern, WS 91/92 
bis WS 97/98 

Bewilligte Höchststudienbeihilfen im Wintersemester . . .  
Kategorie 

91/92 92/93 93/94 94/95 95/96 96/97 97/98 

Selbsterhalter, Vollwaisen 1 .308 1 .205 1 .304 1 .626 1 .885 1 .975 1 .963 
- verheiratet oder mit Kind 162 1 16 156 246 298 336 358 

Auswärtige unverheiratet 3.382 4.081 3.801 4.271 3.992 3.824 3.306 
und ohne Kind 

verheiratet oder mit Kind, 125 1 17 101 1 19 154 156 152 
mit eigenem Haushalt oder 
auswärtig 

unverheiratet und ohne Kind 1 .083 1 .344 1 .369 1 .435 1 .428 1 .313 1 .217 
ohne eigenen Haushalt 

verheiratet oder mit Kind, 16 10 1 1 1 1 
ohne eigenen Haushalt 

I) I)  I) 

Insgesamt absolut 5 .914 6 .873 6.742 7.708 7.757 7.604 6.996 

in % 44,4 39,7 37,2 39,6 38, 1 38, 1 36,4 
I )  seIt der Novelle 1995 gibt es diese Kategorie nicht mehr. 

Aussagen über die durchschnittliche Höhe der Studienbeihilfen haben zwar den Vorteil, daß mit 

einer einzigen Zahl eine relativ kompakte Aussage über die Entwicklung der Studienförderung 

getroffen werden kann, andererseits bleibt diese Zahl für sich alleine gesehen eindimensional. Sie 

kann nämlich keine Aussagen über die Verteilung bzw. die Bandbreite der bewilligten Studienbei -
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hilfen treffen. Außerdem bleiben bei der Betrachtung dieser Zahl sämtliche Nachweise über den 

Zeitraum der ausbezahlten Studienbeihilfe außer Betracht, also auch der Umstand, ob bewilligte 

Beihilfen bereits vor dem Auslaufen des Zuerkennungszeitraumes von zwei Semestern vorzeitig 

eingestellt werden. In der Zeitreihe über die Entwicklung der durchschnittlichen Studienbeihilfenhöhe 

seit dem Studi enj ahr 1991/92 spi egeln sich die j eweiligen Novelli erungen mit Anhebungen der 

Höchststudienbeihilfen ganz deutlich wieder (siehe Tabelle 14). Zu diesem Zeitpunkt kommt es 

jeweils zu einem erheblichen Anstieg der durchschnittlichen Studienbeihilfe. In den darauffolgenden 

Jahren geht die Studienbeihilfe dann regelmäßig wieder leicht zurück, da die der Berechnung 

zugrunde gelegten Einkommen der Eltern von Studierenden üblicherweise steigen, die Beihilfensätze 

aber gleich bleiben. Die Zahlenreihe beweist, daß mit der umfassendsten Novelle 1992/93 ein 

Anstieg von 39 440 S auf 46 880 S durchschnittlicher jährlicher Studienbeihilfe, also ein An­

wachsen um 7440 S oder 19 %, verbunden war. Ein neuerlicher Anstieg bei den durchschnittlichen 

Beihilfen an Universitäten vom Studienjahr 1994/95 zum Studienjahr 1995/96, begründet durch die 

Erhöhung der Höchststudienbeihilfen mit Beginn dieses Studienjahres, brachte einen Anstieg um 

4 100 S oder 8,7 %. In weiterer Folge verflachte sich die Kurve, um mit dem Wintersemester 

1997/98 wieder leicht zu fallen. 

Tabelle 14: Entwicklung der durchschnittlichen Studienbeihilfenhöhe an Uni­
versitäten, künstlerischen Hochschulen und Fachhochschulen, 
Beträge in ÖS (auf S 10,-- gerundet), WS 1991/92 bis WS 1997/98 

� 
Durchschnittliche Beihilfenhöhe 

Universitäten künstl.Hochschulen Fachhochschulen 

WS 91/92 39.440 41 .240 ---

WS 92/93 46.880 51 .050 ---

WS 93/94 46. 120 49.920 ---

WS 94/95 47.260 51 . 100 47.090 

WS 95/96 5 1 .360 55.390 54.400 

WS 96/97 51 .430 56.310 53.250 

WS 97/98 50.890 55.710 52.830 
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Betrachtet man die durchschnittlichen Beihilfenhöhen nach Studierendenkategorien, so fällt auf, daß 

von der Erhöhung der durchschnittlichen Studienbeihilfe seit 1992/93 die auswärtigen Studierenden 

anteilsmäßig am wenigsten profitiert haben. Am stärksten profitiert haben die Selbsterhaltergruppen, 

da in diesen Fällen die Einkommenszuwächse der Eltern zu keinen Kürzungen der Studienbeihilfen 

geführt haben (siehe Tabelle 15). 

Tabelle 15 : Durchschnittliche Beihilfenhöhe nach Kategorien, Beträge in ÖS 
(auf S 100,-- gerundet) , WS 92/93 bis WS 97/98 

I Kategorie 

Gesamtdurchschnittshöhe 

Selbsterhalter, Vollwaise unverheiratet u. ohne Kind 

Selbsterhalter, Vollwaise verheiratet oder mit Kind 

Auswärtige unverheiratet und ohne Kind 

Verheiratet oder mit Kind, mit eigenem Haushalt 

Unverheiratet und ohne Kind, ohne eigenen Haushalt 

Verheiratet oder mit Kind, ohne eigenen Haushaltl) 
Quelle: Studienbeihilfenstattstik des BMWV 

I) ab 1995 keine eigene Kategorie mehr 

I 
durchschnittliche Beihilfenhöhe im 

Wintersemester in OS 

92/93 95/96 97/98 

46.900 5 1 .500 51 .200 

75.600 81 .600 82.500 

77.000 85.500 86.200 

51 . 100 53.600 51 .800 

63. 100 65.400 67.200 

24.200 28.000 27.600 

25 .500 

Auswirkungen der Studien beihilfe auf Studien verhalten 

Die Aussage, daß der Bezug von Studienbeihilfe auch motivierend auf die Studienintensität wirkt, 

läßt sich statistisch belegen. Dies ergibt sich aus Untersuchungen, welche Studierende, die im ersten 

Semester Studienbeihilfe bezogen haben, Studierenden gegenüberstellt, die keine Studienbeihilfe 

bezogen haben. Im Hinblick auf den Abschluß eines Studiums innerhalb von 16-20 Semestern ab 

Studienbeginn ergibt sich, daß mehr als die Hälfte jener Studierenden, die zumindest im ersten 

Semester Studienbeihilfe bezogen haben, ihr Studium abgeschlossen haben, während nur knapp ein 

Viertel der Studierenden ohne Studienbeihilfe bzw. über die Gesamtzahl der Studierenden be-

rechnet nur 30 % aller Studienanfängerin diesem Zeitraum ihr Studium abgeschlossen haben (siehe 

Tabelle 16). 
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Tabelle 16 : Gegenüberstellung: Studierende mit und ohne Studienbeihilfe an 
Universitäten, Studienabschluß innerhalb von 16-20 Semestern ab 
Studienbeginn, (Studienbeginn zwischen WS 87/88 und WS 89/90) 

Studienbeihilfe im 1 .  Semester anderes begonnenes Studium abg. 

Studium abg. Studium abg. 

j a  abs.  9 .862 1 .021 4.313 5 .334 
in % 100,00% 10,35% 43,73% 54,09% 

nein abs. 49.219 27.21 9.745 12.466 
in % 100,00% 5,53 % 19,80% 25,33% 

Gesamt: abs. 59.081 3.742 14.058 17.800 

Gesamt: Proz. 100,00% 6,33% 23,79% 30, 13% 

Quelle: zentrale Hörerevidenz BMWV 

Auch im Hinblick auf die Beibehaltung der begonnenen Studienrichtung bzw. den Verbleib im 

universitären System ergibt sich eindeutig die motivierende Funktion der Studienbeihilfe. In der 

begonnenen Studienrichtung befinden sich im vierten Semester noch fast 80 % jener Studierenden, 

die im ersten Semester Studienbeihilfe bezogen haben, insgesamt sind es j edoch nur mehr zwei 

Drittel aller Studierenden, welche dieselbe Studienrichtung studieren. Im zehnten Semester sind 

unter den Studienbeihilfenbeziehern noch genau zwei Drittel in derselben Studienrichtung, während 

es insgesamt noch etwas mehr als die Hälfte aller Studierenden ist (siehe Tabelle 17). 

Beim Verbleib im universitären System sind im vierten Semester noch fast 94 % aller Studierenden, 

die Studienbeihilfen b ezogen haben, geblieben, während es insgesamt nur etwas über 80 % aller 

Studierenden waren, die weiterhin an der Universität studierten. Im zehnten Semester studierten 

knapp 87 % der Studienbeihilfenbezieher und etwas über 70 % aller Studierenden an einer U ni­

versität (siehe Tabelle 18). 
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Tabelle 17: Gegenüberstellung: Studierende mit und ohne Studienbeihilfe an Universitäten 
Verbleib in der begonnenen Studienrichtung in den ersten 10 Semestern 
(Studienbeginn zwischen WS 1990/91 und WS 92/93) 

Studien- im .. sem· 1 1 .  
I 

2. 
I 

3. 
I 

4. I 5. I 6. 
I 

7. 
beihilfe 

ja  abs. 15.497 14.026 12.715 12.305 1 1 .726 1 1 .473 1 1 . 134 

Proz. 100,00% 90,51% 82,05% 79,40% 75,67% 74,03% 71 ,85% 

nein abs. 45.296 36.888 30.574 28.292 26.289 25.154 24. 172 

Proz. 100,00% 81,44% 67,50% 62,46% 58,04% 55,53% 53,36% 

Gesamt: abs. 60.793 50.914 43.289 40.597 38.015 36.627 35.306 

Gesam t: Proz. 100,00% 83,75% 71,21% 66,78% 62,53% 60,25% 58,08% 

Quelle: zentrale Hörerevidenz BMWV 

I 8. 
I 

9. 

10.951 10.722 

70,67% 69,19% 

23.228 22.546 

51,28% 49,77% 

34.179 33.268 

56,22% 54,72% 

I 

10. 

10.341 

66,73% 

21 .443 

47,34% 

31 .784 

52,28% 

I 
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I\J 
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Tabelle 18: Gegenüberstellung: Studierende mit und ohne Studienbeihilfe an Universitäten 
Verbleib im Universtitätssystem in den ersten 10 Semestern 
(Studienbeginn zwischen WS 1990/91 und WS 92/93) 

Studien- im .. Sem. I 1 .  
I 

2. 
I 

3. I 4. I 5. I 6. I 7. 
beihilfe 

ja abs. 15.497 15.057 14.734 14.518 14.322 14.157 13.980 

Proz. 100,00% 97,16% 95,08% 93,68% 92,42% 91,35% 90,21% 

nein abs. 45.296 39.867 36.5 1 1 34.812 33.478 32.442 31 .865 

Proz. 100,00% 88,01% 80,61% 76,85% 73,91% 71,62% 70,35% 

Gesamt: abs. 60.793 54.924 51 .245 49.330 47.800 46.599 45.845 

Gesamt: Proz. 100,00% 90,35% 84,29% 81 ,14% 78,63% 76,65% 75,41 % 

Quelle: zentrale Hörerevidenz BMWV 

I 8. I 9. 

13.838 13 .760 

89,29% 88,79% 

30.888 30.584 

68,19% 67,52% 

44.726 44.344 

73,57% 72,94% 

I 

10. 

13.437 

86,71% 

29.485 

65,09% 

42.922 

70,60% 

I 

VI 
VJ 
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Verteilung nach Geschlecht 

Bei der Verteilung des Studienbeihilfenbezugs nach Geschlechtern zeigt sich, daß an Universitäten 

und Kunsthochschulen der männliche Anteil in dem Ausmaß zurückgeht, als er an Fachhochschul­

Studiengängen wächst (fabelle 19). Während an Universitäten und Kunsthochschulen der weibliche 

Anteil klar dominiert, ist die Relation an Fachhochschul-Studiengängen bei den Studienbeihilfenbe­

ziehern zwischen Männern und Frauen 3 : 1 . Dies hängt mit dem starken männlichen Überhang unter 

den Studierenden an Fachhochschul-Studiengängen zusammen, der seinerseits mit der technischen 

Ausrichtung vieler Studiengänge zu begründen ist. Insgesamt macht der Anteil der weiblichen 

Studienbeihilfenbezieher im Vollziehungsbereich des BMWV derzeit 51,7 % aus, während bei der 

Zahl der Studierenden immer noch der männliche Anteil leicht höher ist (siehe Teil A, Entwicklung 

der Studienanfängerzahlen). 

Tabelle 19: Verteilung der Beihilfenbezieher nach männlich und weiblich im 
jeweiligen Wintersemester der Studienjahre 1995/96 bis 1997/98 

Universitäten Kunsthochschulen Fachhochschulen 

m w m w m w 

WS 1995/96 10.258 10.035 281 342 466 1 15 

WS 1996/97 9.718 10.353 265 344 904 242 

WS 1 997/98 8.889 10.313 272 387 1 .206 379 . .  Quelle: Srudienbclhllfcnstahshk dcs BMWV 

Soziale Herkunft der Beihilfenbezieher 

Betrachtet man die durchschnittlichen Studienbeihilfenin der Entwicklungsreihe 1992/93 je nach 

sozialer Herkunft der Studienbeihilfenbezieher, ergibt sich, daß von den Verbesserungen offensicht­

lich Kinder von Angestellten am meisten profitiert haben, da sich bei diesen die durchschnittliche 

Studienbeihi lfe zwischen 1992/93 und 1996/97 um 1 1  % erhöht hat. Ebenfalls überproportionaI 

profitiert haben Kinder von Pensionisten und Selbständigen mit jeweils über 8 % Zuwachs an 

durchschnittlicher Studienbeihilfe. Mit jeweils 6,8 % Zuwachs haben auch noch Kinder von Arbei­

tern sowie SelbsterhaIterprofitiert, während die Kinder von Land- und Forstwirten (plus 5,8 %) 

und vor allem von öffentlich Bediensteten (plus 3,5 %) unter dem durchschnittlichen Zuwachs liegen 

(Tabelle 20). 
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Tabelle 20: Durchschnittliche Studienbeihilfe an Universitäten nach Beruf des 
Vaters (der Mutter), Beträge In ÖS (gerundet auf S 100,--), 
WS 92/93 bis WS 97/98 

Beruf des Vaters 
(der Mutter) 

92/93 

Selbständige 45.600 

Land- und Forstwirte 54.500 

Öffentl.Bedienstete 37. 100 

Angestellte 37. 100 

Arbeiter 43.800 

Pensionisten 47.800 

Sonstige 77.800 
(insbes.Selbsterhalter) 

Insgesamt 46.900 . .  . . 
Quelle: Studienbelhllfenstattsltk des BMWV 

93/94 

44.200 

54.300 

35.600 

36.900 

42.200 

46.900 

77.300 

46. 100 

Wintersemester 

94/95 95/96 96/97 97/98 

44.500 48.500 49.500 48.900 

54.500 58.700 58.700 58.400 

35.700 38.900 38.400 37.300 

37.300 41 .200 41 .200 40.500 

43.500 47.000 46.800 46.500 

47.900 51 .600 51 .700 50.400 

79. 100 83.200 83. 100 83.700 

47.300 51 .400 51 .400 50.900 

Von der durchschnittlichen Studienbeihilfe der einzelnen sozialen Gruppen zu unterscheiden ist die 

Verteilung der sozialen Gruppen unter der Gesamtzahl der Studienbeihilfenbezieher. Da die Ein­

kommensverhältnisse der Eltern im Zusammenhang mit der sozialen Herkunft stehen, sind unter den 

Beihilfenbeziehern die einzelnen Herkunftsgruppen im unterschiedlichen Ausmaß vertreten, naturge­

mäß die sozialen Gruppen mit einem geringeren Einkommen in höherem Ausmaß (siehe Tabelle 21). 

Interessant ist in der Zeitreihe, daß die traditionell sehr stark vertretene Gruppe der Kinder von 

Pensionisten, die 1990/91 nahezu noch ein Viertel der gesamten Studienbeihilfenbezieher aus­

machte, durch die Kinder von Angestellten vom ersten Platz in der Verteilung der Beihilfenbezieher 

verdrängt wurden. Seit 1992/93 sind um fast ein Drittel mehr Kinder von Angestellten anteilsmäßig 

unter den Beihilfenbeziehern vertreten. Leicht gestiegen sind die Kindervon Selbständigen, leicht 

zurückgegangen die Kinder von Land- und Forstwirten, öffentlich Bediensteten und Arbeitern. In 

absoluten Zahlen ist bei all diesen Gruppen ein Anstieg zu verzeichnen, mit Ausnahme der Gruppe 

der öffentlich Bediensteten, bei denen sogar in absoluten Zahlen zwischen 1992/93 und 1997/98 ein 

Rückgang zu verzeichnen ist. 
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Tabelle 21 : Studienbeihilfenbezieher (bewilligte Studienbeihilfen) an Universitäten nach Beruf des Vaters (der Mutter), 
WS 92/93 bis WS 97/98 

Wintersemester 

Beruf des Vaters 92/93 93/94 94/95 95/96 96/97 97/98 
(der Mutter) abs. in % abs. in % abs. in % abs. in % abs. in % abs. in % 

Selbständige 1 .662 10,6 1 .782 10,9 2.062 1 1 .8 2.213 12,5 2.197 12,6 2.047 12,2 

Land- und Forstwirte 1 .431 9,1 1 .440 8,8 1.465 8,4 1 .497 8,4 1 .444 8,2 1 .377 8,2 
Öffentl.Bedienstete 2.569 16,4 2.484 15,3 2.635 15,1 2.625 14,8 2.534 14,5 2.311 13,8 

Angestellte 2.761 17,6 2.954 18,1 3.215 18,4 3.531 19,9 3.870 22,1 4.075 24,3 

Arbeiter 2.695 17,2 2.792 17,2 2.905 16,7 2.972 16,8 2.847 16,3 2.669 15,9 

Nicht zuordenbare 719 4,5 825 5,1 887 5,1 880 5,0 838 4,8 766 4,6 
Unselbständige 

Pensionisten 3.590 22,9 3.711 22,8 3.986 22,8 3.778 21,3 3.610 20,6 3.348 20, 1 

Sonstige 294 1 ,9 289 1 ,8 301 1 ,7 231 1,3 165 0,9 147 0,9 

1 Insgesamtl) 11 15712 1 100,0 11 16.277 1 100,0 11 17.456 1 100,0 11 17.727 1 100,0 11 17.505 1 100,0 11 16.740 1 100,0 I 
Quelle: Studienbeihilfenstatistik des BMWV 

1) ohne Selbsterhalter und Vollwaisen (WS 92/93: 1 .472, WS 93/94: 1 ,679, WS 94/95: 2.004, WS 95/96 2.35 1,  WS 96/97 2.442, WS 97/98 2.457) 
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1.2.3 Weitere Förderungsmaßnahmen nach dem Studienförderungs­

gesetz 

Das Studienförderungsgesetz 1992 sieht neben der wesentlichsten Form der finanziellen Unterstüt­

zung von Studierenden, der Studienbeihilfe, auch eine Reih e anderer Förderungsmaßnahmen für 

Studierende vor, deren Zahl und Art sich im Laufe der Zeit gewandelt hat. Zu den rechtl ichen 

Voraussetzungen und Zi ei setzungen ist auf Abschnitt 1 . 1 .  unter den " Rechtlichen Grundl agen" zu 

verweisen. Im Folgenden wird die Inanspruchnahme und der finanzielle Aufwand für die einzelnen 

Förderungsmaßnahmen dargestellt .  

Fahrtkostenzuschuß 

Der Fahrtkostenzuschuß führt in erweiterter Form die davor bestehende Fahrtkostenbeihilfe weiter. 

Da erstmal s im Kal enderj ahr 1997 dieser Fahrtkostenzuschuß ausbezahlt wurde, liegt eine Zeitreihe 

über diese Förderungsaufwendung nicht vor. 1997 wurden unter die sem Tit el insgesamt 

30,4 Mio S an Studienbeihil fenbezieher ausbezahl t.  

Beihilfen für Auslandsstudien 

Die Beihilfen für Auslandsstudien haben in den l etzten Jahren einen entscheidenden Aufschwung 

genommen. Seit dem Inkrafttreten des Studi enförderungsgesetzes 1992 sind sowohl die Zahl der 

Bewilligungen als auch die hiefür aufgewendeten Mittel auf ein Viel faches gestiegen (siehe Tabel-

l e  22). 
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Tabelle 22: Aufwendungen für Beihilfen für Auslandsstudien, Beträge in ÖS, 
1992 bis 1997 

I Jah, I Beihilfen für Auslandsstudien 

Gesamtbetrag Bewilligungen 

1992 3,832.000 1521) 

1993 7,244.780 326 

1994 1 1, 144.980 370 

1995 18,582.000 631 

1996 22, 165 .500 643 

1997 22,092.000 773 

1) nur Anträge bis 31.  August 1 992: durch das Studienforderungsgesetz 1 992 ging die Zuständigkeit ab September vom BMWFK 

an die Studienbeihilfenbehörde über: entsprechende Bewilligungen erfolgten erst wieder mit dem Jahr 1993 

Leistungsstipendien 

Die für hervorragende Studienleistungen gewährten Leistungssti pendien orientierten sich in der 

Gesamtheit der durch Verordnung des Bundesministers fiir Wissenschaft und Verkehr zur Verfü­

gung stehenden Mittel am Umfang der im vorangegangenen Kalenderj ahr aufgewendeten Mittel für 

Studienförderung. Infolge des Ansteigens dieser Mittel steigen auch die Mittel für Leistungsstipen­

dien kontinuierlich. Der Prozentsatz, der für Leistungsstipendien zur Verfügung zu stellen ist, betrug 

2 % bis 1996. In der Novelle 1996 im Rahmen des Struk:turanpassungsgesetzes wurde dieser 

Prozentsatz auf 1 ,5 % gesenkt. Erstmals wirkte sich dies bei den für 1997 den Uni versi täten und 

Hochschulen zugewiesenen Mitteln aus. Trotz dieser Reduktion der Mittel ist auf Grund der 

gestiegenen Gesamtaufwendungen auch der reduzierte Anteil 1997 so hoch, daß er das Niveau von 

1995 fast wieder erreicht (siehe Tabelle 23). 
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Tabelle 23 : Aufwendungen für Leistungsstipendien und Förderungsstipendien 
im Bereich der Universitäten und Kunsthochschulen, Beträge in Mio 
ÖS, 1991 bis 1997 

Jahr Leistungsstipendien Förderungssti pendi en 

1 991 1 2,0 3,5 

1 992 13,6 4,4 

1 993 14,3 5,0 

1 994 2 1,0 7,1 

1 995 2 1 ,7 8,6 

1 996 24,0 8,8 

1 997 21 ,2 9,9 

Förderu ngsstipendien 

Der Anteil der Förderungsstipendien an den Gesamtmitteln für Studienfdrderung im vergangenen­

Kalenderjahr beträgt 1 %. Hierin ist im Berichtszeitraum keine Änderung eingetreten, sodaß die zur 

Verfugung stehenden Mittel projX)rtional zu den gesam ten Förderungen für di e Studi enförderung 

kontinuierlich gestiegen sind. Im Unterschied zu Leistungsstipendien werden die Förderungs­

stipendien erfahrungsgemäß nicht im vollen Ausmaß von den Universitäten und Kunsthochschulen 

ausgeschöpft (siehe Tabelle 23). 

Studienunterstützungen 

Zum Ausgleich sozialer Härten kann der Bundesminister rur Wissenschaft und Verkehr im Rahmen 

der Privatwirtschaftsverwaltung Studienunterstützungen vergeben. 

Der Anteil der Studienunterstützungenistim Berichtszeitraum kontinuierlich gesunken. Dies ist vor 

allem darin begründet, daß soziale Härtefälle, welche durch die strikte Anwendung des Studienfor­

derungsgcsetzes verursacht wurden, im Zuge von Novellierungsmaßnahmen weitestgehend beseitigt 

wurden, sodaß die Ausgleichszahlung durch Studienunterstützungen nur in geringerem Fall notwen­

dig wurden. Im Berichtszeitraum ist die Zahl der Ansuchen um 300 Fälle zurückgegangen,jene der 

Bewilligungen um 230 Hille, somit auch der Umfang der hiefiir notwendigen Beträge (siehe Tabelle 

24). 
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Tabelle 24: Studienunterstützungen in sozialen Härtefällen 1993 bis 1997 

01 Ansuchen 11 
1993 531 

1994 561 

1995 320 

1996 215 

1997 221 
1) jeweils Rechnungsabschluß 

Zuerkennung 

296 

269 

108 

52 

62 

11 Ausgaben in Mio Sl) I 
6,6 

5,3 

2,4 

1,5 

0,9 
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2. Beihilfen nach dem Familienlastenausgleichsgesetz 1967 

Die nach den Bestimmungen des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 vorgesehenen Leistungen 

werden zum Zwecke der Herbeiführung eines Lastenausgleiches im Interesse der Familie gewährt. 

Nach den Intentionen des Gesetzgebers sollen diese Leistungen des Bundes den Familien zufließen, 

um sie bei den Kosten, die mit der Versorgung, der Erhaltung und der Ausbildung der Kinder 

verbunden sind, zu entlasten. 

Für die Studierenden kommt von den Leistungen nach dem Familienlastenausgleichsgesetz 1967 

sicherlich der Familienbeihilfe die größte Bedeutung zu, wenn auch beispielsweise aus Mitteln des 

Ausgleichsfonds fur Farnilienbeihilfenfur die gesetzliche Unfallversicherung der Schüler und Studen­

ten ein jährlicher Beitrag von 60 Millionen Schilling geleistet wird. Darüberhinaus werden studieren­

de Eltern im allgemeinen für die Zuerkennung der Kleinkindbeihilfe und des Mutter-Kind-PaB­

Bonusses in Betracht kommen. 

2.1. Rechtliche Grundlage 

Die rechtliche Grundlage für die Gewährung direkter und indirekter Familienleistungen ist das 

Familienlastenausgleichsgesetz 1967 (FLAG 1967). Für Angehörige des Europäischen Wirt­

schaftsraumes/der Europäischen Union sowie für Angehörige von Ländern, mit denen Abkommen 

über Soziale Sicherheit bestehen, werden die Bestimmungen des PLAG 1967 durch Staatsverträge 

erweitert. 

2.1.1. Familienbeihilfe 

Die Familienbeihilfe ist die wesentlichste Familienleistung und wird derzeit an rund 1 ,1  Millionen 

Anspruchsberechtigte für rund 1,85 Millionen Kinder gewährt. 

Höhe der Familienbeihilfe 

Die Familienbeihilfe beträgt derzeit monatlich 1 300 S und erhöht sich ab Beginn des Kalendermo­

nats, in dem das Kind das 10. Lebensjahr vollendet, um monatlich 250 S; sie erhöht sich weiters ab 
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Beginn des Kalendermonats, indem das Kind das 19. Lebensjahr vollendet, um monatlich 300S. 

Für vollj ährige Studierende gelangt daher die Familienbeihilfe inHöhe von monatlich 1 850 S zur 

Auszahlung. Für erheblich behinderte Studierende erhöht sich die Familienbeihilfe um monatlich 1 

650 S. 

Anspruchsberechtigte Personen 

N ach den Vorgaben des Gesetzgebers wird di e Familienbeihilfe dem Haushal t zugeleitet, in dem 

das Kind versorgt und betreut wird. Gehört ein Kind zum gemeinsamen Haushalt der Eltern, so geht 

der Anspruch des Elternteiles, der den Haushalt überwiegend führt, dem Anspruch des anderen 

Elternteiles vor. Bis zum Nachweis des Gegenteiles wird vermutet, daß die Mutter den Haushalt 

überwiegend führt. Nur wenn das Kind dem elterlichen Haushalt nicht (mehr) zugehörig ist, hat der 

Elternteil Anspruch auf die Familienbeihilfe, der die Unterhaltskosten für das Kind überwiegend 

trägt. Ausgenommen von dem Grundsatz, daß Kinder den Anspruch auf die Familienbeihilfe nur 

vermitteln, sind lediglich die Vollwaisen und Kinder, die sich weitgehend selbst erhalten müssen. 

Dieser Personenkreis kann die Familienbeihilfe für sich selbst in Anspruch nehmen. 

Unter Kindern, die den Anspruch aufFamilienbeihilfe an denjeweiligen Elternteil vermitteln, versteht 

man dessen Nachkommen, dessen Wahlkinder und Nachkommen, dessen Stiefkinder und dessen 

Pflegekinder. 

Nach den Bestimmungen des FLAG 1967 haben Personen, die im Bundesgebiet einen Wohnsitz 

oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, Anspruch auf die Familienbeihilfe, wobei für auslän­

dische Staatsangehörige unter bestimmten Voraussetzungen die Fiktion eines Wohnsitzes im 

Bundesgebiet gilt. 

Familienbeihilfe für studierende Kinder 

Der Anspruch auf die Familienbeihilfe besteht für minderjährige Kinder und für volljährige Kinder, 

die das 26. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und die für einen Beruf ausgebildet werden oder 

in einem erlernten Beruf in einer Fachschule fortgebildet werden, wenn ihnen durch den Schulbesuch 

die Ausübung ihres Berufes nicht möglich ist. Bei volljährigen Kindern, die eine in § 3 des Studien­

förderungsgesetzes 1992 genannte Einrichtung besuchen, ist eine Berufsausbildung nur dann 

anzunehmen, wenn sie die vorgesehene Studienzeit pro Studienabschnitt um nicht mehr als ein 
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Semester oder die vorgesehene Ausbildungszeit um nicht mehr als ein Ausbildungsj ahr über­

schreiten. Wird ein Studienabschnitt in der vorgesehenen Studienzeit absolviert, kann einem 

weiteren Studienabschnitt ein Semester zugerechnet werden. 

Die Studienzeit verlängert sich aber durch ein unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis (zB 

Krankheit) oder Auslandsstudium, wobei eine Studienbehinderungvon jeweils drei Monaten eine 

Studienzeitverlängerung um ein Semester bewirkt. Auch die vom Bundesminister für Wissenschaft 

und Verkehr durch Verordnung festgelegte Verlängerung der höchstzulässigen Studiendauer für 

bestimmte Studienabschnitte bestimmter Studienrichtungen um jeweils ein Semester wird für die 

Gewährung der Familienbeihilfe ebenfalls berücksichtigt, weil die - dieser Verordnung zugrunde 

liegenden - erschwerten Studienbedingungen die Annahme einer Studienbehinderung von drei 

Monaten rechtfertigen. Im Sommersemester 1998 nehmen 2 952 Studierende das "Verordnungs­

semester" für die Gewährung der Familienbeihilfe in Anspruch. 

Desgleichen führen Studienverzögerungen, die auf ein nicht vom Studierenden zu vertretendes 

unabwendbares oder unvorhergesehenes Ereignis im Studien- und Prüfungsbetrieb zurückzuführen 

sind, zur Verlängerung der Studienzeit um ein Semester. Ein solcher Umstand muß durch den 

Betreffenden individuell nachgewiesen werden. Im Sommersemester 1998 wird für 15 Studierende 

die Familienbeihilfe gewährt, die den genannten Verlängerungstatbestand erfüllen. 

Weiters verlängert die Tätigkeit als Studentenvertreter nach dem Hochschülerschaftsgesetz 1 973 

während einer vollen Funktionsperiode (vier Semester) die vorgesehene Studienzeit um ein Semes­

ter. 

Die Aufnahme als ordentlicher Studierender gilt als Anspruchsvoraussetzung für das erste Studien­

j ahr. Der Studienerfolgsnachweis ist nur mehr einmalig - nämlich nach Ablauf des ersten Studien­

j ahres - in Form der Ablegung einer Teilprüfung der ersten Diplomprüfung oder des ersten Rigoro­

sums oder von Prüfungen aus Pflicht- oder Wahlfächern des betriebenen Studiums im Gesamt­

umfangvon acht Semesterwochenstundenzu erbringen. Die für die Verlängerung der Studienzeit 

genannten Gründe gelten für die Erbringung des Studienerfolgsnachweises sinngemäß. 
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Bei einem Studienwechsel gelten nunmehr die in § 17 des Studienförderungsgesetzes 1992 ange­

führten Regelungen auch für die Gewährung der Familienbeihilfe. Demnach kann das Studium 

jeweils spätestens nach dem zweiten inskribierten Semester zweimal gewechselt werden, ohne daß 

es zum Wegfall der Familienbeihilfe komm t. Ein Wechsel nach dem dritten inskribierten Semester 

führt aber zum Verlust der Fami1ienbeihilfe, sofern nicht die vollständige Anerkennung der bereits im 

vorhergehenden Studium abgelegten Prüfungen erfolgt. 

Die Altersgrenze für die Gewährung der Familienbeihilfe wurde allgemein auf das vollendete 26. 

Lebensjahr herabgesetzt. Für Studierende, die den Präsenz- oder Zivildienst abgeleistet haben und 

für studierende Mütter oder Schwangere kann die Familienbeihilfe bis zum 27. Lebensjahr gewährt 

werden, wenn die vorgesehene Studienzeit noch nicht erschöpft ist. Auch die ab 1 .  Jänner 1998 

gesetzlich geregel te Ausbildung von Frauen im Bundesheer kann für Studentinnen künftig ebenfalls 

die Gewährung der Familienbeihilfe bis zum vollendeten 27. Lebensjahr begründen. 

Auf Studierende mit Kind wird unter 2. 1 .4. näher eingegangen. 

Für erheblich behinderte Studierende kann die Familienbeihilfe ebenfalls bis zum vollendeten 27. 

Lebensjahr gewährt werden, wobei für diesen Personenkreis die Bestimmungen über die vor­

gesehene Studienzeit, den Studienerfolgsnachweis und den Studienwechsel nicht zur Anwendung 

kommen. Dadurch wird den erschwerten Studienbedingungen erheblich Behinderter Rechnung 

getragen. 

2.1.2. SchülerfreifahI1 und SchulfahI1beihilfe 

Mit Wirkung ab 1 .  September 1 995 ist die Schulfahrtbeihilfe für die Heimfahrten der Studierenden, 

die studienbedingt eine Zweitunterkunft außerhalb des Hauptwohnortes bewohnt haben, weggefal­

len. 

Gleichzeitig ist ab 1. September 1995 für die Schülerfreifahrt, die die Studierenden für die tägliche 

Fahrt von der Wohnung zur Universität in Anspruch nehmen konnten, der Selbstbehalt in Höhe von 

10 %, maximal 300 S, eingeführt worden. Aus Gründen der notwendigen weiteren Budgetkonsoli-
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dierung mußte die Schülerfreifahrt für Studierende ab 1 .  September 1 996 gestrichen werden, 

wodurch sich eine jährliche Einsparung von rund 530 Millionen Schilling ergeben hat. 

2.1.3. Entwicklung des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 seit 1995 

Das Familienlastenausgleichsgesetz 1967 ist seit 1995 mehrfach novelliert worden, wobei für die 

Studierenden -wie bereits ausgeführt - ab dem Sommersemester 1997 eine weitere Angleichung 

der Anspruchsvoraussetzungen an die des Studienförderungsgesetzes 1 992 erfolgt ist. 

Erwähnt werden nur jene Novellen, die eine unmittelbare Auswirkung auf studierende Kinder mit 

sich gebracht haben. 

Novellen im Berichtszeitraum 

- 43. Novelle zum Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBI. Nr. 297/1995: 

Allgemeine Verringerung der Familienbeihilfe ab 1 .  Mai 1995 um 100 S auf 1 300 S monat­

lich. 

Wegfall der Schulfahrtbeihilfe für die Heimfahrten der Studierenden mit Wirkung ab 

1 .  September 1995. 

EinfUhrung des Selbstbehaltes in Höhe von 10 %, maximal 300 S, für die Schülerfreifahrten 

ab 1 .  September 1995. 

- 44. Novelle zum Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBI. Nr. 201/1996: 

Anstclle der für den Wegfall der Familienbeihilfe maßgeblichen starren Einkommensgrenze 

von monatlich 3 500 S ist ab 1 .  Oktober 1 996 die Geringsfügigkeitsgrenze nach § 5 Abs. 2 

dcs Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes anzuwenden (1998: 3 830 S). Wegfall der 

Schülerfreifahrt für Studierende ab 1 .  September 1996. 

- 45. Novelle zum Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBI. Nr. 433/1996: 

Herabsetzung der Altersgrenze vom 27. Lebensjahr auf das vollendete 26. Lebensjahr ab 1 .  

Oktober 1 996. 
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Für volljährige Studierende, die den Präsenz- oder Zivildienst geleistet haben, kann die 

Familienbeihilfe weiterhin bis zum 27. Lebensjahr gewährt werden, wobei -gültig ab dem 

Sommersemester 1 997 - die vorgesehene Studienzeit noch nicht erschöpft sein darf. 

Auch für erheblich behinderte Studierende kann die Familienbeihilfe weiterhin bis zum 27. 

Lebensjahr gewährt werden. 

Anbindung der Familienbeihilfe in bezug auf die vorgesehene Studienzeit und bezüglich 

Studienwechsel an das Studienförderungsgesetz 1992 ab dem Sommersemester 1997. 

- 47. Novelle zum Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBI. I/Nr. 8/1998: 

Anhebung der Altersgrenze vom 26. auf das 27. Lebensjahr für Studierende, die vor Voll­

endung des 26. Lebensjahres ein Kind geboren haben oder anläßlich der Vollendung des 26. 

Lebensjahres schwanger sind -unter Berücksichtigung der vorgesehenen Studienzeit ab dem 

Sommersemester 1 997 - rückwirkend ab 1 .  Oktober 1996. 

- 48. Novelle zum Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBI. I/Nr. 30/1998: 

Berücksichtigung der Ausbildung der Frauen beim Bundesheer analog dem Präsenz-oder 

Zivildienst ab 1 .  Jänner 1998. 

2.1.4. Sonderaspekte 

Studierende mit Kind 

Die Geburt eines Kindes vor Vollendung des 26. Lebensjahres oder eine Schwangerschaft, die 

anläßlich der Vollendung des 26. Lebensjahres bei einer Studierenden vorliegt, wird für die 

Gewährung der Familienbeihilfe in zweifacher Weise berücksichtigt. 

Einerseits hemmen Zeiten des Mutterschutzes sowie die Pflege und die Erziehung eines eigenen 

Kindes bis zur Vollendung des zweiten Lebensjahres den Ablauf der vorgesehenen Studienzeit, 

andererseits kann die Familienbeihilfe - im Rahmen der vorgesehenen Studienzeit - längstens bis 

zum vollendeten 27. Lebensj ahr gewährt werden, weil durch eine Schwangerschaft oder Geburt 

eines Kindes das Studium in vielen Fällen nicht bis zum 26. Lebensjahr absolviert werden kann. 
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Zeiten der Pflege und Erziehung des eigenen Kindes können auch beim studierenden Vater zu 

einer Hemmung des Ablaufes der vorgesehenen Studienzeit führen. 

Zum 31 .  März 1998 wird für 346 Studierende die Familienbeihilfe bezogen, für die die Hemmung 

der Studienzeit wegen Mutterschutz oder Pflege und Erziehung eines eigenen Kindes in Betracht 

kommt. Zum gleichen Datum wird für 49 Studierende wegen Schwangerschaft oder Geburt eines 

Kindes die Familienbeihilfe über das vollendete 26. Lebensjahr gewährt. 

Erwerbstätige Studierende 

Von den mit Stand31 .  März 1998 festgestellten Studierenden, für die Familienbeihilfe gewährt 

wird, sind 854 statistisch als erwerbstätig erfaßt, wobei eine gesetzliche Meldeverpflichtung beim 

Bezug geringfügiger Einkünfte nicht vorgesehen ist. Die als erwerbstätig erfaBten Studierenden 

beziehen aber jedenfalls Einkünfte, die die Geringfügigkeitsgrenze nach § 5 Abs. 2 des All­

gemeinen Sozialversicherungsgesetzes von derzeit monatlich 3 830 S nicht übersteigen. Ab 1 .  

Oktober 1996 wurde § 5 Abs. 1 des FLAG 1 967 nämlich insofern geändert, als anstelle der 

starren Einkommensgrenze von monatlich 3 500 S der Betrag der Geringfügigkeitsgrenze, der 

jährlich valorisiert wird, aufgenommen wurde. 

Als maßgebliche Einkommensgrenze für erheblich behinderte Studierende gilt unverändert der 

Richtsatz nach § 293 Abs. 1 1it. a, bb des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes in Höhe von 

derzeit monatlich 7 992 S. 

Die Höhe der Einkünfte eines Kindes ist grundsätzlich ab Vollendung des 18. Lebensjahres von 

Bedeutung. Wird der maßgebliche Grenzbetrag überschritten, kommt es zum Wegfall der Fa­

milienbeihilfe. Es bleiben aber bei der Ermittlung der Einkünfte die durch Gesetz als einkommens­

teuerfrei erklärten Bezüge, Waisenpensionen und Waisenversorgungsgenüsse sowie Bezüge, die 

ein in Schul ausbildung befindliches Kind aus einer ausschließlich während der Schulferien ausgeüb­

ten Beschäftigung bezieht, außer Betracht. Unter Schulferien sind für die Studierenden die gesetz­

lich festgelegten Hochschulferien zu verstehen. 
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2.2 Quantitative Entwicklung 

Die Entwicklung der Zahl der Studierenden (aus den Bereichen BMWV, BMUK und BMAGS), 

für die Familienbeihilfe bezogen wird, ist geprägt von den Auswirkungen der Maßnahmen im 

Strukturanpassungsgesetz 1 996, die in zwei Etappen - im Wintersemester 1996/97 und im 

Sommersemester 1997 - wirksam wurden (siehe Tabelle 1 ). 

Tabelle 1: Familienbeihilfe für Studierende WS 95/96 bis SS 98 

Wintersemester 1995/96 

Sommersemester 1996 

Wintersemester 1996/97 

Sommersemester 1997 

Wintersemester 1997/98 

Sommersemester 1998 

Quelle : Statistik des BMUJF 

103.434 

102.887 

9 1 .917  

72.410 

76.713 

72.319 

Die Studierenden teilen sich auf sämtliche Einrichtungen im Sinne des § 3 des Studienfdrderungs-

gesetzes 1992 auf (siehe Tabelle 2) : 

Tabelle 2:  Familienbeihilfe für Studierende nach besuchten Einrichtungen im 
SS 98 

Universitäten 59.956 

Kath. bzw. philosoph.-theolog. Hochschulen + Konservatorien 831 

Akademien 6.695 

Kunsthochschulen 1 .590 

Fachhochschulen 3 .247 

1 Summe 72.319 1 
Quelle:  Statistik des BMUJF 

Generell muß zu den statistischen Auswertungen aber festgestellt werden, daß durch die Möglich­

keit der rückwirkenden AntragsteIlung auf Zuerkennung der Familienbeihilfe, die zu bestimmten 

Stichtagen vorgenommenen Auswertungen im nachhinein durchaus Änderungen erfahren können. 
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Die aus Gründen der Budgetkonsolidierung vorgenommenen Änderungen der Anspruchsvoraus­

setzungen für die Gewährung der Famili enbeihilfe mit Wirkung ab dem Sommersemester 1997 

haben sich insofern ausgewirkt, als sich die Zahl der Studierenden, für die Familienbeihilfe gewährt 

wird, im Sommersemester 1997 gegenüber dem Wintersemester 1996/97 um rund 20 000 

verringert hat. 

Diese Maßnahme hat im Jahr 1997 zu einer Einsparung von rund 450 Millionen Schilling geführt. 

Mit Stand 31 .  März 1998 wird für 1 314 Studierende wegen des abgeleisteten Präsenz- oder 

Zivildienstes über das vollendete 26. Lebensjahr die Familienbeihilfe bezogen. 

Zum 31.  März 1998 wird für 97 erheblich behinderte Studierende die Familienbeihilfe über das 

vollendete 26. Lebensjahr gewährt. 
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3. Kranken- und Unfallversicherung für Studierende 

3.1 Krankenversicherung für Studierende 

Geltende Rechtslage 

Grundsätzlich kommt für Studenten entweder eine sogenannte "Mitversicherung" als anspruchs­

berechtigte/r Angehörige/rin Frage (§ 123 ASVG) oder aber der Abschluß einer Selbstversiche­

rung, wobei insbesondere auf die (finanziell günstige) Möglichkeit der sogenannten Studenten­

selbstversicherung hinzuweisen ist. 

3.1.1.  Anspruchsberechtigung für Angehörige ("Mitversicherung") 

Ein Anspruch auf Leistungen aus der Krankenversicherung besteht für Angehörige, wenn sie ihren 

gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben und weder nach einem Bundesgesetzkrankenversichert 

sind noch Krankenfürsorge bei einer Krankenfürsorgeeinrichtung eines öffentlich-rechtlichen 

Dienstgebers beanspruchen können. 

Die vom Gesetz näher bezeichneten Kinder und Enkel (insbesondere auch uneheliche Kinder, 

Wahlkinder, Stiefkinder und Enkel in Hausgemeinschaft mit dem Versicherten sowie Pflegekinder, 

die vom Versicherten unentgeltlich verpflegt werden oder sich in einem Pflegeverhältnis auf grund 

behördlicher Bewilligung befinden) gelten grundsätzlich bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres 

als Angehörige. 

Über diesen Zeitpunkt hinaus gelten sie als Angehörige, wenn und solange sie sich in einer Schul­

oder Berufsausbildung befinden, die ihre Arbeitskraft überwiegend beansprucht, längstens bis zur 

Vollendung des 27. Lebensjahres. Die Angehörigeneigenschaft von Studenten (an einer im § 3 des 

Studienförderungsgesetzes 1992 genannten Einrichtung) verlängert sich nur dann, wenn sie ein 

ordentliches Studium ernsthaft und zielstrebig im Sinne des § 2 Abs.l lit.b des Familienlasten­

ausgleichsgesetzes 1 967 (FLAG), BGBl. Nr. 376, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. Nr. 311/1992, betreiben. (Ausnahme: Angehörigeneigenschaft des Kindes bei Selbst­

versicherten endet immer mit Vollendung des 1 8. Lebensj ahres.) 
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In der zitierten Bestimmung des FLAG heißt es  dazu: 

"Das Studium wird ernsthaft und zielstrebig betrieben, wenn im ersten Studienabschnitt nach jedem 

Studienjahr die AblegungeinerTeilprüfung der ersten Diplomprüfung oder des ersten Rigorosums 

oder von Prüfungen aus Pflicht- oder Wahlfächern des betriebenen Studiums im Gesamtumfang 

von 8 Semesterwochenstunden nachgewiesen wird. Die Aufnahme als ordentlicher Hörer gilt als 

Anspruchsvoraussetzung für das erste Studienjahr. Die Erbringung des Studiennachweises ist 

Voraussetzung für den Anspruch ab dem zweiten und den folgenden Studienj ahren des ersten 

Studienabschnittes. Der Nachweis ist erstmals zu Beginn des Studienjahres 1993/94 und un­

abhängig von einem Wechsel der Einrichtung oder des Studiums durch Bestätigungen derim § 3 

des Studienförderungsgesetzes 1992 genannten Einrichtungen zu erbringen. Der Nachweiszeitraum 

wird durch eine vollständige Studienbehindenmg infolge eines unvorhergesehenen oder unabwend­

baren Ereignisses (z.B.  Krankheit) oder ein nachgewiesenes Auslandsstudium verlängert. Eine 

Studienbehinderung von jeweils drei Monaten bewirkt dabei eine Verlängerung des Nachweiszeit -

raumes um ein Semester. Zeiten des Mutterschutzes sowie der Pflege und Erziehung eines eigenen 

Kindes bis zur Vollendung des zweiten Lebensjahres hemmen den Ablauf des Nachweiszeitrau­

mes."  

Durch die Verweisung des § 123 Abs. 4 Z 1 ASVG auf eine frühere Fassung der Bestimmung des 

§ 2Abs.1 Iit.b FLAGsollte die erweiterte Altersgrenze - bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres 

- im Bereich der Angehörigeneigenschaft des ASVG beibehalten werden. Der bis dahin ange­

strebte und weitgehend auch gegebene Gleichklang familienlastenausgleichsrechtlicher und sozial­

versicherungsrechtlicher Regelungen ist seither j edoch nicht mehr gegeben. 

In der Praxis ergibt sich daraus folgende Vorgangsweisefür die Krankenversicherungsträger zur 

Feststellung des Vorliegens der Angehörigeneigenschaft: 

Im ersten Studienjahr 

hat der Student Anspruch auf Familienbeihilfe. Eine entsprechend Eintragung in der 

Familienbeihilfe-Datenbank des Bundesministeriums für Finanzen, auf die auch die Kranken­

versicherungsträger Zugriff haben, wird vorgenommen. Wer im ersten Studienjahr in der Daten­

bank eingetragen ist, ist auch anspruchsberechtigter Angehöriger in der gesetzlichen Kranken­

versicherung. 
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Nach dem ersten Studienjahr (innerhalb des ersten Studienabschnittes) 

haben Studierende gegenüber dem Finanzamt den Studienerfolg "nachzuweisen. Vom Finanzamt 

erfolgt - in der Regel - eine weitere Prüfung erst nach Ablauf der gesetzlich vorgesehenen Studien­

dauer für den ersten Studienabschnitt plus einem weiteren Semester (§ 2 Abs. 1 lit.b FLAG 

i.d.g.F.). Für den Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung ist jedoch einjährlicher Nachweis 

erforderlich, daß das Studium ernsthaft und zielstrebig (Prüfungen im Umfang von acht Semester­

wochenstunden) betrieben wird (§ 2Abs.1 lit.b des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 in der 

Fassung BGBL Nr. 31 1/92). Dieser Nachweis ist daher den Krankenversicherungsträgern jährlich 

bis zur Beendigung des ersten Studienabschnittes zu erbringen. Die einmalige Anerkennung nach 

dem ersten Studienjahr durch die Finanzbehörde genügt nicht. 

Nach Beendigung des ersten Studienabschnittes 

ist die weitere Vorgangsweise - bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres des Studierenden ­

unproblematisch, da nach der oben zitierten und weiterhin in der gegenständlichen Frage an­

zuwendenden Fassung des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 der Nachweis eines ernsthaft 

und zielstrebig betriebenen Studiums nicht erforderlich ist. Es genügt somit die Vorlage der 

Inskriptionsbestätigung bzw. Fortsetzungsbestätigung. 

3. 1.2. Selbstversicherung für Studierende 

Grundsätzlich können sich Personen, die nicht in einer gesetzlichen Krankenversicherung pflicht­

versichert sind, in der Krankenversicherung selbst versichern, solange ihr Wohnsitz (bei Studieren­

den der gewöhnliche Aufenthalt) im Inland liegt (§ 16 i.V.m. § 76 ASVG). 

Für Studierende gilt ein Beitragssatz von derzeit (Werte 1998) monatlich S 489,60, der zur Hälfte 

vom Bund getragen wird. 

Ausgeschlossen von dieserbegiinstigtenStudentenselbstversicherungin der Krankenversiche­

rung ist, wer 
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1) ein Einkommen bezieht, das das im § 8 AbsA StudFG 1992 bezeichnete Höchstausmaß 

jährlich (d.s. S 50.000,-) überschreitet oder 

2) vor dem gegenwärtigen Studium das Studium im Sinne des § 17 StudFG 1992 gewechselt hat 

oder die gesamte Anspruchsdauer aufStudienbeihilfe für die Studienrichtung im Si nnedes § 18 

Abs. 1  und 5 StudFG 1 992 ohne wichtige Gründe (§ 19 StudFG 1992) um mehr als vier 

Semester überschritten hat oder 

3) vor dem gegenwärtigen Studium schon ein Hochschulstudium im Sinne der §§ 13  bis 15 

StudFG 1992 absolviert hat. Dieser Ausschlußgrundgilt nicht für Hörer der Diplomatischen 

Akademie sowie für Selbstversicherte, die während des Studiums keine selbständige oder 

unselbständige Erwerbstätigkeit ausüben, aus der sie ein die Geringfügigkeitsgrenze über­

steigendes Einkommen beziehen. 

Wer von der begünstigten Studentenselbstversicherung ausgeschlossen ist, kann unter den all­

gemeinen Voraussetzungen eine "normale" Selbstversicherung abschließen. Der entsprechende 

Beitragssatz beläuft sich auf monatlich S 3.345,60; über Antrag des Selbstversicherten kann dieser 

Beitrag durch den Krankenversicherungsträger herabgesetzt werden, sofern dies nach den wirt­

schaftlichen Verhältnissen des Versicherten gerechtfertigt erscheint (Richtlinien des HauptverlJandes 

der österreichischen Sozialversicherungsträger vom 19 . 12. 1994). 

3. 1.3 Entwicklung seit 1992 

Es ist keine Änderung sei t 1992 eingetreten, da nach der Änderung des Familienlastenausgleichs­

gesetzes mit dem Strukturanpassungsgesetz 1996 durch eine statische Verweisung in den Sozial­

versicherungsgesetzen der Rechtsstand, wie er im Familienlastenausgleichsgesetz in der Fassung 

1992 galt, aufrecht erhalten wurde. 

III-137 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 77 von 118

www.parlament.gv.at



74 

3.1.4 Sonderaspekte 

Studierende mit Kind 

Sonderregelungen existieren nicht. Es kommen daher die im Familienlastenausgleichsgesetz dar­

gestellten Möglichkeiten zum Tragen. Das ist eine Verlängerung des Nachweiszeitraumes durch 

Mutterschutz sowie Pflege und Erziehung eines eigenen Kindes bis zur Vollendung des 

2. Lebensjahres. 

Berufstätige Studierende 

Sonderregelungen existieren nicht. Wenn nicht bereits aufgrund der ausgeübten Berufstätigkeit ein 

entsprechender krankenversicherungsrechtlicher Schutz besteht, kommen die unter Punkt 3.1 .1 und 

3 . 1 .2 dargestellten Möglichkeiten in Betracht. 

3.2 Unfallversicherung 

3.2.1 Geltende Rechtslage 

Gemäß § 8 Abs. 1 Z l lit. i ASVG sind in der Unfallversicherung teilversichert: 

Ordentlich Studierende an der Universität, Hochschule künstlerischer Richtung, Fachhochschule und 

andere Studierende an Einrichtungen im Sinne des § 3 Abs. 1 Z 1 bis 7 und 9 des Studienför­

derungsgesetzes 1 992, BGBL Nr. 305, außerdem auch Personen, die zur Studienberechtigungs­

prüfung im Sinne des Studienberechtigungsgesetzes, BGBL Nr. 292/1985, zugelassen sind und 

Personen, die sich auf Prüfungen zwecks Zulassung zu einem Fachhochschul-Studiengang vor­

bereiten und zwecks Vorbereitung auf di ese Prüfungen Kurse bzw. Lehrgänge an Universi täten, 

Hochschulen, Einrichtungen der ElWachsenenbildung, privaten Werkmeisterschulenmit Öffentlich­

keitsrecht, Einrichtungen, die Fachhochschul-Studiengänge durchführen, oder staatlich organisierte 

Lehrgänge besuchen; zum Studi en(Lehr )gang zähl t auch ein angemessener Zeitraum für die Vor­

bereitung auf die Ablegung der entsprechenden Abschlußprüfungen und auf die ElWerbung eines 

akademischen Grades. 
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3.2.2 Entwicklung seit 1992 
Im wesentlichen keine Änderung. 

3.2.3 Sonderaspekte 

Studierende mit Kind 

Keine Sonderregelung. 

Berufstätige Studierende 

75 

Unfallversicherungsschutz gern. § 8 Abs. 1 Z 1 lit. i ASVG. 

3.3 Quantitative Entwicklung 

3.3.1 Krankenversicherung 

Daten über die Zahl der Studierenden, die entweder als Angehörige (bei den EItern, bei einem 

versicherten Ehepartner) beitragsfrei mitversichert sind oder als Erwerbstätige in der Kranken­

versicherung direkt versichert sind, liegen bei den einzelnen Krankenversicherungsträgem nur in 

nicht repräsentativen Einzelfällen vor ( z.B. Versicherungsanstalt der öffentlich Bediensteten); daher 

kann über diesen Bereich keine gesicherte Aussage getätigt werden. 

Verläßliches Datenmaterial existiert zur Zahl jener Studierenden, die eine begünstigte Selbst­

versicherung in der Krankenversicherung in den Jahren 1994 bis 1997 in Anspruch genommen 

haben. 

Auf Grund des Vertrages zwischen dem Hauptverband der Sozialversicherungsträger und dem 

Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr übernimmt das Bundesministerium die direkte 

Entrichtung des Betrages der begünstigten Selbstversicherung für Studierende zu 50 %. 

Die Abwicklung erfolgt durch direkte Überweisung der Beträge an die Versicherungsträger nach 

deren monatlichem Nachweis. Budgetiert sind diese Beiträge unter den Aufwendungen des Bundes­

ministeriums für Wissenschaft und Verkehr. Die Leistungen in diesem Bereich sind seit 1993 

erheblich gestiegen (siehe Tabelle 1 ). 
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Tabelle 1: Zahl der begünstigt selbstversicherten Studierenden und Aufwendun­
gen des Bundesministeriums für Wissenschaft und Verkehr 1993 bis 

I 
1997 

. 

I begünstigte Selbstversicherte 

Rechnungsabschluß 1994 1 6.400 

Rechnungsabschluß 1 995 18.600 

Rechnungsabschluß 1996 1 9.700 

Rechnungsabschluß 1 997 20.600 

Bundesvoranschlag 1998 

Aufwendungen in Mio S 

42,356 

42,755 

51,947 

50,724 

59,000 

Da sich in diesem Bereich seit 1992 keine prinzipielle Änderung der Rechtslage ergeben hat, ist die 

oben dargestellte Entwicklung vermutlich im wesentlichen von den nachfolgenden Faktoren abhän-

gig: 

• der Entwicklung der Zahl der Studierenden, 

• der Entwicklung der Altersstruktur der Studierenden, 

• der " Attraktivität" der begünstigten Selbstversicherung im Sinne einer äußerst kostengünstigen 

Versicherung. 

Eine exakte Analyse der Ursache des steigenden Trends bei der Inanspruchnahme dieser Möglich­

keit ist auf grund der vorliegenden Daten nicht möglich. 

Über diese Daten hinaus sind im Bereich der Krankenversicherung keine Daten über Studierende 

vorhanden. 

3.3.2 Unfallversicherung 

Nach Auskunft der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt waren im Jahr 1997 rund 215.900 

Studierende unfallversichert. Die Zahl der Studentenunfälle betrug 270. 

Im selben Jahr erhiel ten 2 Studierende eine Unfallrente neu zugesprochen, der Gesamtstand der 

Bezieher einer Unfallrente betrug 1997 15  Personen mit einer durchschnittlichen monatlichen 

Ratenleistung von rund S 5.600,--. 
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4. Pensionsversicherung 

Wirksam für Studierende in der Pensionsversicherung ist einerseits die Berucksichtigung von 

Studienzeiten für die Pension, andererseits der durch das Studium verlängerte Zeitraum der Auszah-

lung von Waisenpensionen. 

4.1 Versicherungszeiten in der Pensionsversicherung 
(Studien- und Ausbildungszeiten) 

Als Versicherungszeiten werden alle Zeiten bezeichnet, die sich auf die Feststellung eines Pensions­

anspruches auswirken. Nach dem Zustandekommen unterscheidet man Versicherungszeiten in 

- Beitragszeiten 

- Ersatzzeiten 

Ersatzzei ten sind Versicherungszeiten, für die eine Beitragsentrichtung in der Regel nicht vorgesehen 

ist. Es handelt sich dabei um Zei ten, in denen der Versicherte nicht in der Lage oder verhindert war, 

Beitragszeiten zu erwerben. 

4. 1 . 1  Geltende Rechtslage 

Studien- und Ausbildungszeiten sind Ersatzzeiten. Diese werden allerdings für die Erfüllung der 

Anspruchsvoraussetzungen und bei der Bemessung einer Eigenpension nur dann angerechnet, wenn 

Beiträge hieftir gezahlt werden. 

Studicn- und Ausbildungszeiten im Hochschulbereich sind nur in folgendem Ausmaß Ersatzzeiten: 

• Höchstens 12 Semester des Besuches einer Hochschule, Kunstakademie oder Kunsthoch­

schule und 

• höchstens sechs Jahre der vorgeschriebenen Ausbildung für den künftigen, eine abgeschlossene 

Hochschulausbildung erfordernden Beruf. 

III-137 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 81 von 118

www.parlament.gv.at



78 

Es muß sich in allen Fällen um eine inländische (Hoch-)Schule handeln. Als Ersatzzeit gilt die Zeit 

nur dann, wenn eine andere Versicherungszeit nachfolgt. 

Jedes Studiensemester wird mit höchstens vier Monaten gerechnet. 

Der Beitrag für einen Monat Hochschule, Kunstakademie oder Kunsthochschule sowie Aus­

bildungszeit für den künftigen, abgeschlossene Hochschulbildung erfordernden Beruf(Universität) 

beträgt S 6.384,--. 

Ab dem 40. Lebensj ahr des/der Versicherten ist noch zusätzlich ein vom Alter abhängiger Risiko­

zuschlag zu entrichten. 

Tabelle 1: Risikozuschlag 

Alter bei Faktor Schule Hochschule 

Antrag 

bis 40 1 ,00 S 3. 192,-- S 6.384,--

ab 40 1 , 12 S 3.575,-- S 7. 150,--

ab 45 1 ,34 S 4.277,-- S 8.555,--

ab 50 1 ,66 S 5.299,-- S 10.597,--

ab 55 2,22 S 7,086,-- S 14. 172,--

ab 60 2,34 S 7.469,-- S 14.939,--

Es können beliebig viele Monate bis zum angegebenen Höchstausmaß nachgekauft werden. Erfolgte 

der Nachkauf, dann sind diese Zeiten natürlich auch für die Pensionshöhe zu berücksichtigen. Der 

Antrag auf Nachkauf muß vor dem Stichtag gestellt werden. 

4.1.2 Entwicklung seit 1992 

Schul-, Studien- und Ausbildungszeiten waren ursprünglich hinsichtlich der Anspruchsvorausset­

zungen, nicht aber auch für die Höhe der Pension beitragsfrei zu berücksichtigen. 

Ab einem Stichtag 1 .7. 1996 ist auch für die Anspruchsvoraussetzungen für die Direktpensionen 

grundsätzlich ein Beitrag zu entrichten. 

III-137 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)82 von 118

www.parlament.gv.at



79 

Ohne Beitragsentrichtung sind diese Zeiten weder anspruchs- noch leistungswirksam. 

Für die Hinterbliebenenpension erfolgt die Anrechnung (nur) für die Anspruchsvoraussetzungen 

weiterhin beitragsfrei. 

4.1.3 Sonderaspekte 

Studierende mit Kind 

Zeiten der Kindererziehung gelten als Ersatzzeiten (48 Monate pro Kind), für die ein Beitrag nicht 

entrichtet werden muß. 

Berufstätige Studierende 

Zeiten einer versicherungspflichtigen Erwerbstätigkeit gelten als Beitragszeiten, sofeme die Geringfü­

gigkeitsgrenze (1998: S 3.830,--) überschritten wird. 

Bei geringem Erwerbseinkommen besteht die Möglichkeit der freiwilligen Selbstversicherung in der 

Kranken-und Pensionsversicherung. Der Wohnsitz muß im Inland sein und das Gesamteinkommen 

darfÖS 3.830,-- im Monat nicht übersteigen. Der Versicherungsschutz beginnt mit dem auf die 

AntragsteIlung folgenden Tag. 

Die Selbstversicherung kostet öS 523,-- im Monat. Dieser Betrag muß von den Beschäftigten 

selbst eingezahlt werden. Die Selbstversicherung bei geringfügiger Beschäftigung stellt eine günstige 

Alternative zur Selbstversicherung in der Kranken- und Pensionsversicherung dar. 

4.2 Waisenpension 

4.2.1 Geltende Rechtslage 

Anspruch auf Waisenpension hat das Kind nach dem Tod des Versicherten. Als Kinder gelten: 

1 .  die ehelichen, die legitimierten und die Wahlkinder des/der Versicherten; 

2. die unehelichen Kinder einer weiblichen Versicherten; 
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3 .  die unehelichen Kinder eines männlichen Versicherten, wenn seine Vaterschaft durch Urteil 

oder durch Anerkenntnis festgestellt ist; 

4. die Stiefkinder und Enkel, wenn sie mit dem/der Versicherten ständig in Hausgemeinschaft 

leben. 

Nach der Vollendung des 18. Lebensj ahres besteht die Kindeseigenschaft nur über besonderen 

Antrag weiter, wenn und solange das Kind 

• sich in einer Schul- oder Berufsausbildung befindet, die seine Arbeitskraft überwiegend be­

ansprucht. 

Hinsichtlich der Dauer der Kindeseigenschaft ist nach dem Geburtstag des Kindes und dem Beginn 

des Studiums (der Berufsausbildung) zu unterscheiden: 

- Kinder, die vor dem 1 . 1 . 1970 geboren wurden. 

Die Kindeseigenschaft besteht grundsätzlich bis zur Vollendung des 26. Lebensjahres. Sie verlän­

gert sich über das 26. Lebensj ahr, wenn die Schul- oder Berufsausbildung durch die Erfüll ung der 

Wehr- oder Zivildienstpflicht, durch Krankheit oder ein anderes unüberwindbares Hindernis 

verzögert wurde, für einen die Dauer der Behinderung angemessenen Zeitraum. 

- Kinder, die zwischen dem 1 . 1 .  1970 und dem 31 .8. 1974 geboren wurden und das Studium (die 

Berufsausbildung) vor dem 1 .9 .1992 begonnen haben: 

Die Kindeseigenschaft besteht nur bis zur Vollendung des 25 . Lebensj ahres. Sie verlängert sich 

höchstens bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres, wenn die Ausbildung über das 25. Lebensjahr 

hinaus andauert, ein ordentliches Studium betrieben wird und die Studiendauer um nicht mehr als 

ein Semester pro Studienabschnitt überschritten wird. Überschreitungen der Studiendauer aus 

wichtigen Gründen (Krankheit, Schwangerschaft, andere unvorhergesehene oder unabwendbare 

Ereignisse) werden anerkannt. 

- Kinder, die ab dem 1 . 1 . 1970 geboren wurden und das Studium (die Berufsausbildung) ab dem 

1 .9 . 1992 begonnen haben, gelten längstens bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres als Kinder. 

Wenn sie eine Universität, Hochschule künstlerischer Richtung, Fachhochschule oder eine andere 

Einrichtung im Sinne des § 3 des Studienf6rderungsgesetzes besuchen, gelten sie allerdings nur so 
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lange als Kinder, als sie ein ordentliches Studium ernsthaft und zielstrebig betreiben. Studienbehin­

derungen werden berücksichtigt (§ 2 Abs. l lit b des FLAG idF BGBI.Nr.1992/3 1 1). (Diesbe­

züglich wird auf die Ausführungen im Bereich der Krankenversicherung verwiesen.) 

• seit der Vollendung des 18. Lebensjahres oder seit Beendigung der Schul- oder Berufsaus­

bildung infolge einer Krankheit oder eines Gebrechens erwerbsunfahig ist. Das Kind muß so 

krank oder behindert sein, daß es zu keiner Arbeit fahig ist, die es auf dem allgemeinen Arbeits­

markt gibt. 

Enkel haben keinen Waisenpensionsanspruch. Über das 18 .  Lebensj ahr hinaus wird die Waisen­

pension nur über besonderen Antrag gewährt. 

Ausgangspunkt für die Waisenpension ist immer die Witwenpension, die für die Waisenpension 

immer mit 60% berechnet wird. Das einfach verwaiste Kind erhält eine Waisenpension von 40%, 

das doppelt verwaiste Kind von 60% der Witwenpension. Waren beide Eltern versichert, so erhält 

das doppelt verwaiste Kind zwei Waisenpensionen. 

4.2.2 Entwicklung seit 1992 

Ab 1 .9.1992 wurde die Altersgrenze auf das 27. Lebensjahr angehoben. Bis zum Strukturanpas­

sungsgesetz 1996, BGBl. Nr.201,  wurde hinsichtlich der Ernsthaftigkeit und Zielstrebigkeit des 

Betreibens eines ordentlichen Studiums auf das FLAG, BGBl.Nr .376, verwiesen. Die diesbezügli­

che Einschränkung durch das Strukturanpassungsgesetz 1 996 im FLAG wurde im Bereich der 

Sozialversicherung nicht vorgenommen. 

4.2.3 Sonderaspekte 

Studierende mit Kind 

Die Sozialversicherungsgesetze sehen diesbezüglich keine Sonderregelungen vor. Es kommen die 

im Familienlastenausgleichsgesetz dargestellten Möglichkeiten zum Tragen (siehe unter 2. 1 .4). 
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Berufstätige Studierende 

Die Waisenpension geht verloren, wenn die Schul- oder Berufsausübung die Arbeitskraft des 

Studierenden nicht mehr überwiegend beansprucht (keine Bindung an die Geringfügigkeitsgrenze ). 

4.3 Kinderzuschuß 

4.3.1 Geltende Rechtslage 

Zu allen Pensionen aus den Versicherungsfällen des Alters und der geminderten Arbeitsfähigkeit 

gebührt für jedes Kind ein Kinderzuschuß. Zum Kinderbegriff wird auf die Ausführungen zu 4.2 

(Waisen pension) verwiesen. Auch für Enkelkinder besteht bei Erfüllung der sonstigen Vorausset­

zungen Anspruch aufKinderzuschuß. Der Kinderzuschuß beträgt S 300, -- und wird nicht angepaßt. 

Für ein und dasselbe Kind gebührt der Kinderzuschuß nur einer Person. 

4.3.2 Entwicklung seit 1992 

Zu Pensionen mit Stichtagen bis Juni 1993 gebührt ein höherer Kinderzuschuß: Er beträgt 5% der 

(höchsten) Bemessungsgrundlage, mindestens S 315,-- und höchstens S 650,--. 

4.3.3 Sonderaspekte 

Studierende mit Kind 

Es wird auf die Ausführungen zu Punkt 4.2.3 (Waisenpension) verwiesen. 

Berufstätige Studierende 

Es wird auf die Ausführungen zu Punkt 4.2.3 (Waisenpension) verwiesen. 
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4.4 Quantitative Entwicklung 

Völlig exakte Daten liegen dem Bundesministerium für Arbeit, G�sundheit und Soziales in diesem 

Bereich nicht vor. Anband einer durchgeführten Sondererhebung der einzelnen Pensionsversiche­

rungsträger sowie aufgrund der jährlich zu erstellenden Pensionsjahresstatistiken kann die Zahl und 

der Aufwand an Waisenpensionsleistungen für Studierende jedoch einigermaßen verläßlich abge­

schätzt werden: 

Tabelle 2: Waisenpensionsleistungen an Studierende in der Pensionsver­
sicherung 

I I Waisenpensionen an Studierende jährlicher Pensionsaufwand (in Mio S) 

1994 8.900 

1995 8.700 

1996 8.050 

1997 7.600 
Quelle: Sonderauswertungen der Pensionsversicherungsträger; 

Berechnungen des Bundesministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

320 

325 

320 

310 

Im Beobachtungszeitraum 1994 bis 1997 hat sich dabei ein kontinuierlich sinkender Trend an 

ausbezahlten Pensionsleistungen ergeben. Ursache dafür können einerseits die mehrfachen Ände­

rungen der Rechtslage seit Beginn derneunziger Jahre sein, andererseits aber auch demographische 

Effekte, da bereits seit Beginn der achtziger Jahre der gesamte Pensionsstand bei den Waisenpen­

sionen beinahe kontinuierlich rückläufig ist. 
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5. Förderungen nach dem Einkomme�steuergesetz 1988 

5.1 Geltende Rechtslage 

5.1.1 Kinderabsetzbetrag und Unterhaltsabsetzbetrag 

Eltern von studierenden Kindern werden auf Grund der Unterhaltslasten, die durch das Studium 

entstehen, steuerliche Begünstigungen gewährt. In Reaktion auf das Erkenntnis des VfGH vom 12. 

Dezember 1991,  G 188, 189, 290/91,  wurden zur steuerlichen Berücksichtigung der Familienlas­

ten im Familienbesteuerungsgesetz 1992, BGBl Nr 312/1992, Maßnahmen zur Familienförderung 

beschlossen. Ab 1993 wird für Studierende, für die der Anspruch auf die Familienbeihilfe besteht, 

ein Kinderabsetzbetrag gewährt, bei Studierenden, deren Eltern getrennt leben, wird darüber hin­

aus ein Unterhaltsabsetzbetrag bei dem Elternteil, der unterhaltspflichtig ist, berücksichtigt. Der 

Kinderabsetzbetrag beträgt ebenso wie der Unterhaltsabsetzbetrag für das erste Kind 350 Schil­

ling pro Monat, für das zweite Kind 525 Schilling pro Monat und ab dem dritten Kind 700 Schil­

ling pro Monat. Der Kinderabsetzbetragwird gemeinsam mit der Familienbeihilfe ausbezahlt, der 

Unterhaltsabsetzbetrag für Steuerpflichtige, die mit dem Kind, für das sie den Unterhalt leisten, 

nicht im gemeinsamen Haushalt leben, wird im Zuge der (Arbeitnehrner-)Veranlagung berücksich­

tigt. 

In neuerlichen Erkenntnissen des VfGH vom 17. Oktober 1997, G 168/96, G 285/96 und vom 

28. November 1997, G 451/97, zum Thema steuerliche Berücksichtigung der Unterhaltsleistungen 

stellt der Verfassungsgerichtshof fest, daß die Regelungen des Familienbesteuerungsgesetzes nicht 

ausreichend sind, die durch die Unterhaltslastengegenüber Kindern verminderte Leistungsfahigkeit 

adäquat zu berücksichtigen. Es ist nunmehr nach politischer Einigung ein neuerliches "Familienpa­

ket" in parlamentarischer Behandlung, das zu einer weiteren Erhöhung der Familienförderung im 

Bereich Familienbeihilfe und Einkommensbesteuerung führen wird. 
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5.1.2 Außergewöhnliche Belastungen 

Darüber hinausgehende Geltendmachungvon Kosten für Studierende als außergewöhnliche Bela­

stung sind mit Ausnahme der zusätzlichen Kosten für die auswärtige Berufsausbildung nicht mög­

lich (vgl dazu die Verfassungsbestimmung des § 34 Abs 7 Z 5 EStG 1988). Für Studierende, die 

im Einzugsbereich des Wohnortes keine Möglichkeit haben, ein angestrebtes Studium zu absol­

vieren, ist ein Pauschalbetrag von 1500 Schilling pro Monat der Ausbildung als außergewöhnliche 

Belastung für den Unterhaltszahlenden vorgesehen. Die Abzugsfähigkeit dieses Betrages ist nicht 

an den Bezug der Familienbeihilfe geknüpft, Voraussetzung ist jedoch, daß das Studium zügig vor­

angetrieben wird. 

5.1.3 Sonderaspekte 

Studierende mit Kind 

Bei Studierenden mit Kindern, die keine oder sehr geringe Einkünfte beziehen, kommt in der Regel 

die Negativsteuer zum Tragen: Wenn die Summe der Einkünfte durch die Absetzbeträge zu einem 

negativem Einkommen führen, dann wird der Alleinverdiener- bzw der Alleinerzieherabsetzbetrag 

bis zum Höchstausmaß von 2000 Schilling vom Finanzamt ausbezahlt. 

Berufstätige Studierende 

Bei berufstätigen Studierenden, die nichtselbständig tätig sind, auf Grund der Höhe des Lohnes 

zwar sozialversicherungspflichtig, aber nicht lohnsteuerpflichtig sind, kommt es zur Möglichkeit ei­

ner weiteren Negativsteuer: 10 % der Sozialversicherungsbeiträge, maximal aber 1500 S pro Jahr 

werden als Negativsteuervom Finanzamt ausbezahlt, wenn die Summe der Einkünfte auf Grund 

der Absetzbeträge zu einem negativen Einkommen führen. 
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5.2 Quantitative Entwicklung 

Der finanzielle Umfang der steuerlichen Berücksichtigung von Unterhaltsleistungen für Studierende 

ist nur annähernd zu schätzen. 

Kinderabsetzbeträge - Unterhaltsabsetzbeträge 

Die Zahl der Kinderabsetzbeträge ist gleich hoch wie die Zahl der Familienbeihilfenbezieher. Somit 

werden derzeit für rund 65.000 Studierende an Einrichtungen im Bereich des B undesministeri ums 

für Wissenschaft und Verkehr (vgl . oben 2.2) Kinderabsetzbeträge geleistet. Geht man unter Be­

rücksichtigung der Mehrkindstaffel beim Kinderabsetzbetrag von einer durchschnittlichen steuerli -

ehen Berücksichtigung von S 5.000, -- pro Kinderabsetzbetrag für einen Studierenden aus, beträgt 

das Gesamtvolumen im Bereich des Bundesministeriums für Wissenschaft und Verkehr 325 Mio S 

jährlich (für alle Studierenden rund 360 Mio S). In der budgetären Entwicklung seit 1995 ergibt 

sich für den Kinderabsetzbetrag - parallel mit der Familienbeihilfe (siehe oben 2.2) - ,  daß die Auf­

wendungen für alle Studierenden von rund 520 Mio S im Jahr 1995 auf rund 360 Mio S im Jahr 

1 998 gesunken sind. 

Schätzt man die Zahl der geltend gemachten Unterhaltsabsetzbeträge grob mit 15.000 Fällen für 

studierende Kinder (S 5.000,-- je Kind), beträgt die budgetäre Belastung dadurch rund weitere 

75 Mio S jährlich. 

Außergewöhnliche Belastungen 

Für rund50.000 auswärtige Studierende werden außergewöhnliche Belastungen gewährt, die sich 

durch den Steuertarif durchschnittlich zu 40 % steuermindernd auswirken, monatlich somit um 

S 600,--. Jährlich wird die Berücksichtigung außergewöhnlicher Belastungen für Eltern auswärtiger 

Studierender somit im Budget mit rund 360 Mio S wirksam. 
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6. Arbeitslosenversicherung 

Die Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz sind grundsätzlich keine Förderung für 

Studierende, da sich der Bezug einer derartigen Leistung und Durchführung eines Studiums prinzi­

piell ausschließen. Da unter bestimmten Voraussetzungen Studierende aber dennoch Arbeits­

losengeld beziehen können, werden im folgenden die Voraussetzungen für diesen Anspruch von 

Studierenden dargestellt. Grundsätzlich ist Voraussetzung, daß trotz Durchführung eines Studiums 

Arbeitslosigkeit im Sinne des Arbeitslosenversicherungsgesetzes vorliegt. 

6.1 Geltende Rechtslage 

Das Arbeitslosengeld dient zur finanziellen Absicherung für die Zeit der Arbeitsuche. Ordentliche 

Studierende einer Hochschule gelten nicht als arbeitslos, weil ihr Hauptaugenmerk nicht auf die 

Aufnahme einer neuen Beschäftigung, sondern auf den Abschluß des Studiums gerichtet ist. 

Unter folgenden Voraussetzungen kann das Arbeitsmarktservice jedoch Ausnahmen zulassen: 

1 .  Innerhalb eines Jahres vor Eintritt der Arbei tslosigkei t li egen parall el zum Studi um insgesamt 

mindestens sechs Monate arbeitslosen versicherungspflichtiger Beschäftigungen vor und 

2. die letzte Beschäftigung darf nicht zwecks Fortsetzung des Studiums selbst gelöst worden sein. 

Diese Regelung stellt sicher, daß nur j ene Studierenden Arbeitslosengeld beziehen können, die 

durch die Parallelität von Studi um und Arbeit bewiesen haben, daß sie durch das Studium nicht an 

einer neuerlichen Beschäftigungsaufnahme gehindert sind. 

Die gesetzlich vorgesehenen Rahmenfristen können ua. um Studienzeiten, insgesamt höchstens 

aber um drei Jahre, erstreckt werden. 

Die dreijährige Begrenzung soll die Nähe zu den Beitragszeiten zur Arbeitslosenversicherung si­

cherstellen. 
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6.2 Entwicklung seit 1994 

Für die Beurteilung des Vorliegens von Arbeitslosigkeit war die Erteilung einer Ausnahmegenehmi­

gung dann möglich, wenn das unmittelbar vorangegangene Dienstverhältnis und das Studium par­

allel dazu längere Zeit dauerte und die Beschäftigung nicht zwecks Fortsetzung des Studiums gelöst 

wurde. Diese Bestimmung wurde mit 1 .5 .1 996 durch die derzeit geltende Rechtslage präzisiert. 

Bis 1 .5 . 1 996 konnte die Rahmenfrist unbegrenzt erstreckt werden, wenn innerhalb der gesetzli­

chen Rahmenfrist Zeiten eines Studiums lagen. 
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7. Studentenheime und Mensen 

Weitere soziale Aspekte der Studierenden betreffen das Wohnen sowie die Verpflegung. Das 

Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr ist insoferne mit diesen Fragen befaßt, als die 

legistische Vorbereitung und Vollziehung des Studentenheimgesetzes, die Investitionsförderungvon 

Studentenheimen sowie die Mensen in dessen Zuständigkeit fallen. 

7.1 Geltende Rechtslage 

Mit dem Bundesgesetz über das Wohnen in Studentenheimen, BGBl.Nr. 291/1986 Studenten­

heimgesetz, wurden erstmals die bis dahin unklaren Rechtsverhältnisse zwischen den Studenten­

heimbewohnern und den Studentenheimträgern geklärt. 

Die Regelungen des Studentenheimgesetzes betreffen vor allem die Voraussetzung für die Auf­

nahme in ein Studentenheim, die mit dem Wohnen verbundenen Rechte und Pflichten, die Grund­

strukturen für di e innere Organisation der Heime sowie das Verfahren in Strei Will en. Das Studen­

tenheimgesetz wurde bislang einmal, und zwar durch die Aufnahme der Studierenden von 

Fachhochschul-Studiengängen in den Kreis der aufnahmeberechtigten Heimbewohner, novelliert. 

Nach der Zielsetzung des Studentenheimgesetzes soll vor allem den Studienanfangern die Neu­

orientierung arn Studienort durch eine rechtlich abgesicherte Unterkunft erleichtert werden. Nach 

dem Studentenheimgesetz ist daher der erstmalige Abschluß eines Benützungsvertrages für eine 

kürzere Dauer als zwei Jahre unzulässig. Nach Ablauf dieser Zeit ist der Benützungsvertragjeweils 

um wenigstens ein Jahr bis zum Ende der durchschnittlichen Studiendauer des gewählten Studiums 

zu verlängern, wenn soziale Bedürftigkeit vorliegt, bei der Vergabe auf die bisherige Entfernung 

zum Studienort Rücksicht genommen wird und der Studierende einen günstigen Studienerfolg im 

Sinne des Studienförderungsgesetzes nachweist. 

Heimplätze in Studentenheimen, die durch Mittel des Bundes gefördert wurden, sind vorn Heim­

träger auf der Grundlage des Widmungszweckes unter besonderer Bedachtnahme auf die soziale 

Bedürftigkeit zu vergeben. Für ausländische Studierende sind in angemessenenem Umfang Heim-
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plätze vorzusehen, wobei die Dauer des Benützungsvertrages auf die Dauer des gewährten Stipen­

diums beschränkt werden kann. 

An den Universitäten und Hochschulen künstlerischer Richtung sind in den meisten Fällen Mensen, 

Buffets und Cafeterien eingerichtet, an denen sich die Universitätsangehörigen zu meist günstigen 

Preisen mit Speisen und Getränken verpflegen und miteinander kommunizieren können. 

Die Mensen und Buffets werden insoferne durch den Bund gefördert, als an vielen Universitäten 

für die Betreiber besondere Rahmenbedingungen (etwa durch Verzicht auf die Einhebung von 

Pachtzins) bestehen. 

Häufig wird auch die Ersteinrichtung finanziert bzw. werden für Generalsanierungen Förderungen 

vergeben. 

Durch diese Förderungsmaßnahmen sollen die Gestehungskosten möglichst gering gehalten wer­

den, damit sich die Studierenden kostengünstig verpflegen können. 

Die überwiegende Anzahl der Mensen und Buffets wird derzeit von der Österreichischen Mens­

enbetriebsges.m.b.H. betrieben. Diese Gesellschaft ist seit Juni 1997 im Alleineigentum des Bun­

des. 

Neben der oben beschriebenen besonderen Form der Obj ektförderung wird über die Österrei­

chische Hochschülerschaft eine gezielte Subjektförderung für sozial bedürftige Studierende in Fonn 

von Essenszuschüssen geleistet. Diese Fonn der Subjektförderungwird nach bestehenden Richt­

linien durch Subventionen seitens des Bundesministeriums für Wissenschaft und Verkehr unter­

stützt. 

7.2 Quantitative Entwicklung 

Ende der achtziger Jahre bzw. Anfang der neunziger Jahre wurden bei Studentenheimbetreibern 

und Maturanten Erhebungen hinsichtlich Nachfrage und Bedarf an Studentenwohnheimplätzen 

durchgeführt. Dabei wurde ein Fehlbedarf von 7 000 Heimplätzen festgestellt. 
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Zur Bewältigung dieses Defizits hat der damalige Bundesminister für Wissenschaft und Forschung 

die Initiative gesetzt, zur sozialen und regionalen Förderung Studierender 7 000 zusätzliche Stu­

dentenwohnheimplätze zu schaffen. 

Durch die sukzessive Erhöhung der Investitionsförderungsmittel für Studentenheime konnte im Zu­

sammenwirken mit den Förderungsmaßnahmen des Bundesministeriums für Wissenschaft und 

Verkehr und den Heimträgerorganisationen Österreichs etwa 6 000 neue Studentenwohnheim­

plätze errichtet werden, sodaß zu Beginn des Studienjahres 1997/98 insgesamt etwa 24 000 Stu­

dentenheimplätze zur Verfügung standen. 

Dajedoch die forcierte Förderung der Heimbautätigkeit keinesfalls eine Gefährdung des vorhan­

denen Heimbestandes und Auslastungsproblemeinfolge des überalteten Standards aus den sech­

ziger und frühen siebziger Jahren nach sich ziehen durfte, werden weiterhin Investitionssubventio­

nen für Standardverbesserungen, Generalsanierungen und die Behebung von Zeitschäden gewährt. 

Von Heimträgerorganisationen erstellte und zur Förderung eingereichte Sanierungsprojekte und 

standardverbessemde Konzepte werden in den nächsten Jahren neben der Umsetzung des N eu­

bauprogrammes mit den dafür vorgesehenen Investitionsf6rderungsmitteln des Bundesministeriums 

für Wissenschaft und Verkehr einer Realisierung zugeführt werden. 

Die letzte umfassende Studentenheimerhebung, die Zahl und Ausstattung von Studentenheimen und 

Heimplätzen sowie die durchschnittlichen Heimpreise nach Zimmerbelegung und Ausstattung er­

mittelte, wurde im Wintersemester 1 997/98 durchgeführt. 

Laut den letzten Erhebungen standen zu Beginn des Studienjahres 1 997/98 österrei<;hweit in ins­

gesamt 192 Studentenheimen insgesamt 23 976 Heim plätze zur Verfügung. Ca. 90 % der Heime 

nehmen auch ausländische Studierende auf, etwa 35 % vergeben Plätze an Ehepaare. Etwa ein 

Drittel der Heime hat auch Plätze für behinderte Studierende zur Verfügung (siehe Tabelle 1). 
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Heime 

Insgesamt 

Wien 92 

Graz 27 

Innsbruck 28 

Salzburg 20 

Leoben 8 

Linz 1 1  

Klagenfurt 5 

Dombirn 1 

I Insgesamt I 192 I 

Tabelle 1 

ANZAHL DER STUDENTENHEIME NACH HOCHSCHULORTEN 

----- ---

Studierende 

- - -- -�-----
Studentenheime, die auch 

--- ---- -�-- --
Ausländer 

Studentenheime, die 

mit Kind 
Ehepaare Ehepaare Behinderte Männliche Weibliche 

m. Kind 
Männl./ 

Weibl. 

aufnehmen Studierende aufnehmen 

24 3 1  1 7  29 84 1 21 60 

1 3  1 4  1 2  13 24 4 2 21  

2 9 3 3 28 6 2 20 

5 6 4 3 1 9  3 3 1 4  

1 1 0 2 6 3 0 5 

3 5 3 6 1 1  0 1 10 

1 1 1 2 5 0 0 5 

0 0 0 1 1 0 0 1 

49 I 67 I 40 I 63 I 178 I 27 I 29 I 136 I 

I..D 
[\J 
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ÖSlERREICH 

im Einbettzimmer: 

Dusche am Gang 

mit Dusche, WC 

Dusche i.Z., WC a.G. 

GESAMT 

im Zweibettzimmer: 

Dusche am Gang 

mit Dusche, WC 

Dusche i.Z., WC a.G. 

GESAMT 

in Mehrbettzimmern: 

Dusche am Gang 

mit Dusche, WC 

Dusche i.Z., WC a.G. 

GESAMT 

in Garconnieren und 
Kleinwohnungen 

I INSGESAMT I 

Tabelle 2 
ANZAHL DER PLÄTZE, DURCHSCHNITTLICHE HEIMPREISE --------- -

Anzahl der Plätze Durchschnittlicher Heimpreis 
insgesamt 

Ohne zusätzl. Leistung Inkl.Frühstück Inkl.Halbpension 

Plätze Preis Plätze Preis Plätze Preis 

5073 4979 23 12 54 2571 40 4600 

5462 5288 2925 65 3534 109 3977 

1 273 1234 2125 0 0 39 5264 

1 1808 1 1501 2574 1 19 3097 188 4376 

3267 3171 1813 96 1983 0 0 

5931 5846 2354 59 3060 26 4100 

585 495 21 13 84 2550 6 3900 

9783 95 12 2161 239 2448 32 4062 

135 69 1563 42 1771 24 5335 

52 15 2482 0 0 37 3560 

15 15 2468 0 0 0 0 

202 99 1839 42 1771 61 4258 

2183 2169 2725 0 0 14 3720 

23976 I 23281 I 2416 I 400 I 2570 I 295 I 4286 

I I 

\.0 
UJ 
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Fast die Hälfte der Heimplätze findet sich in Einbettzimmern, 41 % in Zweibettzimmern. In den letzten 

Jahren hat eine Ausweitung des Heimplatzangebotes in Garconnieren und Kleinwohnungen (9 % ) 

stattgefunden. 

Die Preise für einen Heimplatz variieren sowohl mit der Zimmergröße als auch mit der sanitären Aus­

stattung. Im Durchschnitt kostete laut Studentenheimerhebung ein Heimplatz in einem Zweibettzimmer 

1 997/98 2 1 6 1  S, in einen Einbettzimmer 2 574 S. Für eine Garconniere oder Kleinwohnung sind 

durchschnittlich 2 725 S zu bezahlen (siehe Tabelle 2). 

Im Bereich der Studentenmensen werden vor allem Neu- und Umbaumaßnahmen gefördert (vgl. Ta-

belle 3). 

Für die verschiedensten sozialen Aktivitäten der Österreichischen Hochschülerschaft, wie beispiels­

weise die verbilligte Einnahme von Sozialmenüs durch Essenbons oder die Unterstützung von sozial 

bedürftigen Studierenden mit besonders hohen Wohnkosten, stehen im Budget jahr 1 998 Subventio-

nen in der Höhe von insgesamt 9,6 Mio S zur Verfügung. 

Tabelle 3: Aufwendungen des Bundesministeriums für Wissenschaft und Ver­
kehr für Studentenheime und Mensen 

I I Studentenheime I Studentenmensen I 
1 99 1  79,488.000 1 1 ,859.000 

1992 95,450.000 1 1, 988.000 

1 993 1 24, 1 94.000 22,991 .000 

1994 1 60,325.000 8,672.000 

1995 2 1 1 , 1 08.000 1 2,565.000 

1 996 250,577.000 10, 1 90.000 

1997 262,209.000 7,490.000 
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ANHANG 
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Befragung zur sozialen Situation von Studierenden 

im Sommersemester 1998 

Erläuterungen zur Erhebung 

Befragung und Stichprobe 

Die Befragung zur sozialen Situation von Studierenden 1998 wird vom Österreichischen Institut 

für Jugendforschung in schriftlicher Form mittels Fragebogen bei rund 10.000 inländischen Hörern 

an Universitäten, Kunsthochschulen und Fachhochschulen durchgeführt, wobei rund 8.000 Uni­

versitätsstudenten undje rund 1 .000 Studenten an Kunsthochschulen und an Fachhochschulen 

einen Fragebogen zugesendet erhalten. Bei den Berechnungen des Stichproben umfangs wurde 

von einer Rücklaufquote von 30 % ausgegangen. 

Die Stichprobe wurde für jede Hochschule nach dem Zufallsprinzip aus der Menge der Matrikel­

nummern inländischer eingeschriebener Hörer gezogen, wobei vorher Personen, die an mehreren 

Hochschulen studieren, ausschließlich ihrer " Stammhochschule" zugeordnet wurden. Im Universi­

tätsbereich wurde disproportion al nach Universitäten geschichtet, so daß auch an kleineren U ni­

versitäten mindestens 300 Adressaten angeschrieben werden. Im Kunsthochschulbereich, wo 

Aussagen nur über den Gesamtsektor getroffen werden, erfolgte die Ziehung proportional nach 

einzelnen Kunsthochschulen. Im Fachhochschulbereich wurden die Stichprobenadressaten -

ebenfalls proportional - nach einzelnen Fachhochschul-Studiengängen aus der Menge der Perso­

nenkennzeichen gezogen. Auch hier werden Aussagen nur über den Gesamtsektor getroffen wer­

den; da der Fachhochschulsektor noch im Aufbau begriffen und erstmalig in eine solche Erhebung 

einbezogen ist, wurde auf die Möglichkeit von Aussagen auf Ebene des einzelnen Fachhochschul­

standortes verzichtet - andernfalls wäre ein höherer Stichprobenumfang und eine disproportionale 

Schichtung nötig geworden. 
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Fragenprogramm 

Der Erhebungsbogen enthält Fragen zu Studiensituation, Vorbildung, Wohnsituation, Studienfinan­

zierung, zur eigenen Erwerbstätigkeit und zum persönlichen Hintergrund. Die Grundlage des Fra­

genprogramms bildeten die Fragen der letzten Sozialerhebung; sie wurden um die Fragestellungen 

ergänzt, die darüber hinaus in der gegenständlichen parlamentarischen Entschließung betreffend 

Erstellung eines Berichtes zur sozialen Lage der Studierenden thematisiert sind. Im Hinblick auf 

einen zukünftigen innereuropäischen Vergleich von Sozialindikatoren im Hochschulbereich wurden 

einige zentrale Fragebereiche mit der deutschen Sozialerhebung des HIS (" Hochschul-Informa­

tionssystem ") Hannover abgestimmt. 

Das vorläufige Fragenprogramm wurde den Mitgliedern des Projektbeirats zum gegenständlichen 

Bericht (Vertreter der Ressorts, Wissenschaft, Finanzen, Soziales sowie Jugend und Familie und 

Vertreter der Österreichischen Hochschülerschaft) in der ersten Beiratssitzung im März 1 998 prä­

sentiert' diskutiert und ihre Änderungsvorschläge soweit wie möglich eingearbeitet. Dieses Fra­

gen programm wurde vom Österreichischen Institut für Jugendforschung anschließend fragebogen­

technisch überarbeitet und ausgestaltet und einem Prätest unterzogen. Der endgültige Fragebogen 

findet sich nachstehend auf den nächsten Seiten. 

Stand der Erhebung 

Die erstmalige Versendung des Fragebogens an alleStichprobenadressaten erfolgte in der 18. und 

1 9. Woche des Jahres 1 998. Die Mahnversendung -wobei aus Gründen der Anonymität wieder­

um alle Adressaten angeschrieben werden - erfolgt in der 20. und 2 1 .  Woche des Jahres 1998. 

Die endgültige Rückmittlungsfrist für ausgefüllte Fragebögen liegt bei Ende Mai. Nach Durchfüh­

rung der notwendigen Gewichtungen werden die Rohdaten der Erhebung voraussichtlich Ende 

Juni und umfassendere Analysen bis Ende September 1998 vorliegen. 
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Befragung 

• •  

1l:9:})}}::: 
Oslerreichisc:hes 

InSI�ul für 
Jugendforsc:hung 
1 020 Wien, Glockengasse 4/3 Tel.: +43/1/214 78 81 

zur sozialen Lage der Studierenden 

Auftraggeber: 
B u ndes m i n isteri u m  fü r Wissenschaft u nd Verke h r  

Durchführung: 
Österreichisches I nstitut fü r Jugendforsch u ng 

Wien, im April 1 998 

III-137 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 103 von 118

www.parlament.gv.at



Österreichisches Institut fiir Jugendforschung 
Glockengasse 4/3 
A - 1020 Wien 

Sehr geehrte Damen, 
sehr geehrte Herren ! 

Das Österreichische Institut fur Jugendforschung wurde vom Bundesministerium fur 
Wissenschaft und Verkehr beauftragt, die Befragung zur sozialen Lage der Studierenden 
durchzufuhren. Wir bitten Sie nunmehr, die folgenden Fragen zu beantworten und den 
ausgefullten Fragebogen bis zum 1 8. Mai 1 998 in dem beiliegenden Rückkuvert an das ÖD zu 
retournieren. 
Ihre Adresse wurde in einem Stichprobenverfahren durch Zufallsauswahl ermittelt. Durch die 
Retournierung des Fragebogens in dem neutralen Rückkuvert, sind Ihre Angaben sind anonym, 
und es sind keinerlei Rückschlüsse auf lhre Person möglich. 

Zum Fragebogen: 

Wir haben uns bemüht, den Fragebogen so zu gestalten, daß er ohne großen Schreibaufwand 
ausgefullt werden kann. Die Fragen sind in der Regel durch Ankreuzen oder Einsetzen einer 
Zahl in den vorgegebenen Kästchen bzw. Antwortfeldern zu beantworten. Wir bitten Sie, dabei 
wie folgt vorzugehen: 

Fragennummer 
� 

ja 

nein 

[8] 6 -+ weiter mit Frage 6 
o 7 

Sollten Sie noch Fragen haben, stehe ich Ihnen unter der Telefonnummer 0 1 /  2 1 4 78 8 1 0  gerne 
zur Verfugung. Herzlichen Dank fur Ihre Mithilfe!  

Mit freundlichen GruBen 

Marina Hahn 
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Bitte beachten Sie auch, mit welcher Frage Sie die Beantwortung fortsetzen sollen! 
U 

: :-: 2 

Bitte geben Sie die Kenndaten des Studiums vom WS 97/98 aus Ihrem 
Studienbuch an. auch wenn sich das Studium seither geändert hat. 
Tragen Sie bitte den Kennbuchstaben der Hochschule und die 
Kennzahlen der Studienrichtung ein. Sollten Sie die Kennungen nicht 
eruieren können. bitte hier langschriftlich eintragen: 

Universität, 
Hochschule: 

Studienrichtung: Studienrichtung: 

Kennzahl 1 . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Kennzahl !..  . . . . . . . . . . . . . .  . 
Bitte tragen Sie diese Kennzahlen getrennt für Ihr Hauptstudium und 
ein allfälliges Nebenstudiuml Doppelstudium ein. 

Kennzahl 2.. . . . . . . . . . . . . . . . . .  Kennzahl 2 . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Kennzahl 3 . . . . . . .  . . . . . . . . . . . .  Kennzahl 3 . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

. .  . 

. . .  . .  . . .  Semester . . . . . . . . . . . . . . . 
tät: erstma lig zum Studium :zlig�19�s.ei) 

!:("��l�:he:rtlS.tildileruIM�htlitt·befan[de.!l S�ie siclüni WS 97/9S ') Nur eine Nennung und. riur 

Habe im WS 97/98 ersUnals mit einem Studium begonnen (erstmals immatrikuliert) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
bin im l .Studienabschnitt ( l .Diplompliifung/ Rigorosum noch nicht abgelegt) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
bin im 2. Studienabschitt (2 .Diplomprufung/ Rigorosum noch nicht abgelegt) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Für (Veterinär)Mediziner: bin im 3 .Studienabschnitt (3.Diplolllprüfung/ Rigorosum noch nicht 
abgelegt) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
befinde mich bereits im Doktoratsstudium . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  

konnte aus gesundheitlichen Gründen nicht. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
konnte aus privaten/familiären Gründen nicht . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
war erwerbstätig . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
habe an meiner Abschlußarbeit gearbeitet. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
habe ein für mein Studium vorgeschriebenes Praktikum absolviert . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  

studiere nicht (mehr) e rnsthaft  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  

. . . . . . . . .  :: " 

. . . . . . . .  Semester 

im WS 19 . . . . .  . ./. . . . . . . . . .  

0 1 

02 

03 

04 

05 

. . .  . . . 

0 1 

02 

03 

04 

05 

06 

ja 0 1 

nein 2 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Semester 

3 

4 

5 

6 

7 
8 
8 

9 

10 

13 
1 1  

12 
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bessere Chancen auf dem Arbeitsmarkt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Studienbedingungen waren nicht akzeptabel . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 0 2  0 2  
Studium ist besser mit Erwerbstätigkeit zu vereinbaren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 0 3  0 3  

Studium ist besser mit privaten Verpflichtungen (Familie, Kinder u.a.) zu vereinbaren . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 0 4  0 4  

zu hohe Anforderungen im vorigen Studium . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 0 5  0 5  

Probleme mit einer (mehreren) Prüfung(en) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 0 6  0 6  

falsche Vorstellungen über den Inhalt des Studiums . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 0 7  0 7  

bessere Verwirklichung der fachlichen Neigungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0 8  0 8  

meine Interessen haben sich geändert . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 0 9 0 9  

persönliche Gründe, Änderung der Lebenssituation . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 0 10 0 10 

und zwar: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
HauiHstuditlm 

ja . . . . . 1--__ --==-___ ---;I--__ --==-___ -+--1 
habe Studienabschluß nie ernsthaft in Erwägung gezogen. . . .  02 02 1 

. 
. . . . . 

, 
. . .

. . . . . . . . - . 
,
. . 

nein . . . .  

W��c;l�e Gru�qe sihd dafur �erilnhvortliCh? Bean/lVorten Sie 
}n:l diesE(pj�h'R;e:h,j" jij" E � sClwc'iJi' ' ['j 1I7fl:J(iüjjtstüd(iliii, ai.f auch jü r ei 17 

i : i . : . I ��«�f��!�t�e��;��kJ#iW· · : . . . . . ; Ail/.ejeweils alle Gründe 

Kinderbetreuung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
andere familiäre Gründe (z.B. Heirat, Pflege etc ) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
finanzielle Probleme . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
falsche Vorstellungen und Erwartungen an das Studium . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
zu hohe Anforderungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
inakzeptable Studienbedingungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
auch ohne Studienabschluß gute Chancen auf dem Arbeitsmarkt.  . . . . . . . .  . .  
Berufstätigkeit nimmt zuviel Zeit in Anspruch . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Beruf ist mir wichtiger geworden als Studium . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  

und zwar: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

.elurveraI1LStaiItungc�n (Vorlesungen, Seminare, Übungen, Prüfungen an 
Hochschule, Blockveranstaltungen bitte anteilig eintragen) . . . . . . . . . . .  . .  

Ervvert)stältiglkeit (alle sonstigen Tätigkeiten gegen Endgeld) . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

1 . 

. . . . . Gründe Hällp�grUi�d : }}iiitiij�: 
.
. 

0 1  0 1  0 1 0 1  

0 2 0 2 0 2  0 2 

0 3  0 3 0 3  0 3 

0 4  0 4 0 4  0 4 

0 5  0 5  0 5  0 5  

0 6 0 6 0 6  0 6  

0 7  0 7  0 7  0 7  

0 8  0 8  0 8  0 8  

0 9  0 9  0 9  0 9  

16 
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tIn I�xtelnistl�nrrultun:l.. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . , . . . . . . . . . . . . . . . 
oder Studienberechtigungsprüfung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

In einem Abiturientenlehrgangl Kolleg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
an einer Pädagogischen- oder Berufspädagogischen Akademie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

an einer Sozialakadernie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
an einer Akademie für medizinisch-technische Bemfe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

in einer anderen Hochschulausbildung 
' tät - Kunsthochschule - . hitte streichen ! . . . . . . . . . . . . . . .  . 

bitte Jahre 
tse.gllllß :(leS:::;[Ü(1]luUts:ben:nst�@:(ailßer Ferülljobs und Praktika)? 

Jalfre vöi.: I�riiier:h i)e. 4."". .•. ..",,,j�r�r��1;ltigllngl Matura und wie viele Jälü:e. nach 
lenbel'ecllltiJ�m!� ��ätüf�iU3���(iI?(iillmjalls Null (0) einlragen.1 

. . . . . 

ium begonnen? 

u/ref}e.#.(i.e,tJn@�il((je,: 4n.\#�'4)7er.'!i�n: .5:ie e;nen Hauptgrundl " 

s ich mit dem Beruf begann, habe ich noch nicht an ein Studium gedacht. . .  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

ich war nicht sicher. ob ich überhaupt studieren sollte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  
wären die AufstJegschancen in meinem Beruf besser, hätte ich nicht zu studieren begonnen . . . . . . . .  . .  

I';;'=:';;';:·:.:::;:IC:S gab keine ausreichende finanzielle Unterstützung seitens der Eltern bz\\'. der Familie . . . . . . . . . . . . . .  . .  
der Berufsalltag war unbefriedigend, deshalb nahm ich ein Studium auf. .  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  
ich wollte sichergehen und habe deshalb zuerst eine Lehre absolviert . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . . 
der Beruf war fur mich eine praxisbezogene Vorbereitung auf das Studium . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  
durch das Studium wilUwollte ich meine Karrierechancen erhöhen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  
ich bin SeniorenstudentIn . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

und zwar: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Semester 

0 2 0 2 

0 3 0 3 

0 4  0 4  

0 5  0 5  

0 6  0 6  

0 7  0 7  

0 8  0 8  

0 9  0 9  
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meine Erfahrungen ennöglichen mir ein besseres Verständnis der Theorie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
den Beruf habe ich fachliche Grundkenntnisse für mein Studium erworben . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

ich kann Fertigkeiten aus dem Beruf als technische Arbeitshilfen beim Studium verwenden . . . . . . . . .  . 
ich konnte soziale Erfahrungen gewinnen, die im Studium nützlich sind . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
ich habe gelernt mich besser zu organisieren und kann nun zügiger studieren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

" 'oIUlll .... ll den Beruf habe ich Selbstvertrauen in meine Leistungsfiihigkeit gewonnen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
meine berufliche Tätigkeit bringt mir keinen Nutzen für mein Studium . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
..,VlL�UO';;"', und zwar: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . !"!" '!"IIIII

I 

den Eltern! Schwiegereltern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  
anderen Verwandten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

in Untenniete (bei Privatvennietern) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  
in einer eigenen Wolmung allein � . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  M icte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Gcnosscnschaft . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . . 
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  E igent u l11 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

in einer (eigenen) Wohnung mit PartnerIKind � . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Mictc . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Genossenschaft . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . . 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  E igcnlu l11 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
in einer Wohngemeinschaft . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

o 

0 1 

0 2 

0 3 

0 4  

0 5 

0 6  

0 7 

0 8  

0 9 

0 10  

Monat . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  öS. . . . . . . . . . . . .  öS . . . . . . . .  . .  
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: : leben in der selben Stadt. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
. ) leben in der nächsten Umgebung (bis 30 km Entfernung) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

: : : : leben 3 1  - 50 km entfernt. . .  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  : . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
: iC: leben 5 1  - 100 km entfernt. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
. :): leben 10 I bis - 300 km entfernt. . .  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . : : . -

· : :(J�ri:h�lin. . . 
O :e;;nl"i?9'f"n'I: : 1 . :Gcfdbetrag:/Monat·· :  

Geldzuwendungen der Eltern/ eines Elternteils (inkl. Unterha I tszahlullgen. Familienbeihilfe, die 
Ihre Eltern an Sie weitergeben) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Geldzuwendungen des (Ehe)Partners . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Geldzuwendungen von Verwandten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
staatliche Studienbeihilfe. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
andere Stipendien (ggf. monatlichen Betrag anteilig schätzen) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Familienbeihilfe, die vom Finanzamt oder elterlichem Arbeitgeber an Sie d irekt ausbezahlt wird 

Familienbeihilfe, die Sie für Ihre eigenen Kinder beziehen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  
eigener Verdienst aus (laufender/gelegentlicher) Erwerbstät igkeit während des Semesters 
(ggf. monatlichen Betrag anteilig schätzen) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
eigener Verdienst aus Ferialjobs (ggf. monatlichen Betrag anteilig schätzen) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  
eigene Mittel, die vor dem Studium erworben (angespart) wurden (ggf. I1Ivnatichen Betrag 
anteilig schätzen) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Waisenpension . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Darlehen von der Bank (ggf. monatlichen Betrag anteilig schätzen) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Darlehen von Dritten (ggf. monatlichen Betrag anteilig schäLzen) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  
Unterhaltszahlungen, die Sie fü r  eigene Kinder erhalten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  
Sonstiges, und zwar (z.B. Karenzgeld, Notstandshilfe, Arbeitslosengeld) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

.. . . . . . . . . . . . . . .  öS 

.. . . . . . . . . . . . . . .  öS 

. . . . . . . . . . . . . . . .  öS 

. .  . . . . . . . . . . . . . .  öS 

. . . . . . . . . . . . . . . .  öS 

. . . . . . . . . . . . . . . .  öS 

.. . . . . . . . . . . . . . .  öS 

.. . . . . . . . . . . . . . .  öS 

. . . . . . . . . . . . . . . .  öS 

.. . . . . . . . . . . . . . .  öS 

.. . . . . . . . . . . . . . .  öS 

.. . . . . . . . . . . . . . .  öS 

.. . . . . . . . . . . . . . .  öS 

.. . . . . . . . . . . . . . .  öS 

. .  . . . . . . . . . . . . . .  öS 
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für Nahrungsmittel. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
für Kleidung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
für LernrnitteU Lehrbücher . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
für laufende Kosten für ein eigenes Kraftfahrzeug . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
für (Überweisung der) MietIWohnkosten Nicht angeben. wenn bei den Eltern wohnhaft! . . . . . . . . . . . . . . .  . 
fiir MietIWohnnebenkosten (z.B. Strom, Heizung,ete.) Nicht. wenn bei Eltern wohnhaft! . . . . . . . . . . . . .  . 
Telefon, Rundfunk- und Fernsehgebühren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
fiir Anderes, und zwar: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

(Lebensmittel, Getränke, Mahlzeiten in Mensa. Restaurant.  ete . )  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Kleidung, Schuhe, Wäsche (inkl. Reinigung und Reparaturen) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Körperpflege (Seife, Kosmetika, Friseur, etc.) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  
Lernmittel und Lehrbücher (inkl. Fachliteratur, Schreibwaren. Kopien. Chemikalien. etc. )  . . . . . . . . . . .  . .  
Zeitungen, Zeitschriften, Bücher (nicht studienbezogen) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  

nde Ausgaben fiir eigenes Fahrzeug (Kosten anteilig pro A fonnt) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

1n.""F,·QV\..ll fiir öffentliche VerkehrsmitteL . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

an Dritte (z.B. Darlehen, Kredit. Alimente) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

1<::/"". " .'"'' zlIlre.ffen! 
r;.;:;:;;; ; ; ; ;"Lo".U l\'U"''''f;�IU MöbeU U mzugl Renovierung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

a-ri'il\p' .... Lernmittel wie z.B. Computer, Instrumente . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  
::IIIE�xkwrsion.en . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  

Krankheit! Zahnersatz . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Sonstiges, und zwar . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
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. . . . . . . . . . . . . . . . . . 
' · ahs?:=Efiiscij�rd.�H$i:�: 

aber nur weil ich bei meinen Eltern wohne. . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  0 1 

aber nur weil ich entsprechend (neben dem Studium) arbeite. .. . . . . . . . . . . . . .  . . . . . . . . .  . . . . . . . . . . . .  . . . .  . . .  . . . . . . . . .  0 2 
aber nur durch fast unzumutbare Einschränkungen in der Lebensflihrung. . . .  . . . . . . . . . . . . . . . .  . . . . . . . .  . . . . . .  0 3 
es geht gerade so . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  · . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  0 4 
ich komme ohne Probleme aus. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  0 5 
ich kann sogar etwas Geld zurücklegen. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  0 6 

b , , :}?!nern, ich muß (te) bei Verwandten! Freunden Schulden machen. . . .  . . . . . . . . . . . .  . . . . . . . . .  . . .  . . . . . . . . . .  . . . . . . . . . . . . . . . .  0 7 

F�� :;;�.n.nern, ich überziehe ständig (oft) mein Konto. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0 8 

1)��>: lne:in, ich muß(te) ein Darlehen! einen Kredit aufnehmen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  0 9 

E:nn::IFaLhr1tk.ostenzl1schuß im Rahmen der staatlichen Studienbcih i lfc . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

;; " I U:lstunigsstl pe nc1 IU mJ F örderungssti pendi um . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

FaJlllllllerlbeJll1.l1e, die meine Eltern für mich erhalten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
rru.liellbe:lhllte. die ich selbst erhalte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

'aITull,ent>ell:uUe, die ich für meine Kinder erhalte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Eltern erhalten Steuerbegünstigung durch den Kinderabsctzbctrag . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Eltern erhalten Steuerbegünstigung wegen außergewöhnl icher Belastungen flir auswärtiges 
StudiU01 

Ermäßigung bei öffentlichen Verkehrsmitteln (Studententickct u.ä.) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

sonstige Ermäßigungen (z.B. Rundfunk-, Fernsehgebühren. etc.) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

nesters? 

ja 0 

nein 

42 
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. . . . .  . .  

ja 

hatte die Altersgrenze von 26 Jahren überschritten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

hatte die verlängerte Altersgrenze von 27 Jahren überschritten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  

Altersgrenze nicht überschritten, aber die erforderlichen Leistungsnachweise fu r  das erste/ das 
vorangegangene Studienjahr (Nichtzutreffendes streichen) nicht erbracht. . .  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  

Altersgrenze nicht überschritten, aber d i e  Studiendauer des ersten/ zweiten (Nichtzutreffendes 
':,:':.':lscr,elC,neIJI Studienabschnitts unbegründet überschritten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Meine Eltern haben ihre Geldzuwendungen an mich um den vollen Betrag der Familienbeihilfe gekürzt. 

Meine Eltern haben ihre Geldzuwendungen gekürzt, aber nicht im vollen Ausmaß der Familienbeihilfe .  

Ich habe mich entsprechend eingeschränkt, um mit  den verfügbaren Mittel auszukommen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Ich bin verstärkt erwerbstätig geworden, um die weggefal lene Famil ienbeihilfe zu kompensieren . . . . . . . . . .  . . 
Ich habe mein Studium intensiviert, um wieder Anspmch auf die Familienbeihilfe zu haben . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Ich habe mein Studium i ntensiviert, um früher fertig zu werden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . . 
Der Wegfall hatte negative Auswirkungen auf meinen Studienfortgang . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . . 
Der Wegfall hatte keine Auswirkungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

und zwar: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
eine Nennungi 

o 
o 

02 

03 

04 

05 

0 1 

02 

03 

04 

05 

06 

07 

08 

Mitversicherung in der Krankenversicherung der Eltern bzw. eines Elternteils . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  0 1 
Mitversichert in der Krankenversicherung der/der PartnerslPartnerin. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  02 

begünstigte Selbstversicherung in der Krankenversichemng. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  03 

Versicherung auf grund einer Erwerbstätigkeit. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . . . . . . .  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  04 
'""" ,&.3Uj;" (Waisenpension, Arbeitslose, u.ä.). . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  05 

im Studienjahr 96/97 (Oktober 96 bis September 97) erwerbstätig (Von .S·tudenten. 
" ':':':" ':',,,,,,,,'<> im UIS 97/98 erstmalig zum Studium zugelassen wurden. nicht zu beantworten!). . . . . .  ja 

ja 

o 
o 

nein 

nein 

nein 

o 
o 

47 
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Sollten Sie in keinem dieser Zeiträume in irgendeiner Form berufstätig gewesf:n sein, bitte weiter mit Frage 58 
war erwerbstätig (in Anstellung oder selbstständig) 

Vollbeschäftigung / ganztags 

Teilbeschäftigung 20 oder mehr Wochenstunden 

Teilbeschäftigung 10 bis 1 9  Wochenstunden 

bis zu 1 00 Stunden im Semester (200 St. im Studienjahr) 

100 bis 250 Stunden im Semester (200 - 500 St. im Stjahr) 

mehr als 250 Stunden im Semester (> 500 SI. im Stjahr) 
, . . : . : . ' . . . : ' : ' :  . . : : . : : : :  : " : : : : : : :  : : : . : ' . : : . . . . . 

: IFerienjiobs. (nii!)9tls in A�Y6r.i��J��i���li :z�1t) . 

NeJ'1nt<rnf! pro 

zu 1 00 Stunden im Semester (200 St. im Studienjahr) 

:· ; ;,: I ,,, .. I,r als 250 Stunden im Semester (> 500 SI. im Stjahr) 

1 1 1 ! 11 �
�I-��

��: · !.��HI I :( · · · · · · · ; ; ; " : : ' : :",: :>: , , : : : : ' " . . . . . 
. � � > j .�}.: �� � . .  ; ;  . . : . . . . . . , . . . . . . . . . . . :;: . . . . : . : : : : :  . . . ;

.
: " : : : : : : : :  

0 1 

0 1 

0 1 

0 1 

0 1 

Studienjahr 
96/97 

0 1 

0 1 

0 1 

5 1  

: ; :': : : ' , .  
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ungelernte, angelernte Hilfskraft 

Angestellte/r . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . leitend . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 0 2 
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  nicht leitend . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 0 3 

Beamte/r, Vertragsbedienstete/r im öffentl. Dienst, Post, Bahn 
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Ieitend . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 0 4  
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  nicht leitend . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . O s  
selbstständige/gewerbliche Tätigkeit. . .  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 0 6 

freiberufliche Tätigkeit. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 0 7 

Werkvertragsnehmerln . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  0 8  

mithelfende Kraft im elterlichen! partnerlichen Betrieb . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  0 9 

Sonstiges, und zwar: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 0 10 

lire:=Eiivc=rb:stältli!.l<eit? Nennen Sie bille alle zulreffenden Grunde 54 

weil es zur Bestreitung meines Lebensunterhalts unbedingt notwendig ist (war) . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 0 1 0 1 

damit ich mir mehr leisten kann . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 0 2 0 2 

um besondere Ausgaben zu fi nanzieren (z.B. Urlaub. Auto . . . .  ) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0 3  0 3 

möchte fur meine weitere berufliche Tätigkeit wichtige Kontakte kniipfen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 0 4 0 4  

möchte praktische Berufserfahrung sammeln . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 0 5  0 5 

möchte das im Studium erworbene Wissen praktisch anwenden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  0 6 0 6 

möchte unabhängig sein, mein eigenes Geld verdienen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  0 7  0 7 

ich muß andere Personen mitversorgen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  0 8  0 8  

möchte später gegebenenfalls unabhängig VOIll Studium eine Beschäft igung haben . . . . . . . . . . . .  . .  0 9  0 9 

bin in erster Linie berufstätig und studiere nebenbei - aus In teresse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . . 0 10 0 10  

i n  erster Linie berufstätig, möchte mich aber beruflich weiterbilden bzw. höher O l l  O l l  
ualifizieren 

und Z\\'ar: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 0 1 2  0 1 2  

' jiüs eigener Erwerbs- bzw. BerufsÜÜigkdUiil , 5 

bis 20.000. 0 1 

20.00 1 . - bis 40.000. 0 2 

40.00 1 . - bis 60.00 I .  0 3 

60.00 1 .- bis 80.000. 0 4  

80.00 I bis 100.000. O s  
100.00 1 bis 1 20.000. 0 6 

1 20.00 I bis 140.000. 0 7  

140.00 I bis 160.000 0 8  

160.00 I bis 200.000. 0 9 

über 200.000 0 1 0  
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:': ,':'::,:Hc�lnn (konnte) bestimmte Lehrveranstaltungen nicht besuchen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
ziel gerichteter, weil ich sehe, worauf es ankommt. . .  . . . . . . . . . . . . . . . .  . . . .  . . . . . .  . . . .  . . .  . . . . .  . . . . . . . .  1 

': :}lzuwelniQ Zeit für gründliche Vor- und Nachbereitung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
I t{{Itlzuwenig Zeit für eine gründliche Prüfungsvorbereitung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
1OO" :':::':','·:::lwe Doppelbelastung macht mir zu schaffen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

: :·::·:::lln';;.rrl .. (hätte) mich gerne mehr dem Studium widmen (gewidmet), aber die Erwerbstätigkeit 
nimmt (nahm) mich zu sehr in Anspruch . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
habe aus der Arbeit Anregungen fiir mein Studium/ Diplomarbeit erhalten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  
mein Verdienst erlaubt(e) es mir, mir beim Studium mehr Zcit zu lassen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  
das Studium steht (stand) fiir mich nicht mehr so i m  Millclpllnkt . . .  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  

, . . . . : ' . . . . . " : . . " . : . " . " 

2 
2 
2 
2 
2 
2 
2 

2 
2 
2 

2 
.. 8L::'"''''��·;d: :�#.t.:�hdte.� auf nl:re derzeitige Stlldien- und Lebenssituatioo zü? . . . . . . . . 

Hochschule und Studium bilden den Mittelpunkt. auf den lllei ne Interessen und Aktivitäten 
ausgerichtet sind . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Mein Studium ist mir gleich wichtig wie andere Interessen und Bereiche außerhalb der 
Hochschule . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

: : ' : : . : ' " , : : " : : : " . . . 
. . . . . . . . s�#.fiS<;�ie, Stlldienelemeille rur Bcrufstii l ige vorsehen, wie . . . . . . .  : ' 

H����j���E; · �· : :�i�): gari.li��( �9�w���ig ())�:�CiiJ - weniger notwcndig (2), kann ich nicht hn;,' PiÄa" "'· Ptl 
' . '

.
'., ' (4)Ha>seii:�:güt und\ vtr(je 'ich sofort in Anspruch nehmcn (5). Zülreffende 

l;:'l<I.IlILII�<;1I oder Studienteile, die auch im Fernstudiulll absolviert werden können . . .  2 
2 

speziell für Berufsliitige (Abcnd- lind 2 
Block- Sommeriehrveranstaltul 

. . . . . . . . . 

3 

3 

3 

4 

4 

4 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

"
.
' : 58 

5 

5 

5 

. . . . 
re�:elln:äJ�lg. :�.:r . . \ .. � .. 'e .. rt: .)s. tät l·lg waren und in lhrcm Stlldillm bereit . . . . ::. !.; 'ri," ;'0' :'��"1 ��l��

(�
s����.����

ll
l l 

:L,u :· ... " .. "LJI 
. . . . . · · · ·· tigkeit aufgcben und ein speziel les: StipeIidJW1( �iJT ' 

Ar,,;<:pr·7�'ii 

59 

trifft nicht auf mich zu . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
unbedingt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
aber nur wenn mir mein Arbeitsplatz erhalten bleibt. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  

nein, mein Beruf läßt keine Pause von einem Jahr zu . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  

Niederösterreich 02 Burgcnland 03 Oberösterreich 04 Salzburg 

Kärnten 7 Tirol Ausland 
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Hi/:?/lb'lS 2000 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
1 bis 5000 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
1 bis 10 000 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

10 001 bis 100 000 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  , . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
als 100 000 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
lebe nicht mit festem Partner zusammen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  I------!:==.:=------j.::.:: 

·'···':H"'-11O<. lebe mit festem Partner zusammen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

. ,- .. . . . . : . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . : : ' , :  . . ' 
· leben: · Welche Tätigkeif übt Ihf(�):p�hrig�dti.) :ijgid�it:]IU,�;t:: : : : , , : . : : : . : : :  

geht zur Schule bzw. studiert . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 0 1 

ist ständig ganztags berufstätig . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 02 

ist ständig teilzeitbeschäftigt. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 03 

ist karenziert . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 04 

ist pensioniert . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 05 
ist Hausmann/ Hausfrau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . .  06 

und zwar: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 7 

. nein . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 69 O . �---�==----�--
ja, eines im Alter von: A ller bille in vollendelen Jahren 

ja, zwei: im Alter von: 
. 

drei oder mehrere: im Alter von: - . - . ... . : . : . 
. . . . . . . . . . . . . . .  

W��rt��:sie ntitt��hy.Clndi Jht�h K.Wdeiil iri :&�( W6hllung zusammen. von der aiIs Sie dle .F ·IOO'�S(*�1l� ,�5;u.c;heli'! 
alleine mit Kind(ern) tJ 1 
mit Kind(ern) und PartnerIn 02 
mit Kind(ern) und anderen Personen (Eltern. WG. u.ä. ) 03 

4 . . . . . , . , . . . . . . . . . · .. : HsCl�ätie:tl Sie:4e�lzeifä�v.a.:ri�:tur ·die Kinderbetreuung in einer für Sie ,.typischeIl:; Sell�esterWoclje.?:/ 

in einer Schulausbildung (ohne Studium) . 

in einer Bentfsausbildung (auch Lehrlinge) 

im Studium 

im Erwerbsleben 

Zivildienst. 

. . . . . . . . . . . . . . .  Stunden! Woche 

66 
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InhaberIn einer kleineren Finna, kleine(r) selbstständig Gewerbetreibende(r) 
Inhaberln einer größeren Finna, größere(r) selbstständig Gewerbetreibende(r) 
leitende(r) AngesteJlte(r) 
nicht leitende(r) AngesteJlte(r) 
leitende(r) Beamte(in), Vertragsbedienstete(r) im öffent ! .  Dienst. Post. Bahn 
nicht leitende(r) Beamte(in), Vertragsbedienstete(r) im ölTent ! .  D ienst . Post. Bahn 
selbstständige(r) Land- oder Forstwirt(in) 

sonstige(r) Arbeiter(in) 

r:n: /HTPflichtschlule (Volksschule, Hauptschule oder Höhere Schule ohne Abschluß) 

Mittlere Lehranstalt  (ohne Matura) 

Q""'6VI;1.3\.,ll'-l Berufspädagogische Akademie, Sozialakadelllic 
:Jalbgc�scl.lIo�;selle Hochschule! Universität 

0 1 
0 2 
0 3  
0 4 
0 5 
0 6  
0 7 
0 8  
0 9  
0 10 

O l l 

. · :Vate� : 
0 1 

0 2 
0 3  
0 4 
0 5  
0 6 

. - . - . . . . . . . - . . . . . . . . . . . :N�tt�inköm mcn Ihre Eltern ca. insgesall1t veffi@�Ji; dllü altb . . . . 75 

::H·!il��ilifr�;����61T�j���j��n�id����!gWr�U.�·� .• ��E:rw.e�; abziiglich Steueml Abgaben/ Sozialversicl\�rung; iri}(ll1$ive < 
t: 

. . . . . . . . . . . . . .  . . . . . 
Karcnzgcld. eIe.? 

. . . . . . . . 
Z\\'. -t5 00 1 . - und 50 000.- 0 8 
Z\\'. 50 00 1 . - und 60 000.- 0 9 
Z\\'. 60.00 1 . - und 70.000.- 0 10 
zw. 70 00 1 . - und 1 00 000.- O l l  
mehr als 1 00 000.- 0 1 2  
weiß nicht 0 13 
beide Eltern verstorben . . : . . . . , . . . . . . . . , ' , : , ' , 

H7G · . HabdUhre Eltern �h�iT : :
::. E 

0 1  N 
in.  dauernd getrennt/geschieden D 

III-137 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 117 von 118

www.parlament.gv.at



III-137 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)118 von 118

www.parlament.gv.at




